
AN DEN SCHWANKENDEN 

Du sagst: 
Es steht schlecht um unsere Sache. 
Die Finsternis nimmt zu. Die Kräfte nehmen ab. 
Jetzt, nachdem wir so viele Jahre gearbeitet haben 
Sind wir in schwierigerer Lage als am Anfang. 

;Der Feind aber steht stärker da denn jemals. 
Seine Kräfte scheinen gewachsen. Er hat ein unbesiegliches 

Aussehen angenommen. 
Wir aber haben Fehler gemacht, es_ist nicht zu leugnen. 
Unsere Zahl schwindet hin. 
Unsere Parolen sind in Unordnung. Ein Teil unserer 

Wörter 
Hat der Feind verdreht bis zu Unkenntlichkeit . 

Was ist falsch von dem, was wir gesagt haben 
Einiges oder alles? 
Auf wen rechnen wir noch? Sind wir Übriggebliebene, 

herausgeschleudert 
Aus dem lebendigen Fluß? Werden wir zurückbleiben 
Keinen mehr verstehend und von keinem verstanden? 

Müssen wir Glück haben? 

So fragst du. Erwarte keine andere Antwort als die deine! 

(Bertolt Brecht, 1933) 
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drucksachen-in halte 
Der vielfältige Liberalismus 

Blick zurück ... 

Die Strategiedebatte unter den Linksli­
beralen verschärft sich. Alles ist offen -
nur eine Mitarbeit in der FDP \ ird aus­
geschlossen. Die Liberalen Demo kra­
ten wollen trotz der Wah lkampfnie­
derlagen in Hessen und Bremen ihren 
vor einem Jahr begonnenen Aufbau 
ihrer Partei fortsetzen (Seite 9). Will iam 
Borm plädiert für ein Zusammenbleiben 
der Sozialliberalen, sieht jedoch keine 
Wahlchancen für die LD (Seite 11 ). Wil­
ly Brandt erneuert in einem Gespräch 
mit den liberalen drucksachen sein An­
gebot an die Liberalen sich in und bei 
der SPD zu engagieren (Seite 13) . Nor­
bert Mann, liberal-grüner Bundestagsab ­
geordneter verweist auf die Attrak tivität 
seiner Partei für Radikalliberal e (Sei te 
18). 

Das Unvermögen der Linksliberalen, geschlossenen zu handeln , wurde i 
für jeden offensichtlich. Diese Auseinandersetzungen, insbeson dere ihre E · i lung 
seit 1981, beschreiben Martin Sudich und· Thilo Schelling. In der ersten Fo 
sie, auch mit Einblicken hinter die Kulissen des Gerangels , an die Di 
vor und nach dem Bundesparteitag der FDP im Mai 1981 in Köln a . 

Denken für den Frieden 
Nicht zuletzt die Aktionen der 
Friedensbewegung haben Nach­
denklichkeit ausgelöst. Bernd 
Schriewer, Prof. L. Froese, Georg 
Schmiege und Heinz-Hermann 
Storck überlegen sicherheitspoli­
tische Konzepte, bzw die Folgen 
der Stationierung (Seiten 22 - 27) . 
Christoph Strässer zeigt Perspek­
tiven für die Friedensbewegung 
auf. Seite 3 

Totales, Recht 
Die zunehmende Militaris ieruno des Zivil­
dienstes im Zusam menhang mit de r Mil i­
tarisierung der Ge eil cha 'rd nac h 
Ansich t des 



drucksachen-herausgeber: 

Christoph Strässer: 

Die Auseinandersetzung 
um den Frieden annehmen 
und weiterführen! 

Nun ist's geschehen. Der Herbst geht zu 
Ende, die Friedensbewegung hat es nicht 
geschafft. 

So .oder ähnlich lauten die Kommenta­
re der letzten Tage und Wochen . 

Hämisch von denen, die es ja schon im­
mer gewußt haben, resigniert teilweise 
von denen, die sich nunmehr seit drei und 
mehr Jahren mit dem Einsatz ihrer gan­
zen Persönlichkeit gegen das gewehrt ha­
ben, was nun nicht mehr wegzudiskutie­
ren ist: Die Teile für die ersten Pershing II 
sind in "diesem unserem Land angekom­
men". 

Dennoch aber wage ich an dieser Stelle 
die Prognose: 

Schon jetzt, trotz des vermeintlichen 
Mißerfolges in der Stationierungsfrage, ist 
die Friedensbewegung eine erfolgreiche 
politische Kraft in diesem Land. Sie hat 
zwar nicht verhindern können, daß die 
Stationierung begonnen hat. 

Aber sie hat etwas im wahrsten Sinne · 
des Wortes 'bewegt". 

Nie zuvor sind die Regierenden ge­
zwungen gewesen, sich einer öffentlichen 
Diskussion über die Schizophrenie einer 
vermeintlichen Sicherheit durch eine _ 
"Strategie der Abschreckung" stellen zu 
müssen. 

Nie zuvor ist deutlicher geworden, daß 
wir auf Gedeih und Verderben Bestand­
teil globaler Auseinandersetzungen gewor­
den sind, die uns im Zweifel ohne Rück­
sicht auf unsere Interessen als getreue 
Vasallen der Mächtigen der Vereinigten 
Staaten opfern und auslöschen können. 

Und nie ist es deutlicher geworden als 
in diesen Tagen, daß das Parlament, die 
"Vertretung des ganzen Volkes" nichts 
mehr ist als ein Vollzugsorgan derjenigen, 
die ohne Rücksicht auf Mehrhezten, ohne 
Rücksicht auf Demokratie ihre wirtschaft­
lichen Interessen auf dem Rücken der 
Mehrheit der Bevölkerung durchsetzen. 

Eine makabre Szenerie, die sich in den 
zwei Tagen der Raketendebatte vor dem 
Bundestag darstellte. 

Die Bannmeile, einst geschaffen als 
Schutzzone de~ bürgerlichen Parlaments 
vor Eingriffen der Polizei der Monarchen, 

wird jetzt dazu mißbraucht, um das Parla­
ment, die "Volksvertretung" eines souve­
ränen demokratischen Staates, mit der 
Polizei der Herrschenden gegen den Sou­
verän, das Volk, zu schützen. 

So weit sind wir verkommen mit De­
mokratie und Rechtsstaat: Der Abgeord­
nete unterhält sich mit seinem Wähler nur 
noch über Wasserwerfer. 

Aber die Friedensbewegung hat diese 
Auseinandersetzung angenommen und 
wird sie weiter durchführen. 

Nicht Resignation, Abfinden mit dem 
vermeintlich Unabwendbaren ist die' Fol­
ge, muß sie sein, sondern Wut und Empö­
rung. 

Die Friedensbewegung darf sich nun 
nicht selbst bemitleiden, nicht in den 
Fehler verfallen, aus einer vermeintlichen 
Niederlage den erfolgversprechenden Weg 
zu verlassen. 

Es war eine Niederlage, fürwahr, aber 
nicht eine Niederlage für die Friedensbe­
wegung, es war eine Niederlage für alle, 
die für sich und ihre Kinder noch eine Zu­
kunft sehen. 

Und weil dies so ist, weil dies so viele 
Menschen wie nie zuvor erkannt haben, 
deshalb wird trotz dieser "Niederlage" 
die demokratische Bewegung gestärkt 
aus der Auseinandersetzung hervorgehen, 
weil noch mehr Menschen als vorher er­
kannt haben, daß dieser Weg, vorbereitet 
durch die Sozialliberalen, perfekter als 
die es gekonnt hätten vollendet durch 
die Wenderegierung, uns direkt in den 
Abgrund führt. 

Nichts von dem, was in den vergan­
genen Jahren erreicht wurde - an Be­
wegung, an Aktion, an Oberzeugungs­
kraft - darf verloren gegeben werden. 
Die Friedensbewegung, dies ist meine 
feste Oberzeugung, steht erst am An­
fang ihres Weges. 

Und dieser Weg wird der einzige 
sein, der unter den gegenwärtigen Um­
ständen langfristig den atomaren Holo­
caust als . Endergebnis einer "friedenssi­
chernden Politik" verhindern hilft. 
, Die Aufgaben der Friedensbewegung 

sind nicht einfacher geworden, aber sie 

sind wichtiger denn je: 
1. Das Nein zu neuen Massenvernich­

tungsmitteln muß noch entschiedener 
werden. Es muß mit allen erdenklichen 
Mitteln auf einen Stopp der Aufstellung 
hingearbeitet werden. 

Die Stationierung ist nicht ein Akt we­
niger Tage, sie wird Jahre in Anspruch 
nehmen. · 

2. Es muß darauf hingewirkt werden, 
daß die 'Nach'rüstung nicht zum Vor­
wand genommen wird für ein weiteres 
Anziehen der Rüstungsspirale. 

Dies gilt auch für die Ankündigungen 
der Sowjetunion über die Stationierung 
taktischer Systeme in der DDR und der 
CSSR! 

3. Es maß dafür gekämpft werden, daß 
bereits aufgestellte Raketen wieder ver­
schwinden! Sie dürfen nicht für lange Zeit . 
hier und anderswo verbleiben. 

4. Das Konzept der "atom waffenfreien 
Zonen" auf allen Ebenen muß Richt­
schnur für die weitere Arbeit sein. 

5. Das Konzept der 'Abschreckung" 
muß abgelöst werden durch alternative 
Sicherheitskonzepte, ausgehend von der 
Idee der Sicherheitspartnerschaft und mit 
dem Ziel der Auflösung der Militärblöcke. 

6. Die Rüstungskosten müssen gerade 
in Zeiten des Sozialabbaus, der Perspek­
tivlosigkeit insbesondere Millionen Ju­
gendlicher, drastisch eingeschränkt wer­
den zugunsten von Ausgaben im Bereich 
der Sozial- und Umweltpolitik, 

Dies sind nur einige der Ziele, die sich 
die Friedensbewegung nun vornehmen 
muß. 

Es darf keinen Streit geben über gute 
und schlechte Friedenskämpfer, darüber, 
ob man mit Sozialdemokraten oder Kom­
munisten in dieser Frage gemeinsame Sa­
che machen kann. Alle sind wir gefordert. 
Der Widerstand, die Verweigerung, der 
UngehorsamJTIÜssen noch stärker werden. 

Eine der alten Kampfparolen der 6Ber 
Apo rückt wieder in den Blickpunkt -zu 
Recht: 

Die Zeit ist gekommen ·- Protest muß 
zu Widerstand werden! 
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brief-drucksachen 

.. Beginnen wir in· unserem Land" 
Dieser Vorwurf gilt leider auch für die 

liberalen drucksachen: Ob er jedoch ob­
jektiv berechtigt ist, oder nur subjektiver 
Eindruck, mag dahinzustellen sein. 

Kein Ziel oder Wert kann heute die 
Auslösung eines Krieges rechtfertigen. 
Durch . die Massenvernichtungsmittel 
(ABC-Waffen) wird in jedem Fall verra­
ten, was gerettet werden soll, und seien · 
es Freiheit und Frieden. 

Das Nein zum Krieg und die Verwer­
fung der Massenvernichtungsmittel for· 
dern weltweit Konsequenzen politischen 
Handeins heraus: Abbau und Beseitigung 
der Massenvernichtungsmittel, Senkung 
des Rüstungsniveaus, Arbeit an einer 
Weltfriedensordnung. 

Carl Friedrich von Weizsäcker: "Wenn 
man den russischen Bären in die Ecke 
trebt, ist die Gefahr groß, daß er springt. 
Und das hieße: Atomares Schlachtfeld 

Einen Versuch wert 
Ich bin der Auffassung, daß die libera­

len drucksachen in der Tradition der 
geistvollsten Zeitschrift der ersten deut­
schen Republik steht bzw. stehen sollte: 
der "Weltbühne". 

1979 hat der Athenäum-Verlag den 
Neudruck der Weltbühne herausgegeben 
und diese Zeitschrift vor dem Vergessen 
bewahrt. Axel Eggebrecht, " zorniger alter 

·Mann " und einst selber Autor dieser jour­
nalistischen und republikanisch-demokra­
tischen Instanz in einer Republik otine 
Republikaner schreibt in seinem Begleit­
essay zur Neuausgabe der Weltbühne: 

"Die Leute, die sich einst um die Welt­
bühne scharten, waren natürlich keine 
Hellseher, aber alles in allem etwas weni­
ger blind als viele ihrer Zeitgenossen. Das 
machte sie unbequem und sogar verhaßt. 
Sie haben die tödlichen Krankheiten der 
ersten deutschen Demokratie frühzeitig 
erkannt und nach Kräften zu heilen ver­
sucht ... Sie waren keine Fanatiker. Es 
sieht so aus, als bestehe auch heute, gera­
de heute, ein Bedarf. an solcher Publizi­
stik." 

Ob die liberalen drucksachen diesen 
hohen Anspruch einlösen können, kann 
ich nicht beurteilen. Aber wir können 
eins: es versuchen. 

Dietmar Porten 
4100 Duisburg 

Ohne Chancen 
Sicherlich haben Ihnen nach den ver­

heerenden Wahlerergebnissen für den So­
zialliberalismus in Hessen und Bremen 
schon mehrere Abonnenten ähnliche Brie­
fe geschrieben, die, wie ich , meinen, daß 
der soziale Liberalismus derzeit kein In­
teresse in diesem, unserem Lande findet. 
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Europa." 
ln einem Atomkrieg werden die ~e­

benden - dazu gehören möglicherweise 
Generäle, Präsidenten, Generalsekretäre -
die Toten beneiden. 

Stimmt es, daß sich mit dem vorhan­
denen Potential an Nuklearwaffen über 
30 Jahre lang täglich das Ausmaß aller 
Verwüstungen des Zweiten Weltkrieges 
herbeifuhren läßt? 

Laßt uns die Atomwaffen aus der Weit 
schaffen. Beginnen wir damit in unserem 
Land. Treten wir ein für Abrüstung nicht 
nur in Ost und West, sondern in der gan­
zen Weit. 

Hans-Martin Flender 
5900Sie en 

Deshalb gebe ich den " ld" flir das Jahr 
1984, so schlimm es flir Sie sein mag, kei­
ne Chance, es sei denn als Zeitschrift ei­
ner Sekte. Ähnliches gilt auch für die Li­
beralen Vereinigungen und die Liberalen 
Demokraten. · 

Daraus resultiert flir mich die Perspek­
tive, eine liberale, an den Bürgerrechten 
und Toleranz orientierte Fraktion in der 
Partei DIE GRÜNEN zu unterstützen. 

Ich sehe keinen Sinn in einer kleinen 
Partei, deren Grundsatzprogramm sich in 
keiner .Weise von grünen Elementarforde­
rungen unterscheidet und sich daher, ge­
nau so wenig wie die FDP spezifisch libe­
ral darstellt, das heißt, einen klar umrisse­
nen Liberalismus repräsentiert . 

Ronald Bergmann 
2800Bremen 

Geißel und Geifer 
Es gibt einen Minister, 

der gibt mir viele Fragen auf: 

Trägt er sein Herz auf der Zunge? 
Wenn ja, wie ist sein Herz 
so ätzend geworden? 

Oder hat sein Geist 
mittels seiner Ge iße l-Zunge 
-oder seiner Zungen-Geißel (?) -
sein Herz verletz t? 

Heißt er so , 
weil er alle gege ißelt, 
die nicht so chr istlich 
und nicht so demokratisch 
sind wie er? 

Oder geißelt er alle jene nur so, 
wei l er so heißt? 

Oder hat auch der Geifer, 
der ihm wie Schaum vorm Munde steht, 
etwas mi t sei nem Namen zu tun? 

Ernst Günther Weber 
2800Bremen 

Besitzer: Dietmar und Ilse Görner 
St. Vither-Str. 16 

5108 Monschau/Eifel 
Telefon: 02472/2120 

Zimmer mit Dusche, WC, TV 
Terasse und Liegewiese 

Rodelbahn 
städt. Schwimmbad und Sauna (3 Min.) 

Parkplatz am Haus 

Dieses Haus im Stil und mit dem Komfort unserer Zeit ist bestens 
geeignet für Ihren Urlaub sowie für Ihre Seminare und Tagungen im 

gemütlichen Rahmen. 

Übernachtung mit Frühstück ab 30,- DM, Preise für Halbpension, 
längere Urlaubsaufenthalte, Seminare und Tagungen auf Anfrage. 



bundestags-drucksachen 

Öffentlichkeitswirksames I 

Präsent sein ist alles - in Banner Poli­
tikerköpfen heißt das: täglich mindestens 
eine Pressenotiz. Da es bei der Vol ksver­
sammlung am 22. Oktober in Bonn so gar 
nichts gab; was Polizeiminister Zimmer­
mann den Schaum des Gerechten vor den 
Mund treiben konnte - da gab es keine 
moskaugesteuerten Anschläge auf die 
FDGO, keine 5. Kolonne marschierte, 
kein Pazifist machte Auschwitz erst mög­
lich -, blieb dem Minister nichts übrig, 
als eine kleine radikale Minderheit zu 
konstatieren: Er ließ vermelden, daß sich 
in Bonn gerade 120.000 (Stand 18.00 
Uhr) bzw. 190.000 (Stand 19.00 Uhr) 
Menschen versammelt hatten . Reaktion 
des SPD-Sprecher Wolfgang Clement auf 
dle Zählkünste des Ministers: "Zimmer­
mann hat nicht nur Schwierigkeiten beim 
Schwören, sondern auch beim Zählen '. 

Öffentlichkeitswirksames II 

Das öffentliche Image des Dr,. Heinz 
Riesenhuber MdB ist wohl mehr durch 
seine kleidsame Fliege geprägt als durch 
sein Ministeramt. Sein Pressereferent 
sinnt auf Abhilfe. Anders ist wohl das 
Schreiben des Ministeriums vom 25. Ok­
tober nicht zu verstehen, in dem der Ad-

Imagepfleger Riesenhuber 

Iatus den Minister der Bonner Presse gera­
dezu flehentlich ans Herz legt. 0-Ton: 
"Vielleicht möchten Sie ein Interview mit 
dem Minister durchführen?" - Nein dan­
ke, möchten wir nicht. Aber er kann die 
Redaktion ja mal zum Bier einladen, 
wenn er zu viel Zeit hat ... 

Vernebelung 
Das Herz des Verteidigungsministers 

schlägt flir den Umweltschutz. Wie sonst 
ist es zu erklären, daß Manfred Wörner 
ein Experiment der NATO absagen ließ, 
bei dem Nebelgranaten und ihre Auswir­
kung unter bestimmten Wetterbedingun-

gengetestet werden sollten. Alles war vor­
bereitet, Menschen und Maschinen waren 
zum Teil aus den USA herangeflogen wor­
den, da überkam den Minister die Sorge 
um das Wohl und Weh der Natur. Er ließ 
gemeinsam mit dem baden-württember­
gischen Umweltminister, das Experiment 
abblasen. Die Angelegenheit war den drei 

·sozialdemokratischen Bundestagsabgeord­
neten lngrid Matthäus-Maier, F riedrich 
Gerstl und Dieter Heistermarin zy sehr 

Giftgaslager im Nebel 

vernebelt - stehen doch in Baden-Würt­
temberg im nächsten Jahr Wahlen an, 
stand doch die Friedenswoche in der Re­
publik vor der Tür. Die Abgeordneten 
fragten die Bundesregierung, ob denn 
nicht doch vielleicht mehr ein politischer 
Grund hinter der Absage stand - hatten 
also die christdemokratischen Minister 
nicht hier dem J'Druck der Straße", wie 
es aus Spießermund so schön heißt, nach­
gegeben? Die Antwort des Verteidigungs­
ministeriums, sofern es eine war, ergab 
niChts Neues: Es war der Umweltschutz 
und nicht die Straße. Eine andere Seite 
der Nebelaktion bleibt weiter verborgen: 
Nebelgranaten dienen seit altersher der 
Tarnung vorwärtsstürmender Soldaten. 
Man sollte meinen, daß solch aufwendige 
Untersuchungen über ein so lange schon 
gebräuchliches Kampfmittel stutzig ma­
chen müßten. Sieben NATO-Staaten wa­
ren beteiligt, drei Jahre schon liefen Un­
tersuchungen. Für die Verbreitung von 
Tarnnebel? Nicht ~eit vom Ort der ge­
planten Tests liegt Fischbach. Fischbach 
im Pfalzischen beherbergt ein Giftgaslager 
der US-Armee. Und in Heubach sollte ge­
testet werden, wie sich ein chemisches 
Mittel unter bestimmten Wetterbedingun-

. gen verhält. Vernebelung? 

Traditionelles 
Weniger nebulös gibt sich unsere Bun­

deswehr, wenn's um das richtige Feind­
und Freundbild geht. "loyal -das deut­
sche wehrmagazin ", so heißt das Blätt­
chen, das auf seine Weise die rechten Tra­
ditionen bewahrt. Im Heft 9/83 läßt sich 
ein Jürgen Wahl auf mehreren Seiten zum 
Thema Agitprop in Uniform aus. Wen 
wundert's: Der altböse Feind macht auch 
vor unseren J ungs nicht halt. Einige Text­
kostproben:· "Mummenschanz im Dienst­
anzug"; zum Foto mit einigen Soldaten, 
die ein Transparent mit der Aufschrift 
"NATO-Soldaten gegen Atomraketen" 
tragen: "gesteuert von der DKP". Ganz 
anders dagegen war 's früher: "loyal" 
bleibt es dem Leser nicht schuldig. Unter 
dem Titel "Husarenstück" beschreibt Ger-

Husarenstück mit dem Duce 

hard Veil mit bewegenden Worten eine 
Großtat der Deutschen Wehrmacht. Die 
Befreiung des Faschistenchefs Mussolini 
durch deutsche Soldaten im Jahr 1943 
wird als Glanztat soldatischen Einsatzes 
verherrlicht und nebenbei ganz elegant 
von "politischen Hintergründen entklei­
det" - klar doch. Ein kleiner politischer 
Hintergrund ist dabei dem Verfasser wohl 
durch die Maschen geschlüpft: Voller 
Stolz vermeldet er, daß einer der Haupt­
befreier des "Duce", damals Kompanie­
chef, später in der Bundeswehr Oberst­
leutnant war und heute Mitarbeiter im 
Bundestag ist. Kontinuität ... 
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nacbrichtlich 

Ethische Pflicht: Schwangerschaft und Mutterschaft 
Eine interministerielle Arbeitsgruppe un­
ter Federführung des Ministeriums für J u­
gend, Familie und Gesundheit, die sich 
unmittelbar nach dem Koalitionsbruch im 
letzten Jahr gebildet hat, gab kürzlich ih 
ren Arbeitsbericht heraus. Er trägt den 
Titel: "Programm zum Schutz des unge­
borenen Lebens". ln der Einleitung wird 
das neue Emanzipationsverständnis. deut­
lich: "Die Erwartung, siCh dem biologi­
schen Zwang und der ethischen Pflicht 
von Schwangerschaft und Mutterschaft 
zu stellen, darf nicht an die schwangere 
Frau allein gerichtet werden." 
Damit alle Pläne, die katholische Moral 
wieder als Staatsnorm durchzusetzen 
auch fruchtbar werden, soll in den näch­
sten Monaten eine Kampagne ."Freude am 

Leben - Verantwortung für das Leben" 
gestartet werden. Zusätzlich zu den be­
reits bekannten Änderungen beim Steuer­
recht und Erziehungsgeld ist i.B. ein 
Filmprojekt geplant. Eine Bundesstiftung 
"Schutz des ungeborenen Lebens" wird 
Gelder an Institutionen verteilen, damit 
diese schwangeren Frauen 'Gebärprämien' 
anbieten können. 
Gleichzeitig werden die besten und wich­
tigsten Aufklärungsbroschüren der Bun­
deszentrale für gesundheitliche Aufklä-
rung eingestampft. · 
Das "Programm" der Arbeitsgruppe wird 
bisher von der Bundesregierung nicht ver­
öffentlicht. Es kann für DM 3,- in Brief­
marken bei der Redaktion der liberalen 
drucksachen angefordert werden. 

"Sachlich wohl kaum zu vertreten" 
JU und Julis mußten die Jungdemo­

kraten in Niedersachsen in den VPJ 
aufnehmen, die Landesregierung muß die 
Jungdemokraten jetzt finanziell fördern . 
Dies ordneten nun die Gerichte ab­
schließend an. Auch auf lokaler Ebene 
liegen bereits mehrere positive Entschei­
dungen vor. Der Städtetag NRW legte für 
die Stadt Moers ein Gutachten vor, daß 
Zweifel äußert, ob das Parteienfinanzie­
rungsverbot des Grundgesetzes eine För­
derung der Parteijugendorganisationen 
überhaupt zuläßt. Wenn diese Förderung 
zulässig sei, dann jedenfalls sagt das Gut­
achten: 
. :"Eine Differenzierung dahingehend, 
daß nur Jugendorganisationen von Par­
teien, die im Bundestag, Landtag oder 
etwa im Gemeinderat vertreten sind, ge­
fördert werden, ist sachlich wohl kaum zu 
vertreten. Bei objektiver Betrachtungswei­
se kann eine Förderung sich nur an der 
von der Jugendorganisation verfaßten 
Aufgabenstellung und Gewährleistung, 
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daß diese Aufgabenstellung auch durchge­
führt werden kann, orientieren. Eine Ver­
knüpfung der Förderung einer J ugendor­
ganisation mit ihrer Zugehörigkeit zu 
einer in einer Vertretungskörperschaft 
präsenten Partei würde andere J ugendor­
ganisationen, die dieses Kriterium nicht 

. erfüllen, trotz vergleichbarer Aufgaben­
stellung und -Wahrnehmung erheblich 
benachteiligen. '' 

Freundschaft, 
Stiftung und 
Geselligkeit 
Die Friedrich Naumann Stiftung (FNS) 
baut Berührungsängste in der Zusammen 
arbeit mit anderen Organisationen ab. 
Während vor einigen Monaten noch pein­
lich genau darauf geachtet wurde, daß die 
Jahrestagung der Liberalen Vereinigung 
nicht in einen Zusammenhang mit einem 
Seminar der FNS gestellt wurde und die 

Versammelten nicht in der Stiftungsaka­
demie in Gummerbach tagen durften, ist 
dies mit der deutsch-arabischen Gesell­
schaft völlig anders. Ihre Jahrestagung ist 
in ein Seminar der FNS eingebettet. An­
schließend wird FDP-Wirtschafts-Staats­
sekretär Martin Grüner referieren. Ab­
schließend lädt der Präsident der Gesell­
schaft J ürgen Möllemann zu ~inem Em­
pfang. 

FRIEDRICH-N AVMANN ­

STIFTV NQ 

"DIE ROLLE DES 
LIBERALISMUS 
INDER 
ISLAMISCHEN WELT" 

Tagung am 8. 12. 1983 
im Senatssaal der 

Universität Sonn 

Deutsch-Arabische Gesellschaft e. V. 

SPD-Arbeitskreis 
Der sozialliberale Gesprächskreis der SPD 
hat am 2. Dezember seine Arbeit aufge­
nommen. Interessenten sollten sich wen­
den an: Gert Keil , SPD- Parteivorstand, 
Oll enhauer-Haus, 5300 Bonn 1. 

LD-Kongreß 
Die Liberalen Demokraten starten am 
14./15. Januar ihren bayrischen Kommu­
nal wah lkampf. Auf einem Kongreß, der 
zusammen mit den Liberalen Kommunal­
politikern in Nürnberg veranstaltet wird, 
soll en vorallem die Themen Bürgerrechte, 
Demo kratie in der Kommu ne, Umweltfra­
gen und Energiekonzepte di:;k ut iert wer­
den. 



DAS~ 

Der Schlüssel 
zur politischen 

Information· 

Die Fachzeitung fürobjektive politische Information 

... öffnet Ihnen die Türen zu den wichtigsten Beratungen in Bundestag 
und Bundesrat. .. 

nehmen Sie daran teil und lesen Sie die 
dokumentarisch berichtende Wochenzeitung "Das Parlament". 

Hier erhalten Sie außerdem Informationen 
aus den Parlamenten der Bundesländer 

sowie Berichte aus Straßburg, Brüssel und Luxemburg. 
Die ständige Beilage bringt wissenschaftliche Beiträge 

_ "aus politik und zeitgeschichte" . 
. . . benutzen Sie den Schlüssel zur politischen Information -

bilden Sie sich Ihre eigene Meinung- rc;u~~~------------------ ---------------

lesen Sie ,,Das Parlament". Ich möchte DAS PARLAMENT kritisch betrach-
ten und mir darüber eine eigene Meinung· bilden, 

Bundeszentrale für politische Bildung, Bonn Bitte senden Sie mir kostenlose Probeexemplare. 

Name 

Straße 

PLZ/Ort 

An die Vertriebsabteilung DAS PARLAMENT, 
Fleischstraße 61-65, D-5500 Trier. 
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nach-drucksachen 

Totalverweigerung und Doppelbestrafung 

Gewissenstäter nicht als Persönlichkeit brechen 
Der Vorsitzende der Humanistischen Union, Prof. Seifert, fordert 
eine Gesetzesinitiative 

Die niedersächsischen Jungdemokraten haben ihren diesjäh­
rigen Radikalenpreis an Thomas Hansen verliehen. Er hatte die 
Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer beantragt, war jedoch 
in allen drei Instanzen abgelehnt worden. Er weigerte sich nach 
seiner Einberufung, die Uniform anzuziehen oder sich die Haare 
schneiden zu lassen. Es kam zu einer Reihe von Arreststrafen in 
der Bundeswehr und zu einer Verurteilung durch das Schöffen­
gericht Oldenburg, die an der Haltung Hansens nichts änderten. 
Eine zweite Verurteilung durch das Gericht folgte, das Landge· 
richt Oldenburg erhöhte in seiner Berufungsentscheidung die 

Strafe auf zehn Monate Haft ohne Bewährung. Das Bundesver­
fassungsgericht nahm eine Klage Hansens nicht an, die Europäi­
sche Menschenrechtskommission hat über seine Beschwerde 
noch nicht entschieden. 

ln seiner hier in Auszügen veröffentlichten Laudatio ging der 
Vorsitzende der Humanistischen Union, Prof. Jürgen Seifert, 
u.a. auf das Problem der Totalverweigerer und das in Art. 103 
Abs. 3 des Grundgesetzes festgelegte Verbot der Doppelbe­
strafung ein: 

( ... ) 1960 hat das Bundesverfassungsge· heute mehrere hundert Ersatzdienstver-
richt noch gesagt, daß der . "Staat kein weigerer. 
Interesse daran haben kann, Wehrpflichti· ln der Geschichte der Bundesrepublik 
ge mit der Waffe . auszubilden, die im waren die Zeugen Jehovas, also Men-
Kriegsfall die Waffenführung verweigern sehen, die aus religiösen Gründen sowohl 
werden" und daß dem einzelnen "eine den Wehrdienst als auch den Ersatzdienst 
Ausbildung nicht aufgezwungen werden ablehnen, die ersten Totalverweigerer. Ei· 
darf, die einzig den Zweck hat, ihn zu ne Statistik des Bundesverwaltungsamtes 
einer Betätigung vorzubereiten, die er aus aus dem Jahre 1967 zeigt, da$ mehr als 
Gewissensgründen ablehnt". tausend Zeugen Jehovas wegen der Ver· 

Jetzt aber sollen die Gewissensgründe, . weigerung des We~r- und Ersatzdienstes 
die Strafgerichte selbst anerkennen muß- Freiheitsstrafen, teilweise mehrfache Frei· 
tim und die durch Leiden und auch die heitsstrafen auf sich genommen haben. 
Bereitschaft, die verhängten Strafen auf Es hat lange gedauert, bis das Bundesver· 
sich zu nehmen, bewiesen sind, für drei fassungsgericht 1968 die wiederholte Be-
Richter deshalb nicht gelten, weil Thomas strafung dieser Ersatzdienstverweigerer 
Hansen "die Anerkennung als Kriegs- für verfassungwidrig erklärt hat und ehe 
dienstverweigerer rechtskräftig versagt 1969 durch einen neueingefügten § 15a 
worden ist". des Gesetzes über den zivilen Ersatzdien-

Doch wir sind hier nicht zu einer Kri- stes eine Lösung geschaffen wurde. 
tik an Richtern zusammengekommen, Diese Bestimmung sieht vor, daß Er-
die die Abschreckung und Funktionsfä- satzdienstverweigerer aus Gewissensgrün-
higkeit der Bundeswehr über ein unbe- den nicht zum Ersatzdienst einberufen 
quemes Grundrecht stellen. Die Richter werden, falls sie freiwillig vor Vollendung 
haben eine Chance vertan, doch das ver· des 23. Lebensjahres für die Mindestdauer 
größert die Chance, daß sich einmal im von zweieinhalb Jahren ein Arbeitsver-
Bundestag eine Mehrheit finden wird, hältnis in einer Kranken- oder Heil- und 
die das Unrecht, das Thomas Hansen und Pflegeanstalt eingehen. 
vielen anderen widerfahren ist, zum An- Die heutigen T otalverweigerer unter· . 
laß nimmt, um durch eine Gesetzesände- scheiden sich von den Zeugen Jehovas 
rung Gerechtigkeit auch für die nicht an· durch ihre politisch-weltanschaulichen 
erkannten Kriegsdienstverweigerer und Motive und Ziele. Teilweise wollen die 
für die sogenannten Totalverweigerer her· Totalverweigerer durch die Ersatzdienst· 
zustellen. ( ... ) verweigerung bewußt "zivilen Ungehor· 

Es kommt ... darauf an, für die soge· sam" ausüben. Die Totalverweigerer ver· 
nannten Totalverweigerer eine rechtliche weisen insbesondere darauf, daß aner· 
Lösung zu finden. Ich bin der Auffassung, kannte Kriegsdienstverweigerer iu Aufga· 
daß gerade diejenigen, die - wie ich und ben des Zivil· und Katastrophenschutzes 
vielleicht viele andere - eine solche Ver· eingesetzt werden können. Im Hinblick 
weigerung au'ch des Ersatzdienstes nicht auf den Verteidigungsfall machen sie gel· 
befürworten können, die aber das Grund- tend, daß ihre unbefristete Einberufung 
recht der Kriegsdienstverweigerung schüt- zum Zivildienst sie dazu verurteilt, indi· 
zen wollen, die Pflicht haben, dafür zu rekt die Führung von kriegerischen Aus-
sorgen, daß auch für die Totalverweigerer einandersetzungen zu unterstützen. 
eine gerechte Lösung gefunden wird. Der Zunächst ist zu fordern, daß § 15a 
Fall Hansen ist kein Einzelfall; es gibt des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst 
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nicht nur auf die Zeugen j ehovas ange­
wandt wird, sondern auch für diejenigen, 
die aus politisch-weltanschaulichen Grün­
den auch den Ersatzdienst verweigern 
wollen. 

-'Für diejenigen aber, welche die Ersatz· 
dienstverwelgerung bewußt als eine Form 
des "zivilen Widerstandes" gegen eine be­
stimmte Militärpolitik in der Bundesre­
publik betreiben und die aus anderen 
Gründen die Lösung ablehnen, die 
schließlich für die Zeugen j ehovas durch­
gesetzt worden ist, muß der folgende vom 
Bundesverfassungsgericht 1968 aufgestell· 
te Grundsatz gelten: 

"Es ist von Verfassungswegen ausge­
schlossen, ... den Gewissenstäter durch 
übermäßig harte Strafen als Persönlichkeit 
mit Selbstachtung 'zu brechen' und da· 
durch in eine innerlich ausweglose Lage 
zu treiben, daß er gezwungen wird, seine 
Gewissensentscheidung über jede zumut­
bare Opfergrenze hinaus weiter zu ver­
fechten." 

Für Thomas Hansen betragen die bis· 
lang ausgesprochenen Freiheitsstrafen be­
reits 4/5 der Dauer des Grundwehrdien­
stes. Wir müssen vom Bundestag verlan· 
gen, wenn das Bun.desverfassungsgericht 
in dieser Frage versagt, daß eine zeitliche 
Obergrenze für die strafrechtliche Ahn· 
dunginsolchen Fällen festgesetzt wird. 

Die j ungdemokraten ehren Thomas 
Hansen durch die Verleihung des Radika­
lenpreises. Es liegt an uns, dafür zu sor· 
gen, diese Ehrung nicht dem Vergessen 
des Tages anheimfallen zu lassen, sondern 
daß sie umgesetzt wird durch die Ein· 
schränkung der Mehrfachve rurteilung, 
durch die Festsetzung vo n Höchstgrenzen 
für Strafen und durch die Anwe ndung der 
für die Zeugen j ehovas geltende Regelun~ 
auch auf Zivildienstverweigerer aus poli 
tisch-weltanschaul ichen Gründen . ( ... ) 



Sechs Wochen lagen zwischen 
dem enttäuschenden bzw. 

desillusionierenden Abschneiden · 
der Liberalen Demokraten bei 

den Landtagswahlen in 
Hessen und Bremen und dem 

Bundesparteitag der LD 
am 29./30. Oktober, auf dem 
über das weitere Schicksal der 

sozialliberalen Partei entschieden 
werden sollte. 

Zeit also, um den ersten Schock 
.zu verarbeiten und zu einer 

realistischen Betrachtung der . 
Chancen der LD zu gelangen. 

Am Ende des LD - Bundespartei­
tages waren die Zukunfts­

perspektiven dennoch ungewisser 
denn je. 

Hoffen auf den z1Neiten Wurf 
Der Mensa der Düsseldorfer Universi­

tät - Tagungs- und Verpflegungsstätte 
des 4. LD-Bundesparteitages - ging vor­
zeitig das Essen aus. Denn Georg Hundt, 
der Bundesgeschäftsführer der Liberalen 
Demokraten, hatte siCh verschätzt und 
zuwenig Mahlzeiten geordert. Statt der 
erwarteten 150 nahmen schließlich an­
nähernd doppelt so viele Delegierte und 
Gäste am Parteitag teil. 

Das Interesse der vielen Teilnehmer 
galt vornehmlich einem Tagesordnungs­
punkt: . der Diskussion über das ob und 
wie einer Weiterarbeit . der Liberalen De­
mokraten. Der Bundesvorsitzende Ulrich 
Krüger hatte in seiner Rede einen skepti­
schen Tonfall angeschlagen. Trotz eines 
"bemerkenswerten und auch bemerkten" 
Wahlkampfes, in dem den LD viel Sympa­
thie entgegengebracht worden sei, habe es 
in Hessen und Bremen ein 'Desaster" ge­
geben. 

Das "verheerende Abschneiden" ftihr­
te Krüger, der Spitzenkandidat der LD in 
Hessen war, auf die 5-%-Kiausel zurück : 
"Um in Hessen Walter Wallmann zu ver­
hindern und in Bremen Hans Koschnick 
zu 'retten', konnten Wähler des Fort­
s<;hrittslagers keine Papierkorbstimmen­
partei wählen." Fast alle Wahlkämpfer 
hätten in den letzten zehn bis vierzehn 
Tagen vor der Wahl erlebt, daß Leute sie 
angesprochen und sich förmlich dafür ent­
schuldigt hätten, daß sie die LD nun doch 
nicht wählten, da ihre Stimme von den 
Grünen oder der SPD gebraucht werde. 

Die Lehre daraus sei eindeutig. Dieser 
Mechanismus greife bei fast allen Wahlen, 

sofern nicht wenigstens eine begründete 
Aussicht auf ein Überspringen der 5-%­
Klausel bestehe. " Für eine 0,4-%-Partei 
gibt es eine solche Aussicht aber nicht ', 
zog Krüger sein bitteres Resümee. 

Nicht wahlentscheidend gewesen, aber 
für die Weiterarbeit der Partei von Bedeu­
tung sei ein anderes Faktum. Nur eine 
kleine Minderheit der Parteimitglieder ha­
be über Bürgschaften oder durch persön­
lichen Wahlkampfeinsatz die Liberalen 
Demokraten bei ihrem Antreten in Hes­
sen und Bremen aktiv unterstützt. Ähn­
lich ernüchternd sei der Rücklauf auf den 
Spendenaufruf des LD-Bundesvorstandes. 
Darin war gebeten worden, mit 200,- DM 
pro Mitglied dafür zu sorgen, daß die Par­
tei ihr Wahlkampfdarlehen ohne Inan­
spruchnahme der Bürgen zurückzahlen 
könne . Bis zu Parteitagsbeginn war nicht 
einmal ein Viertel der projektierten Sum­
me von 200.000 DM zusammengekom­
men, nach weiteren Spenden während des 
Parteitages sah das Bild nur wenig rosiger 
aus. 

Symptomatisch für die Bewußtseinsla­
ge vieler Liberaler Demokraten war in die­
sem Zusammenhang eine Entscheidung 
des Parteitages, die dieser gleich zu Be­
ginn getroffen hatte. Auf Antrag des 
N RW-Landesvorsitzenden Heiner J üttner 
hatte das Plenum mehrheitlich beschlos-. 
sen, auch solchen Delegierten Stimmrecht 
zu geben, deren Kreisverbände die festge­
legte Umlage an den Bundesverband nicht 
abgeführt hatten. 

Krüger wertete dies in einer sehr emo­
tionalen Redepassage nicht nur als " un-

glaub I ichen Satzungsbruch "; diese Ent­
scheidung verschlechtere angesichts der 
drückenden finanziellen Lage der LD 
auch die Chance, die Partei fortzuführen . 

Als Folge des Beschlusses kündigte 
denn auch die Bundesschatzmeisterin ln­
geborg Conrads an, daß sie von ihrem 
Amt zurücktreten werde, sobald die Bürg­
schaftsangelegenheit abgewickelt sei. 

Ulrich Krüger vermutete, daß der 
"ganz überwiegende Teil der LD-Mitglie­
der zu seiner sporadischen Freizeitgestal­
tung ganz gern eine liberale Partei haben 
möchte, ein wirklich persönliches Opfer 
zu erbringen aber nicht bereit ist." 

Trotz alledem sah Krüger auch Hoff­
nungsschimmer. Zwar stünden, wenn man 
die Möglichkeiten der LD realistisch ana­
lysiere, "einem Pluspunkt mindestens 
zehn Minuspunkte" gegenüber, doch noch 
sef ma:n nicht endgültig ausgezählt. Vor­
aussetzung für eine 'eigenständige Zu­
kunft" der Liberalen Demokraten sei al­
lerdings, daß man wesentliche Teile des 
Wählerpotentials von Grünen und FDP ge­
wänne, diese Parteien also scheiterten. 

Wenn die FDP 1985 bei den Wahlen in 
NRW und Berlin außen vor bleibe, "dann 
dürfte 'Fiicks Deformierte Partei' FDP 
endlich verschwinden", machte Krüger 
den Versammelten Hoffnung. ln die Wäh­
lerschaft der Grünen · einzubrechen, sei 
schwieriger, weil die Grünen mehr als eine 
Wählerpartei, nämlich der "parlamentari­
sche Arm einer sozialen Bewegung" seien. 
Krüger kalkulierte hier mit der Schützen­
hilfe der SPD "die links von sich dauer­
haft keine andere Partei sich entwickeln 
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Ulrich Krüger: Liberali,smus retten 

lassen (wird), sie wird diesen Platz durch 
Verbreiterung ihres Spektrums einneh­
men." 

Die Liberalen Demokraten hätten kei­
ne Existenzberechtigung aus sich selbst 
heraus, stellte Krüger klar: "Es geht da­
rum, wie verhindert wird, daß unsere bür­
gerliche Demokratie zu einem totalitären 
System deformiert wird. Nichts anderes 
darf ftir uns zählen." Aufgabe der Libera­
len sei es, "den Teil der Mehrheit dies­
seits der CDU zu organisieren, der von der 
SPD nicht erreicht werden kann, der sich 
eher zweifellos zum Teil gegenwärtig auf 
die Grünen eingelassen hat." 

Wer realistischere Wege zu diesem vor­
rangigen Ziel sehe, solle es aussprechen. 
"Wenn ich die Chance sähe", so Krüger, 
"etwa durch Mitarbeit bei den Grünen 
oder der SPD zur parlamentarischen 
Mehrheit diesseits der CDU beizutragen, 
ich würde es Ihnen hier und heute vor­
schlagen. ' Die politische Basis der SPD 
werde "durch lngrid Matthäus-Maier, 
Günter Verheugen oder uns" nicht ent­
scheidend verbreitert. "Diese Lösung 
wäre nur bequem für uns - diese Repub­
lik wird sie ebensowenig retten wie den 
politischen .Liberalismus in Deutschland." 

Das Bedürfnis nach einer breiten und 
umfassenden Diskussion der Chancen der 
LD war groß. ln der Aussprache, die bis 
spät in den Samstagabend hineingeführt 
wurde, meldeten sich rund 50 Redner 
zu Wort. Eröffnet wurde sie durch den 
LD-Ehrenvorsitzenden William Borm, der, 

. wie immer mit viel Beifall begrüßt, den 
Delegierten seinen Rückzug aus der akti­
ven Parteipolitik bekanntgab. Er wolle 
sich nunmehr- im 89. Lebensjahr - ganz 
der Arbeit ftir Frieden und Bürgerrechte 
zuwenden. 

Die Existenz der Liberalen Demokra­
ten stellte er nach den Erfahrungen des 
letzten Jahres in Frage: "Der Versuch, 
parlamentarisch vertreten werden zu wol­
len, ist eindeutiger mißlungen, als selbst 
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Pessimisten dies voraussagten. ' Borm 
konstatierte einen "Bedarf an Liberalität 
und liberaler Politik" ebenso wie einen 
"Bedarf ftir eine eigenständige liberale 
Wahlorganisation". Doch ftir letzteres ge­
be es derzeit keine "erkennbare Aufnah­
mebereitschaft". 

Die Liberalen Demokraten dürften in 
dieser Situation nicht einfach auseinan­
derlaufen: "Es bedarf eines Forums zur 
gedanklichen Fortentwicklung unserer li­
beralen Ideen, damit die politische Wirk­
samkeit unserer Vorstellungen wenigstens 
im Mindestmaß gewährleistet bleibt." 
Drei Möglichkeiten seien denkbar: eine 
reformierte Liberale Vereinigung, eine an 
Wahlen sich absehbar nicht beteiligende 
Partei der Liberalen Demokraten und ein 
ftir alle Liberalen offener Sozial-Liberaler 
Gesprächskreis der SPD. 

Auch Prof. Theo Schiller - im hessi­
schen Wahlkampf noch LD-Landtagskan­
didat - sprach sich dafür aus, bis auf wei-

Theo Schiller: Nicht zu Wahlen antreten 

teres auf die Teilnahme bei Wahlen zu 
verzichten. Die LD sollten sich nicht 
scheuen, "Debattierklub" zu werden. ln 
vielen 'Bereichen hätten die fortschrittli­
chen Liberalen noch ein 'erhebliches Pro~ 
grammdefizit, das es erst einmal aufzuar­
beiten gelte. 

Werner Lutz, drucksachen-Herausge­
ber wle Theo Schiller, widersprach seinem 
Kollegen. Schillers Vorschlag mute ihm 
an, wie einstmals Lenin ins Exil zu gehen, 
dort die rechte Programmatik zu entwik­
keln, sodann im verplombten Eisenbahn­
waggon ins Heimatland zurückzukehren, 
um schließlich die Revolution zu entfes­
seln. "Aber im Unterschied zu Lenin fehlt 
den Liberalen Demokraten bei ihrer 
Rückkehr die soziale Basis", zeigte Lutz 
das Manko der Partei auf. Werin die LD 
überhaupt noch eine Chance hätten, dann 
nur, wenn durch mühselige Kleinarbeit 
u.a. in Bürgerinitiativen eine Grundlage 
auf kommunaler Ebene gelegt werde. 

Eine Mitarbeit in der SPD wurde fast 
durchgängig abgelehnt. Die große Mehr-

heit desJParteitages war mit Andreas Sal­
men, dem Geschäftsftihrer der Liberalen 
Vereinigung Berlin, einer Meinung: "Die 
SPD ist nicht liberalisierbar". Unverzie­
hen ist der Verrat der prominenten SPD­
Wechsler Verheugen, Matthäus und ' von 
Schoeler. Selbst Gilbert Wolff au's Hanno­
ver, der das Parteiexperiment LD als ge­
scheitert ansieht und den Eintritt in die 
SPD überlegt, hoffte, "daß die SPD groß 
genug ist, daß ich denen nicht begegnen 
muß". 

Während die 'Prominenz" .bei den Li­
beralen Demokraten die Chancen der Par­
tei zunehmend skeptisch einschätzt, ist 
der Durchhaltewille auf der "mittleren 
Ebene" oftmals recht beträchtlich. Diese 
Partei dürfe nicht sterben, war das Credo 
vieler Delegierter. Eine Rednerin aus dem 
Hessischen kritisierte denn auch diejeni­
gen, die in den Liberalen Demokraten 
"nur ein Instrument" zur Durchsetzung 
ihrer politischen Vorstellungen sähen. 

Die wenigen, die offen ftir eine Auflö­
sung der Partei plädierten, .konnten in die­
sem Klima kaum auf Verständnis oder gar 
Zustimmung hoffen. Der Antrag, "der 
Bundesvorstand wird beauftragt, die Auf­
lösung der Bundespartei zu betreiben", 
wurde am Sonntagmorgen mit 211 Nein­
Stimmen bei 13 Ja-Stimmen und 6 Ent­
haltungen in offener Abstimmung abge­
lehnt. 

Vorhergegangen war eine hitzige De­
batte, ob diese Abstimmung schriftlich 
und geheim erfolgen solle, um jedem die 
Möglichkeit zu geben, unbeobachtet nach 
seiner inneren ÜberzetJgung votieren zu 
können . Der Appe ll Ulrich Krügers, jenen, 
die geheim abstimmen wollten, die Gele­
genheit dazu zu geben, fruchtete nichts. 
Der Mehrheit war nicht an einer Auslo­
tung des tatsächlichen Stimmungsbildes 
gelegen . Sie wollte ein demonstratives Ja 
ohne jedes Nein zu den LD, was sie dann 

Werner Lutz: Den LD fehlt die Basis 



Die Erwartungen derer, die eine Teil­
nahme der LD an Wahlen überhaupt noch 
für sinnvoll halten, richteten sich auf die 
Europawahlen im Juni nächsten Jahres. 
Dann soll, nach dem enttäuschenden Aus­
gang im September, ein 'zweiter Wurf" 
gewagt werden. Die Euro-Kampagne biete 
gleich mehrere Vorteile. Zum einen gebe 
es bei dieser Wahl fast nichts zu entschei­
den, so daß die Wähler ihre Stimme nach 
"ihrem Gusto ohne taktisches Kalkül" 
(Uirich Krüger) abgeben. Die für die LD 
so negative Wirkung der 5-%-Kiausel wer­
de also wesentlich schwächer als gewöhn­
lich sein. Zum anderen werde es, da im 
Gegensatz zu nationalen Wahlen nur eine 
Bundesliste aufgestellt zu werden brau­
che, leichter sein, regionale organisatori­
sche und personelle Schwachstellen zu 
überspielen. Und drittens werde bereits 
ab einem Stimmenanteil von 0,5 % eine 
(ansehnliche) Wahlkampfkostenerstattung 
gezahlt. 

Festlegen wollte sich der Parteitag je­
doch nicht. Die endgültige Entscheidung 
über eine Wahlteilnahme wurde auf das 
nächste Bundestreffen verschoben. Wie 
schon im Vorfeld der Bundestagswahlen 
lautete die Formel auch hier, daß man 
"darauf lfinarbeiten" werde, die Voraus­
setzungen für eine erfolgreiche Beteili­
gung zu schaffen. 

Die Absicht der bayerischen Liberalen 
Demokraten, bei den dortigen Kommu­
nalwahlen in ausgesuchten Städten (u.a. 
Augsburg, München und Dachau) anzu­
treten, wurde dagegen ausdrücklich be­
grüßt. Gleiches gilt für den Beschluß der 
Berliner LD, sich an den Wahlen in Berlin 
1985 zu beteiligen. 

ln dem mit großer Mehrheit angenom­
menen 'Arbeitsprogramm 83/84" heißt 
es allgemeiner, daß die LD 'dann und 
dort zu Wahlen antreten" werden, "wo 
eine hinreichende Mitglieder- und Organi­
sationsbasis und die politischen Rahmen­
bedingungen dies sinnvoll erscheinen las­
sen': Entsprechend stelle sich für die LD 
'vorrangig" die Aufgabe, die "organisa­

torische Basis der Partei zu stärken", die 
"Mitgliederzahlen drastisch zu erhöhen", 
"Lücken im Netz der Gliederungen zu 
schließen" und schließlich auch "die Pro­
grammarbeit fortzuführen." 

Letzteres - die Programmdiskussion -
war auch auf diesem Parteitag ein from­
mer Wunsch geblieben. Nach den langen 
Strategiedebatten war keine Bereitschaft 
mehr vorhanden, sich noch inhaltlichen 
Themen zuzuwenden. Man vertagte auf 
den nächsten Parteitag, der am 18./19. \ 
Februar in München oder Augsburg statt- t 
findet. Da an diesem Wochenende für die 
Liberalen Demokraten auch entschieden 
werden muß, ob an der Euopawahl teilge­
nommen wird und wie der nächste Vor­
stand aussieht, dürfte für Inhalte kaum 
Zeit bleiben. 

,,Friedrich Naumann gab 
auch nicht auf'' 
Der ld-Mitherausgeber William Borm hielt vor dem IV. Bundesparteitag der Liberalen 
Demokraten ein Grundsatzreferat, in dem er die Existenz der Partei nach den Erfahrun­
gen des letzten Jahres kritisch in Frage stellt. Der Ehrenvorsitzende der Liberalen Demo­
kraten gab vor dem Düsseldorfer LD-Kongreß auch seinen Rückzug aus der aktiven Par­
teitätigkeit bekannt, um sich nunmehr ganz der Arbeit für Frieden und Bürgerrechte zu­
zuwenden. Wir dokumentieren nachfolgend die Ausführungen William Borms zur Orga­
nisation liberaler Politik. Sie sollen, so will es ihr Verfasser, anstoßen zum Nachdenken 
und zum Widerspruch. 

Wir haben in dieser Zeit der Krisen viel­
fache Pflichten. Unsere vornehmste 
Pflicht ist es, unseren bescheidenen Bei­
trag zu leisten, damit verhindert werde, 
daß Deutschland wieder ein "rechtes", 
ein reaktionäres Verhältnis zur Macht be­
kommt, mit allen verhängnisvollen Fol­
gen. Angesichts der · Herausforderungen 
und der geographischen Lage unseres ge­
teilten Landes im Zentrum des geteilten 
Europa bleibt Toleranz das erste Gebot 
der Stunde. ln ihrem Geist tragen wir 
Verantwortung für das große Ganze, für 
den künftigen Weg unserer Politik. Dem 
ist unser eigenes kleines Schicksal nachzu­
ordnen, als einzelne wie als Partei. 

Dies ist nicht zum ersten Mal die 
Stunde der Wahrheit für die Liberalen. 
Wir, die Partei der Liberalen Demokraten, 
sind vor fast einem Jahr angetreten: Un­
bestechlich in unserem Wollen, liberale 
Politik zeitgemäß zu verwirklichen, zu­
tiefst davon überzeugt, daß eine solche 
moderne liberale Politik für ein demo­
kratisches Staatswesen unentbehrlich ist. 
Heute nun ist die rechte Zeit zur Analyse 
und zum nüchternen Realismus unter 
Verzicht auf jeglichen Selbstbetrug. 

Wir mußten vor einem Jahr in Bochum 
die Liberalen Demokraten gründen, nach­
dem der bis dahin in der FDP organisierte 
deutsche Liberalismus aus seiner bisheri­
gen Heimat herausgedrängt worden war. 
Wir mußten diese Partei ins Leben rufen, 
obwohl viel zuviele namhafte liberale Re­
präsentanten sich der Mitwirkung verwei­
gerten. Wir vertrauten auf die Überzeu­
gungskraft unserer Argumente, wir ver­
trauten auf den Mut der liberalen Basis, 
wir hofften auf die Unterstützung heimat­
los gewordener fortschrittlicher Wähler. 
Wir wußten um das Risiko unseres Ent­
schlusses. Wir mußten die Partei der Libe­
ralen Demokraten dennoch gründen, denn 
wir waren davon überzeugt: Alles nur 
Mögliche müsse unternommen werden, 
um liberaler Politik auch parteipolitisch 
erneute Wirksamkeit zu verschaffen. 

Wir wurden nach der Bundestagswahl 
am 6. März ein erstes Mal enttäuscht. Die 
Rechtsregierung wurde btrstätigt. Die mo­
ralisch und politisch korrumpierte FDP 

William Borm verabschiedet sich aus der 
Parteipolitik 

blieb parlamentarisch existent und, darü­
ber hinaus, es blieb bei ihrer Regierungs­
beteiligung. Auch den Grünen gelang 
erstmals, wenn auch knapp, der Einzug in 
den Deutschen Bundestag. Ich stelle nüch­
tern fest: Die parteipolitische Struktur 
hatte sich im Vergleich zur Stunde unse­
rer Gründung damit grundlegend verän­
dert. 

Wir wurden ein zweites Mal ent­
täuscht, denn der erhoffte Zuspruch aus 
der alten liberalen Basis blieb aus. Nach­
dem es uns nicht gelungen war, den größ­
ten Teil der bisherigen liberalen Repräsen­
tanten zu gewinnen, vermochten wir auch 
nicht, dies durch den Zustrom neuer Mit­
glieder auszugleichen. Von den minde­
stens 15.000 aus der FDP ausgetretenen 
Liberalen fand nur wenig mehr als der 
zehnte Teil den Weg zu unserer neuen 
Partei. Es gelang uns ebenfalls nicht, in 
nennenswerten Umfang aus dem großen 
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Potential der bislang nicht parteigebunde­
nen Liberalen zu schöpfen. 

Und, meine Freunde, wir wurden ein 
drittes Mal enttäuscht durch das Ergebnis 
der Wahlen in Hessen und Bremen. Unse­
re dortigen Freunde und, mehr noch, ein 
beachtlicher Teil der gesamten Partei hat 
sich in den zurückliegenden Monaten in 
beispielhafter Weise für die liberale Sache 
eingesetzt. Hierfür gebührt ihnen mehr als 
unser aller Dank. Sie haben weitaus mehr 
geleistet, als wir je in einem Wahlkampf 
erlebt haben. Täuschen wir uns nicht: die 
etwa zehn Prozent der Wähler, die wir 
überhaupt gewinnen könnten, haben um 
unsere Existenz und um unsere wichtig­
sten Ziele gewußt. 

Sie haben sich letztlich dennoch in 
großer Mehrheit gegen das Risiko der 
Stimmabgabe für die Liberalen Demokra­
ten entschieden, vorwiegend um mit ei-

. nem Votum für SPD oder Grüne eine ge­
sicherte politische Mehrheitsbildung ge­
gen rechts zu erreichen. Es spricht nichts 
dafür, daß diese Situation sich bei irgend­
einer anderen Wahl grundsätzlich ändern 
wird, nachdem nicht einmal der von 
uns erstrebte bescheidene Achtungserfolg 
erreichbar war. Außerdem: Die SPD hat 
sich erstaunlich rasch konsoPdiert. Als 
Staatsbürger begrüße ich dies, denn eine 
handlungsfähige Opposition ist heute not­
wendiger denn je. Die Grünen konnten 
sich , trotz widriger selbstverschuldeter 
Umstände, dennoch oberhalb von fünf 
Prozent festigen. Die FDP lebt nicht aus 
eigener Kraft, sie lebt solange die CDU 
darauf angewiesen ist. Aber auch Leih­
stimmen-Parteien können langlebig sein . 

Daß diese Wahlen ein schwerer und im 
Ausgang ungewisser Versuch waren, dies 
haben wir vorher gewußt. Wir haben uns 
dennoch nach Kräften bemüht, allen Wid­
rigkeiten zum Trotz. Wir können uns 
nicht auf eine jahrelang gewachsene ge­
sellschaftliche Bewegung stützen, wie die 
grüne Partei. Unsere Chance erwuchs al­
lein aus einer außergewöhnlichen histori­
schen Situation und deren Folgen: 
Unsere Chance entstand aus dem Verrat 
der Mehrheit der FDP an den liberalen 
Ideen im Herbst des vergangenen Jahres. 
Diese Situation von geschichtlicher Be­
deutung gehört indes heute zur Vergan­
genheit. Wir hatten auf die Teilnahme an . 
der Bundestagswahl aus Mangel an Sub­
stanz verzichtet. Wir haben in Hessen und 
Bremen mit einem unter den gegenwärti­
gen und absehbaren politischen Bedingun­
gen nich~ aufbaufähigen Ergebnis verlo­
ren. Der notwendige Versuch des Bundes­
vorstandes, noch einmal die Vorausset­
zungen für parteipolitische Weiterarbeit 
zu schaffen, hat im Ergebnis sein Ziel 
weit verfehlt. 

Aus allem ergibt sich: Wir können un­
sere neue liberale Partei als sich an Wah­
len beteiligenden Faktor aus eigener Kraft 
nicht mit dem dazu nötigen Gewicht aus­
statten. Das ist eine bittere Wahrheit, aber 
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immerhin schafft sie Klarheit. Der Ver­
such, parlamentarisch vertreten werden 
zu wollen, ist eindeutiger mißlungen, als 
selbst Pessimisten voraussagten. Die Ver­
tretung des politischen Gedankenguts ei­
nes modernen Liberalismus darf deswegen 
keinesfalls sterben, auch nicht, wenn er 

Friedrich Naumann, in vergleichbarer Lage 

heute offenkundig keine parteibildende 
Kraft besitzt. Friedrich Naumann gab 
auch nicht auf. 

Dies alles Ihnen sagen zu müssen, be­
lastet mich außerordentlich, denn ich bin 
nun einmal mit jeder Faser ein Liberaler. 
Aber ich halte es auch und gerade in 
dieser Stunde für meine Pflicht, Ihnen 
meine Auffassung so darzulegen, wie es 
mir mein Gewissen gebietet. 

Denjenigen unserer Freunde, die jetzt 
und zuvor mit dem Appell an uns heran­
treten: Wenn ihr nur Geduld hättet, dann 
würde es weitergehen, muß ich sagen, daß 
dies nach meiner Überzeugung ein 
Wunschtraum ist. Die Fortführung unse­
rer Partei auf dem heute nüchtern festzu­
stellenden Fundament würde ein langsa­
mes Ausbluten werden, mit kleinen Ge­
winnen und kleinen Abbröckelungen, mit 
Müdigkeit und Aufraffung. Wir würden 
früher oder später wieder zusammenkom­
men wie heute, dann aber entmutigt · 
durch die Kette der Mißerfolge. ·Und 
auch menschlich beschädigt. Diesen Weg 
zu gehen, davor warne ich in Ihrem urei­
gensten, wohlverstandenen Interesse! 

Politik ist nicht eine Sache der Gesin­
nung und des Gefühls allein. Politisches 
Handeln bedarf zugleich des Augenma­
ßes, es bedarf der nüchternen Vernunft 
und es bedarf der Verantwortung. Auf 
dieser Basis sollten wir die notwendigen 

EntscheidiJJ.ngen treffen. 
Ich weiß um meine Pflicht als Folge 

des mir entgegengebrachten Vertrauens, 
das mir zur Ehre gereicht. Auch künftig 
werde ich Ratgeber sein, wenn es. nach Ih­
rem Willen meines Rates bedarf. Gestat­
ten Sie mir bitte eine persönliche Bemer­
kung: Ich habe mich nach gründlicher 
Abwägung bereits vor den Wahlen in 
Hessen und Bremen dafür entschieden, 
mich nunmehr im 89. Lebensjahr aus der 
aktiven parteipolitischen Tätigkeit zu­
rückzuziehen. Ich werde mich um so 
nachdrücklicher den Aufgaben zuwenden, 
die mi r heute am wichtigsten erscheinen: 
Der geistige n Arbeit für Frieden und Bür­
gerrech te . Dieses sehe ich nur gesichert 
bei stete r Fortentwicklung einer moder­
nen liberalen Politik; Niemand sollte sich 
vorzeit ig freu en, denn dies ist nicht die 
Ankünd igung des politischen Ruhestan- · 
des. Ich ble ibe meinen Überzeugungen 
treu un d werde sie vertreten, wo immer es 
geboten ist! 

Mein e Fre unde, gestatten Sie mir, die 
Konsequenz meiner Überlegungen zusam­
menzufassen: 

1. Wir si nd unausweichlich gehalten, 
die Wege zu r Verwirklichung unserer Zie­
le erneut zu prüfen . Wir stellen fest: Es 
besteht in diesem Staat ein Bedarf an Li­
beral ität und an liberaler Politik. Eben­
falls besteht ein Bedarf für eine eigen­
ständige I iberale Wahlorganisation, aller­
dings ohne eine derzeit erkennbare Auf­
nahmebere itschaft dafür. Dem haben wir 
Rechnu ng zu tragen. 

2. Di e von uns gewünschte neue poli­
tische Mehrheit li nks der heutigen Rechts­
koalition wird Wirklichkeit, wenn die Bil­
dung einer großen gesellschaftlichen Koa­
lition gelingt, die besteht aus alten sozial­
demo krat ischen und ökologischen Strö­
mungen . Wenn dies kein Parteienbündnis 
sein kann, wie wir bislang annahmen, sehe 
ich für die Zukunft als zwingendes Erfor­
dernis eine umfassende sozial-liberale 
Wählerkoalition. 

3. Es wäre unverantwortlich, wenn wir 
heute einfach auseinanderlaufen würden. 
Es bedarf auch zukünftig einer verbinden­
den liberalen Organisation, über deren 
Ausformung hier beraten werden muß. Es 
bedarf eines Forums zur gedanklichen 
Forten twicklung unserer liberalen Ideen, 
damit die politische Wirksamkeit unserer 
Vorstellungen wenigstens im Mindestmaß 
gewährleistet bleibt. 

4. Die gegenwärtige Organisationsviel­
falt der fortschrittlichen Liberalen wird 
der Verantwortung nicht länger gerecht. 
Drei Möglichkeiten der Weiterarbeit 
scheinen mir denkbar: 
a) eine reformierte Liberale Vereinigung, 
b) eine an Wahlen sich absehbar nicht be­

teiligende Partei der Liberalen Demo­
kraten, 

c) ein für alle Liberalen offener Sozial-Li­
beraler Gesprächskreis bei der Sozial­
demokratie. 



~---- -- -- ~ ---

Die SPD hat (leider?) keinen Partner 
Willy Brandtim Gespräch mit Marianne Hochgeschurz und Dieter Noth 

liberale drucksachen: Herr Brandt, Sie ha­
ben am Abend des 25.9. den Liberalen 
Demokraten, die "versucht haben, eine 
besondere Nuance liberaler Politik weiter­
zuführen", angeraten, ihre politischen 
Energien anders und fruchtbarer einzu­
setzen. 

An diesem 25.9. ist ja nun nicht nur 
ein (theoretischer) Koalitionspartner ge­
scheitert, ist nicht vielleicht auch die von 
Ihnen angesprochene Nuance liberaler Po­
litik gescheitert, zumal wenn man die re­
lativen Erfolge der anderen Partei mit 
dem Markenzeichen "liberal" einbezieht? 
Willy Brandt: Das Markenzeichen ist, 
wenn man es bloß verbal nimmt, nicht so 
schrecklich viel wert, wie wir jetzt nach-
drücklich erfahren haben. · 

Ich habe an dem Abend nicht jemand 
anderem eine Verantwortung abnehmen 
wollen, das kann ich auch gar nicht. Die 
sich als Liberale Demokraten selbständig 
organisiert haben, müssen selbst wissen, 
was sie aus den Erfahrungen machen, die 
sie jetzt gesammelt haben. Ich habe natür­
lich einen Hinweis darauf geben wollen , 
daß viel dafür spricht, es in der und mit 
der SPD zu versuchen, aber ich gebe zu, 
daß das nicht jedermanns Sache ist. Es 
wäre zu bedauern, wenn fortschrittlich­
liberal engagierte Menschen nun einfach 
beiseite treten würden. Und das sieht man 
ja seit der Krise der FDP, daß eine ganze 
Reihe Leute - von dem einen oder ande­
ren hört man, von einigen erhält man 
Briefe - , daß sie eigentlich nun erst ein­
mal nicht politisch arbeiten wollen . Das 
finde -ich schade! 

Aber ich halte es selbstverständlich 
nicht für das einzig MögHche, nun bei der 
SPD mitzumachen. Aber ich würde mir 
schon eine Verstärkung derer wünschen, 
die früher in der FDP waren und jetzt -
wie ich glaube, zu Recht - meinen, daß 
sie das Sozialliberale in und mit der SPD 
gut weiterführen können. 
liberale drucksachen: Sie und andere füh­
rende Sozialdemokraten haben ja auch 
seit der Wende den aus der FDP vertriebe­
nen Sozialliberalen immer wieder eine 
neue politische Heimat angeboten. Ein 
eigens geschaffener Sozialliberaler Ge­
sprächskreis der SPD soll demnächst seine 
Arbeit aufnehmen. 

Wird mit all dem nicht unausgespro­
chen eingestanden, daß liberale Positio­
nen in der SPD bisher nicht genügend ver-
treten waren? , 
Willy Brandt : Ich glaube, zum letzteren 
kann man ja wohl sagen, daß es überhaupt 
nic!Jts auf der Welt gibt, das so gut wäre,. 
als daß es nicht noch besser sein könnte. 

Beim Gesprächskreis ging und geht es 
uns um etwas anderes als darum, einfach 

Willy Brandt: Ich würde mir eine Verstärkung wünschen 

der SPD etwas anzugliedern. Wir wollen Jahren bildete, als die GVP sich der SPD 
eine Plattform bieten, auf der über sozial- annäherte. 
liberale Politik weiter nachgedacht wer- Platt gefragt: Geht es der SPD um Pro-
den kann . Und es werden an dem Ge- minente, um Namen, oder geht es um li-
sprächskreis · - das zeichnet sich jetzt berale Inhalte, die im Augenblick herren-
schon deutlich ab - nicht nur solche teil- los, also frei von jeder parteipolitischen 
nehmen, die früher in der FDP wirkten Organisation, da sind? Und: Wenn Ergeh-
und jetzt in der SPD, sondern auch jene, nisse in diesem Gesprächskreis zustande 
die sich nicht oder noch nicht zu einem kommen, wie sollen diese .Ergebnisse in 
neuen parteipolitischen Engagement ent- die politische Arbeit der SPD einbezogen 
schlossen haben. Es werden auch einige werden? 
mitarbeiten, die weiterhin in der FDP Willy Brandt: Zunächst einmal: Der Ver-
sind. Ich würde es begrüßen, wenn von de- gleich -mit der GVP stimmt nicht ganz. 
nen, die sich als Liberale Demokraten or- Damals war es so, daß einige, die man im 
ganisiert haben, und unabhängig davon, Rückblick der GVP zurechnete, von sich 
auf welchen Gebieten sie arbeiten wollen, aus entschieden hatten, daß sie bei der 
wenn sich auch aus diesem Kreis eine An- SPD mitarbeiten wollten. Das galt für 
zahl von Interessierten an dem Gesprächs- Erhard . Eppler aufgrund seiner damaligen 
kreis beteiligten. engen Verbindung mit Fritz Erler in Ba-

Der Sozialliberale Gesprächskreis der den-Württemberg. Aber die GVP als Gan-
SPD ist also nicht gedacht als eine organi- zes ist aufgrund von Gesprächen mit der 
satorisch mit der SPD verbundene Ein- damaligen Parteiführting der SPD von der 
richtung, sondern als 'ein Forum, in dem SPD aufgenommen worden. Gustav Hei-
etwas diskutiert werden kann, von dem nemann und Helene Wessei -um zwei zu 
die SPD dann auch etwas hat. Aber nicht nennen -sind für die SPD in den Bundes-
notwendigerweise ih organisatorischer taggewählt worden. 
Hinsicht, das müssen die dort Beteiligten Gustav Heinemann - noch mehr als 
selbst entscheiden. andere - hat nicht nur in den folgenden 
liberale drucksachen : Sie haben jetzt Jahren in diesem Staat was bedeutet, san-
selbst in Ihrer Antwort noch einmal ge- dern auch in der SPD programmatisch 
sagt, daß sich der Gesprächskreis an alle und praktisch sehr nachdrücklich gewirkt. 
die "wendet, die sich selbst in der Tradi- Das zweite ist, es wäre ja eigenartig, 
tion des fortschrittlichen Liberalismus .. . wenn eine Partei, und ein Parteivorsitzen-
sehen". Dieser Gesprächskreis ist ja von der nicht auch versuchten, da, wo es un-
seiner Konstruktion her ein etwas unge- ter anständigen Bedingungen zu erreichen 
wöhnlicher Weg, vielleicht vergleichbar ist, neue Mitstreiter zu finden. Aber das, 
mit dem Kreis, der sich in den fünfziger ich sage es noch einmal, ist nicht das Pri-
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märe, das wir mit dem Gesprächskreis ver­
binden. Wir wollen, daß über die Weiter­
entwicklung sozialliberalen, progressiv­
liberalen Gedankenguts diskutiert wird -
und zwar unabhängig davon, ob die SPD 
hier etwas davon hat. Aber es ist wohl 
kein Widerspruch, wenn ich darauf hin­
weise, daß die SPD den Gesprächskr:::is 
nicht begründete, wenn sie' nicht glaubte, 
daß ihr von daher für die eigene program­
matische und praktischepolitische Arbeit 
Wesentliches zufließen könnte. Ich sehe 
voraus, daß von dort manches kommen 
könnte, das sich nicht einfach, oder nicht 
gleich von der SPD übernehmen läßt. 
Aber es ist wert, es zu probieren. Zumal · 
die SPD nicht nur zu überlegen hat, wie 
_sie die Breite erreicht, die sie braucht, um 
wieder regierungsfähig werden zu können. 
Darüberhinaus möchte ich daran erinnern, 
daß die SPD in den nächsten Jahren neue 
programmatische Debatten führen wird, 
die zwar nicht ein völlig neues Programm 
zum Ziel haben, aber doch etwas, was in 
diese Richtung geht. Und da wäre es doch 
ein Jammer, wenn das, was einmal durch 
Flach und Maihofer repräsentiert wurde 
- um einige beim Namen zu nennen -
nicht angemessen miteinfließen könnte. 

Also, ich sage noch einmal: Das Inhalt­
liche ist mir und anderen bei uns in Ver­
bindung mit dem Gesprächskreis wichti­
ger als die Frage, ob man auch in Bezug 
auf Mitgliedschaft etwas dabei ernten 
kann. 
liberale drucksachen: Nach dem Willen 
der Moderatoren soll das Thema "Sozial­
politik" inhaltliches Schwerpunktthema 
des Sozialliberalen Gesprächskreises sein. 
Nun ist dieses ja nicht gerade ein "typisch 
liberales" Thema. Halten auch Sie diese 
Themenstellung für besonders geeignet 
für die Aufnahme des Dialoges zwischen 
fortschritt! ichen Liberalen und Sozialde­
mokraten und Gewerkschaften? 
Willy Brandt: Ich habe keinen Anteil da-
1'an gehabt, daß dies zu einem Schwer­
punktthemagemacht worden ist. Und ich 
sage jetzt bewußt, zu einem der Schwer­
punktthemen. Das Thema "Sozialpoli­
tik", das man vorrangig behandeln muß, 
wird ganz bestimmt nicht das einzige sein, 
das dort zu diskutieren sein wird. 

Aber davon abgesehen: Es ist, glaube 
ich, eine wichtige Sache, daß einer engen, 
rückwärtsgewandten Deutung von Libe­
ralismus entgegengetreten wird und nicht 
einem Rückfall in veraltetes liberalisti­
sches Denken das Feld überlassen bleibt. 
Nun kann man sagen, in einigen anderen 
Ländern, wo das praktiziert worden ist, 
ist diese Tendenz schon wieder rückläufig, 
wenn ich recht sehe, auch in den Verei­
nigten Staaten. -Aber. dies- nun ·ist ganz 
wichtig: Unsere Systeme der sozialen Si­
cherheit kommen in schwierigeres Fahr­
wasser. Uns stellt das vor die Aufgabe: 
Was kann man tun, uin a) ökonomisch 
Vertretbares und auch Notwendiges zu 
machen und b) grobe Ungerechtigkeiten 
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zu vermeiden oder zu verhindern? Und 
dies gehört ja auch zu einem sozialen Li­
beralismus! Oder, um von einem anderen 
Punkt daranzugehen: Inhaltlich war die 
soziallliberale Koalition nach der Wahl 
von 1972 sowohl in der Mitbestimmungs­
frage wie auch in der Vermögensbildungs­
frage nicht wesentlich weitergekommen. 
Man kann sogar rückschauend sagen, daß 
dort die sozialliberale Koalition den er­
sten Knick bekommen hat, als sie nach 
dem gemeinsamen großen Wahlerfolg von 
FDP und Sozialdemokraten auf diesen 
beiden Gebieten nicht wirklich zu Ergeb­
nissen gekommen ist. Es lohnt sich, da­
ran wieder anzuknüpfen und zu fragen: 

Maihofer einfließen lassen 

Wie macht man es das nächste Mal besser? 
Auch wenn die Konstellation SPD/FDP 
aus heutiger Sicht nicht die sein wird, die 
dies neu versucht. 
liberale drucksachen: Herr Brandt, noch 
einmal zurück zu Personen. Die Sozialli­
beralen, die Sie ansprechen, die die SPD 
gewinnen möchte, sind ja nicht gerade 
bequeme Parteigänger. Gerade aus diesen 
Reihen kam ja schon zu Zeiten der sozial-
liberalen Koalition so manches Störfeuer, 
wenn ich z.B. an die Bu~destagsdiskus­
sion um den Schnellen Brüter in Kaikar 
denke. Legt sich da nicht die SPD so ein · 
Kuckucksei ins Nest? 
Willy Brandt: Erstens paßt in die SPD nur 
der, der selbst meint, daß er vernünftiger­
weise in ihr mitwirken kann. Im übrigen 
hat die SPD, trotzdes anderen Bildes, das 
man sich zuweilen von ihr gemacht hat, 
gezeigt, daß sie eine durchaus lebendige 
Partei ist. Sie ist freilich immer gezwun­
gen, wenn sie praktische Politik machen 
will, sich auf etwas zu verständigen, was 
man dann miteinander trägt und woran 
man sich hält, auch auf die Gefahr, daß 
dies nach einer -bestimmten Zeit über­
prüft werden muß. Gerade die Beispiele, 
die Sie nennen, zeigen ja, daß das Denken 
der Sozialdemokraten nicht unverändert 
geblieben ist, daß sie dazulernen. Die kri-

. tische Haltung etwa zu Fragen des Wachs­
tums, die Frage der sinnvollen Handha­
bung von technologisch-industriellen Ent­
wicklungen, das sind Themen, die in der 
SPD diskutiert werden. 
liberale drucksachen: Noch eine Nachfra­
ge dazu: Gab es schon Gespräche mit Re­
präsentanten aus diesem Kreis und wie 
sind Ihre Erfahrungen? 
Willy Brandt: Das wäre anmaßend, wenn 
ich hier von eigenen Erfahrungen spräche. 
Das ist mehr eine Aufgabe derer, die den 
Gesprächskreis vorbereiten, zu dem ich 
sicher auch gelegentlich hingehen werde. 
Ich habe, allerdings ohne daß hinreichend 
Zeit zur Verfugung stand, mit Herren. ge­
sprochen, die bei den Liberalen Demokra-

. ten Verantwortung tragen, um mich über 
die Ziele ihrer Arbeit zu informieren, aber 
es war noch kei ne inhaltliche Aussprache, 
die wohl sinnvollerweise zu einem späte­
ren Zeitpun kt zu fü hren sein wird. 
liberale drucksachen: Herr Brandt, ein 
Vorwurf, der Ihnen nicht unbekannt sein 
wird, und der auch unter fortschrittlichen 
Liberalen immer wieder zu hören ist, lau­
tet: Das ist ja ke ine Kunst, sich in der Op­
positio n fortschrittlich, mit liberalem und 
grünem Anstr ich zu gerieren; das alles 
wird schn ell vergessen sein, sollte die SPD 
wieder die Regierungsverantwortung über­
nehm en. 

Tu n Sie sich in der Opposition tatsäch­
lich leichte r, oder hat sich die SPD verän­
dert ? 
Will y Brandt: Sehen Sie, ich habe vorhin 
Gustav Heinemann genannt, der im enge­
ren Sinne ke inen parteipolitisch liberalen 
Hintergrund hatte, und gleichwohl, schon 
in der Großen Koalition - was man von 
ihr auch sonst halten mag - mit der Ent­
rümpelung wesentlicher Teile der Gesetz­
gebung begonnen hatte. Und dies ist der 
SPD nicht schwergefallen. Es lag auf dem 
Wege ihrer eigenen Politik, daß sich in der 
Justizpolitik, in der Rechtspolitik, die 
Notwendigkeit ergeben hatte, die Fenster 
aufzumachen und diesen Staat zu refor­
mieren. Und das ist ja dann in der sozial­
liberalen Kga_lition ein ganzes Stück nach 
vorn gebracht worden. Da kommt also 
nichts eigentlich Neues auf uns zu. ln der 
Ökologiefrage kann man in der Tat sagen, 
daß wir es uns etwas schwer gemacht ha­
ben, wenn auch nicht eigentlich beim Er­
kennen des Themas: Ich hatte es selbst 
vor über zwanzig Jahren aufgegriffen, und 
zwar nicht nur mit dem einen Satz, der 
damals belächelt wurde und allein in Er­
innerung geblieben ist, mit dem blauen 
Himmel über der Ruhr, sondern ich hatte 
davon gesprochen, welche Ko nsequenzen 
für die Volksgesundheit die Versehrnut­
zung von Luft und Wasser haben. Welche 
schwerwiegenden Konseq.uenzen für di~ 
Natur selbst daraus entstünden, wußte 
ich freilich damals auch nicht. 

Man kann sagen, daß wir ein wenig 
zuviel Zeit gebracht haben, bis wir her­
auskamen aus dem unfru chtbaren Streit 



über Ökonomie hier und Ökologie dort. 
Aber wir sind unterdessen ziemlich weit 
gekommen, Ökonomie und Ökologie auf 
einen Nenner zu bringen, wenn man z.B. 
an das Programm des hessischen Umwelt­
ministers Schneider denkt. Und um auch 
die Frage zu beantworten, was bei einer 
wirklich guten Umweltpolitik zugunsten 
von Arbeitsplätzen herauskommt, nenne 
ich das, was eine wirklich gut arbeitende 
Kommission unter Vorsitz von Volker 
Hauff dazu jetzt nach und nach zu. Papier 
bringt. Übrigens ist dies noch während 
unserer Regierungstätigkeit begonnen 
worden und wird jetzt weitergeführt. 

Außerdem gilt: Wenn einem durch die 
Wähler der wichtige Auftrag der Opposi­
tion zugefallen ist, dann soll man die Zeit 
nutzen, mit inhaltlichen Klärungen soweit 
zu kommen, wie das möglich)st. Die poli­
tische Arbeit ist ja eben nicht im gleichen 
Maße wie vorher durch administrative Tä­
tigkeit bestimmt. Aber ich sehe nichts 
von dem, woran wir jetzt arbeiten, daß 
nicht vorher bei uns angelegt war, wenn 
wir auch nicht immer genügend Kraft ge­
habt haben - nicht nur physische, son­
dern auch geistige Kraft - es weit genug 
voran zu bringen. 
liberale drucksachen: Herr Brandt, eine 
Frage, die mit dem bisher Gesagten noch 
eng zusammen hängt. Am Abend der Hes­
senwahl im September 1982 haben Sie 
fast schwärmerisch von der Mehrheit dies­
seits der CDU gesprochen. Manche haben 
diese Äußerung damals auch als die Pro­
jektion einer SPD/Grüne-Koalition gese­
hen. Nicht nur Bilder aus dem Bundestag 
machen demgegenüber allerdings deutlich, 
daß sich die SPD vehement von den Grü­
nen distanziert. Stecken dahinter Konven~ 
tionen oder sind es politische Differen­
zen? 
Willy Brandt: Zunächst muß ich das mit 
dem ''schwärmerisch" bezweifeln, das 
mag ein subjektiver Eindruck gewesen 
sein. Ich habe meiner Meinung nach auf 
einen simplen arithmetischen Vorgang 
aufmerksam gemacht; denn es gab die 
Tendenz, nicht nur an jenem Abend, aber 
an jenem Abend besonders deutlich, bei 
der CDU, aber auch bei Herrn Genscher, 
so zu tun, als könne man von den Bürgern 
gewählte Grüne Abgeordnete erst einmal 
von der Gesamtzahl der Abgeordneten 
abziehen und dann das, was übrig bliebe, 
durch zwei zu dividieren, um dann fest­
zustellen, wer die Mehrheit habe. Und 
dazu habe ich gesagt: So geht das nicht! 
jeder Abgeordneter ist ein gewählter Ab­
geordneter und das Ergebnis in Hessen an. 
jenem Abend im September zeigte, daß 
die Mehrheit diesseits der Union stand. 
Dies hat sich interessanterweise nicht ver­
ändert. anders als viele meinten. Die Er­
fahrung seitdem hat freilich gezeigt, daß 
von den Grünen her offensichtlich eine 
engere Zusammenarbeit parlamentaris­
scher Art nicht möglich ist. 

Wenn sie möglich wäre, würde die SPD 

gleichwohl nicht darauf verzichten kön­
nen, nicht nur aus dem Bereich derer, 
die CDU gewählt haben, sondern auch aus 
dem Bereich jener, die grün gewählt ha­
ben, Wähler zurück- oder neu zu gewin­
nen. Ich habe mir an jenem Abend nicht 

der Gesprächskreis nicht viel ändern kön­
nen, und das ist auch nicht seine Funk­
tion. Ich möchte an dieser Stelle wieder­
holen: Seine Funktion ist eine inhaltliche 
und zwar eine, von der auch die SPD et­
was haben kann, weil in ihm politisch-the-

Willy Brandt : Die Grünen haben ihren Höhepunkt überschritten 

eine parlamentarische Konstellation vor­
gestellt, sondern ich habe schlicht festge­
stellt, daß CDU und FDP nicht die Mehr­
heit im Hessischen Landtag habep. Sonst 
wäre ja auch manches anders gelaufen, 
als es gelaufen ist. Die SPD selbst muß 
stärker werden, das ist nicht nur die 
pflichtgemäße Auffassung des SPD-Vor­
sitzenden, sondern das ergibt sich auch 
aus einer Analyse, die zeigt, daß die SPD 
heute und in nächster Zeit keinen Partner 
für die Regierungsbildung hat. Sie muß 
also durch ihre Politik, ihre Aktivität 
selbst so nahe wie möglich an die'Mehr­
heit kommen. 
liberale drucksachen: Herr Brandt, zum 
Schluß doch noch einmal konkreter zu 
der Frage, wie eine mögliche Mehrheit 
diesseits der CDU wieder zu einer regie­
renden Mehrheit gemacht werden kann. 
Wollen Sie's allein schaffen oder suchen 
Sie neue Koalitionspartner? 

Und in diesem Zusammenhang möchte 
ich Sie auch noch nach der Funktion des 
Sozialliberalen Gesprächskreises in Ihrer 
Strategie fragen : Soll er Assimilierungshil­
fe bieten oder kann er auch als eine Art 
Durchlauferhitzer für zukünftige Koalitio­
näre verstanden werden? 
Willy Brandt: Das würde ich so nicht sa­
gen. Sondern ich würde den Gesprächs­
kreis trennen wollen von solchen Erwä­
gungen, die mit dem Anpeilen neuer 
Mehrheiten zusammenhängen. Wer in der 
FDP bleiben will, wird in der FDP blei­
ben. Einige, ich habe es vorhin schon 
einmal gesagt, werden zu dem Ergebnis 
kommen, daß sie sich nicht mehr oder 
einstweilen nicht parteipolitisch im enge­
ren Sinne organisieren wollen. Daran wird 

matische Ansätze zur Sprache kommen 
können, die sonst doch vielleicht nicht 
mit hinreichendem Gewicht vorgebracht 
werden würden. 

Was nun aber die Strategie angeht: Die 
nächsten Bundestagswahl'en sind . 1987. 
Es gibt dazwischen eine Reihe von regio­
nalen Wahlen. l.ch nehme mal die wichtig­
ste von allen, das ist die nordrhein-west­
fälische. Es ist nicht zu erkennen, daß die 
.SPD einen Partner dort fände, also wird 
sie - übrigens noch mit einer etwas grö­
ßeren Chance als für den Bund insgesamt 
- versuchen, dort wieder die Mehrheit 
der Mandate zu erzielen. Dies gilt natür­
lich auch für den Bund insgesamt. Das 
heißt, eine stattliche Zahl derer, die an 
die Parole vom Aufschwung geglaubt 
und deswegen CDU gewählt haben, jetzt 
in einem Prozeß der Desillusionierung, 
der Ernüchterung wieder zurückzugewin­
nen. Wobei ich nachdrücklich darauf hin­
weisen möchte, daß wir uns - im Inter­
esse der Menschen - einen merkbaren 
wirtschaftlichen Aufschwung gewünscht 
hätten. Es ist zu erkennen, daß die Grü­
nen sich vielleicht für eine Zeit um die 
5 % einpendeln, aber mit großer Wahr­
scheinlichkeit ihren Höhepunkt über­
schritten haben . Daraus ergeben sich 
dann Konsequenzen, nämlich, · was jene 
tun, die dort zunächst Anlehnung ge-
sucht haben. · · 

Am wenigsten ergibt sich für die jetzt 
überschaubare Zeit die Möglichkeit einer 
Zusammenarbeit mit der FDP. Denn die 
FDP hat. wenn ich es recht erkenne, nicht 
nur an der Spitze eine zu starke Rechts­
entwicklung genommen, sondern es hat 
wohl zusätzlich eine sehr starke Um-
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schichtungbei den Mitgliedern stattgefun­
den, so daß nicht recht erkennbar ist, wer 
diesseits der CDU als Partner in Betracht 
käme. Die neue FDP erscheint ja mehr 
und mehr als etwas, das rechts von der 
CDU angesiedelt ist. Die SPD muß in der 
gegenwärtigen Lage davon ausgehen - ob 
man dazu leider sagt oder nicht -, daß 
sie keinen Partner hat und. daß sie deshalb 
so stark werden muß, die Regierung allein 
zu stellen. Und darum werden wir uns be­
mühen. 
liberale drucksachen: Herr Brandt, erlau­
ben Sie mir, daß ich noch kurz etwas an­
spreche, was nicht in ganz direktem Zu­
sammenhang steht mit dem, was wir bis­
her besprochen haben. 

Am vergangenen Samstag waren in die­
ser Republ.ik weit über eine Million Men­
schen auf Straßen und Plätzen versam­
melt, um gegen neue Massenvernichtungs­
miHel und für einen Frieden durch Ver­
trauen zu demonstrieren. ln Bonn waren 
es wohl fast eine halbe Million Menschen. 
Sie waren einer von ihnen, allerdings 
nicht als Bürger Willy Brandt, wie ur­
sprünglich vorgesehen, sondern als Partei­
vorsitzender, der zu den Demonstranten 
gesprochen hat. Trotzdem eine eher per­
sönliche Frage an Sie; Was hat dieser 22. 
Oktober in Bonn für Sie, den - politi­
schen . - Menschen Willy Brandt fiir eine 
Becleutunl!? 
Willy Brandt: Wenn Sie sich recht erin­
nern, habe ich schon vor der Demonstra­
tion im Oktober 1981, nicht nur bei einer 
Konferenz meiner Partei, die auch öffent­
lich war, sondern ebenso im Bundestag 
am Vortag der damaligen großen Demon­
stration, denen widersprochen·, die mein­
ten, sie hätten in der Friedensbewegung 
ihren Gegner zu sehen. Ich habe gesagt, 
daß dort für mich Partner, Verbündete 
sind, wenn auch zum Teil schwierige; 
mit manchen Gruppierungen dort konnte 
und kann ich nichts anfangen. 

Aber ich habe - und jetzt rede ich 
vom Jahr 1983 und vom vergangeneo 
Samstag -ich habe dies für ein großes Er­
lebnis gehalten, nicht nur wegen der gro­
ßen Zahl der Teilnehmer, sondern auch 
wegen der fabelhaften Durchführung, 
dieser unglaublichen Organisationskraft, 
die in einer doch weithin spontanen Be­
wegung steckt. So daß man sich fast 
schon schämte, noch einmal zur Gewalt­
freiheit aufzurufen, denn die war ja da! 

Sie haben recht, ich bin da jetzt nicht 
einfach nur hingegangen als Bürger 
Brandt, wie ich das vorhatte, sondern ich 
bin eingeladen worden, dort zu sprechen, 
und das habe ich getan. Daß es im Verlauf 
der Kundgebung in einigen Punkten auch 
Gegenwind gegeben hat, habe ich als 
selbstverständlich angesehen. 

Ich habe es insgesamt für wichtig ge­
halten, bei einer solchen Manifestation 
mit weit über einer Million Menschen -
wenn man die verschiedenen Orte zusam­
mennimmt - zum einen da(zulegen, wo 
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man übereinstimmt, zum anderen darzu­
legen, was man als eigene Punkte einbFin­
gen will, und das zweite nicht aus Pflicht­
bewußtsein, sondern weil es meiner Über­
zeugu,ng entspricht: Daß, solange die Welt 
in Blöcke gespalten ist, die Bundesrepub­
lik zum westlichen Bündnis halten muß, 
freilich dort ihre Interessen nachdrücklich 
zu vertreten hat, daß wir den notwendi­
gen Streit um die richtige Sicherheitspoli­
tik nicht auf dem Rücken der Soldaten 
austragen dürfen und daß der Vorwurf 
des Anti-Amerikanismus Quatsch ist. Das 
hatte ja auch Heinrich Böll vorher mit 

lngrid Matthäus-Maier: 

großer Deutlichkeit gesagt, und das ist 
ja auch dadurch zum Ausdruck gekom­
men, daß ein pensionierter amerikani­
scher General seine fachlich-politische 
Sicht dargelegt hat. Ich möchte daran er­
innern: Wir stehen an der Seite der Mehr­
heit des amerikanischen Kongresses, der 
sich für FREEZE ausgesprochen hat. Ich 
glaube, es war ein wichtiger Tag, und ich 
bedaure jedenfalls nicht, daß ich dort 
als ein Redner teilgenommen habe. 
liberale drucksachen: Herr Brandt, wir 
danken Ihnen für dieses Gespräch. 

,,Rationalität ist gefragt'' 
Ein Jahr nach der Wende . Lambsdorff tik, wenn die Vielfalt zu einem konstruk-

und Genscher haben viel erreicht: Wirt­
schaftspolitik heißt Umverteilung von un­
ten nach oben, das System der sozialen 
Sicherung degeneriert zur Fürsorge, Si­
cherheits- und Entspannungspolitik wird 
durch Raketen und Atomsprengköpfe er­
setzt, Andersdenkende können ungestraft 
regierungsamtlich diffamiert werden, an­
ders Aussehenden droht Abschiebung, 
Strauß wird "erfolgreich" durch die ln­
kaufnahme von Zimmermann verhindert.. 

Ehrlicherweise wirbt die FDP auf Wahl­
plakaten zunehmend weniger mit der Un­
terzeile "Die Liberalen", denn liberale 
Politik ist für die Rechts-Koalition und ih­
re Regierung ohne Belang. 

Fast alle Liberalen haben folgerichtig 
die FDP verlassen. Aber sie haben dabei 
zu einem großen Teil auch auf politische 
Einwirkungsmöglichkeiten verzichtet. Die 
Zersplitterung der liberalen, ehemaligen 
FDP-Mitglieder hat seither objektiv der 
Rechten genützt. Der Parteiversuch der 
Liberalen Demokraten ist bei den Land­
tagswahlen in Hessen und Bremen mehr 
als gescheitert. 

Fazit: Konzentration ist heute not­
wendiger denn je. Liberale können sich, 
wenn sie ernsthaft Politik beeinflussen 
wollen, nicht mehr den Luxus leisten, 
statt Wählerstimmen nur Sympathie und 
Schulterklopfen einzuheimsen. Es ist zu 
leicht, Kritik zu üben an anderen und auf 
vermeintliche Defizite an liberalen Inhal­
ten hinzuweisen, wenn man sein politi­
sches Programm nur vor sich selbst und 
dem Papier, auf dem es steht, zu rechtfer­
tigen hat. Das Gute, Wahre und Schöne 
im Parteiprogramm stehen zu haben, ist 
eine Sache - vor den Wählern zu beste­
hen und in Parlamenten Einfluß auszu­
üben, ist eine andere, weitaus schwierige­
re. 

Nichts spricht gegen Vielfalt im Lager 
der reformorientierten Kräfte in der Pali-

tiven Miteinander statt zu einem fruchtlo­
sen und hemmenden Gegeneinander 
führt. Der politische Gegner kann doch 
nicht der sein, der auf derselben Seite 
steht, sondern es sind die, die sich jenseits 
der vielbeschworenen Mitte auf der Rech­
ten gesammelt haben. Konstruktives Mit­
einander ist das Ziel, das der sozialliberale 
Gesprächskreis in der SPD verfolgt. 

Er soll eine Plattform sein, auf der -
so Willy Brandt - "über sozialliberale Po­
litik weiter nachgedacht werden kann". 
Die SPD erwartet von diesem Gesprächs­
kreis, daß politisch-thematische Ansätze 
zur Sprache kommen, die "sonst doch 
vielleicht nicht mit hinreichendem Ge­
wicht vorgebracht werden könnten". 

Peter Glotz hat die Erwartung der 
SPD noch weiter konkretisiert: "Wir 
werden Liberale bitten, uns aufzuzeigen, 
wo nach ihrer Meinung die politischen 
und programmatischen Defizite der SPD 
zu vermuten sind, und wir werden die 
Antwort des demokratischen Sozialis­
mus darstellen." 

Nach Liberalen Vereinigungen, Libe­
ralen Zentren und dem Parteiversuch der 
Liberalen Demokraten ein weiterer Zir­
kel, ein weiterer Beweis für die Richtig­
keit des sarkastischen Satzes "droht der 
Exitus, rettet sich der Liberalismus durch 
Zellteilung'? Ich glaube nicht. Eher ein 
Versuch, der allerdings davon abhängig 
ist, ob lrrationalitäten und Vorurteile, die 
seit dem letzten Herbst oftmals das Ver­
hältnis der in verschiedenen Organisatio­
nen verstreuten Liberalen prägen, über­
wunden werden können. 

Rationalität ist gefragt: Aber darauf 
sind ja gerade immer die besonders stolz, 
die sich Liberale nennen .. : 

Das erste Treffen des sozialliberalen 
Gesprächskreises findet noch in diesem 
Jahr statt. 



Werner Lutz: 

.. Gegen 
Sofa-Idealismus 
und 
Vereinsmeiertum" 

Als wir vor einem knappen Jahr mit 
dem Experiment "Liberale Demokraten" 
begannen, gab es viel Euphorie, aber doch 
auch genügend Skepsis erfahrener politi­
scher Freunde über die Erfolgschancen 
dieser Partei. Nach zehn MonGI.ten Partei­
aufbau und in Kenntnis der Wahlergebnis­
se von Hessen und Bremen muß redlicher­
weise festgestellt werden, daß selbst die 
Skeptiker nachgerade euphorisch waren : 

Es ist nicht gelungen, sehr viel mehr 
als 1 0 % der im Herbst letzten Jahres aus 
der FDP ausgetretenen Liberalen bei den 
LD zu organisieren ; es ist nicht gelungen, 
auch nur 10 %der bisherigen soziallibera­
len Wähler, die sich von der FDP abwand- · 
ten (Bremen!}, auf die LD zu orientieren 
- d.h. als potentielle Parteimitglieder wie 
als Wähler befinden sich Sozialliberale 
und Radikaldemokraten zu 90 % nicht 
bei den LD ; 

es ist nicht einmal gelungen, die La­
sten des Parteiaufbaus (persönlicher Ein­
satz, Finanzen} einigermaßen gerecht in 
der Partei zu verteilen: einer Minderheit 
Hyperaktiver steht auch in dieser Partei 
die Mehrheit der Abwarter (auf was ei­
gentlich denn noch?) gegenüber; nur ca. 
10 % der Parteimitglieder waren bereit, 
ihre Solidarität und Opferbereitschaft 
auch nur mit einer 200-DM-Spende unter 
Beweis zu stellen. 

Das Problem scheint mir aber vor al­
lem darin zu bestehen, daß selbst mit 
noch mehr Engagement der Mitglieder 
und weniger Fehlern in der Wahlkampf­
organisation die politischen Rahmenbe­
dingungen weiterhin die Entwicklungs­
möglichkeiten unserer Partei zumindest 
behindern, möglicherweise sogar verhin­
dern: 

Die SPD wird auch in Zukunft der em­
pirisch durch nichts beweisbaren Position 
anhängen, es gäbe einen Trend zum Zwei­
Parteien-System und daraus strategisch 
folgern, sie müsse sich möglichst viele 
Stimmen einverleiben, von Grünen, Libe-

ralen und Unorganisierten. Sie verschließt 
dabei die Augen vor den widersprüchli­
chen politischen Interessen ihrer gewerk­
schaftsorientierten Klientel und den bür­
gerlichen Themen von Liberalen und Grü­
nen - Widersprüche, die in der Partei 
schon jetzt für ständige Konflikte sorgen, 
von der Umwelt- bis zur Friedens- bzw. 
Sicherheitspolitik. 

Die SPD hat ja maßgeblich jene Politik 
durchgesetzt, die wir in den letzten fünf­
zehn Jahren bekäl!lpft haben, von den 
Notstandsgesetzen über Berufsverbote, 
Atomenergiepolitik, Ignoranz gegenüber 
Ökologie, Minderheiten, Rec9tsstaat- und 
Frauenthemen bis zum 'Doppelbe­
schluß" Für Liberale kahl:! die SPD keine 
politische Alternative sein. 

Solange die SPD nicht versteht, daß 
sie alleine in dieser Republik nicht mehr­
heitsfähig ist, schon gar nicht in Zeiten 
wirtschaftlicher Krise, wenn das politi­
sche Bewußtsein der Bevölkerung nach 
rechts gedrückt wird, solange die SPD 
sich nicht klar und unmißverständlich 
auf die Gewerkschaftsinteressen als ih­
rem Standbein besinnt (wie sonst soll 
auch der konservativ werdende Fach­
arbeiter daran gehindert werden, seine 
Stimme der CDU zu geben?) und die 
bürgerlichen Themen einem (potentiel­
len} Koalitionspartner als politischen 
Schwerpunkt überläßt, solange ist für 
die LD die sozialdemokratische Flanke 
des Parteiensystems ausgesprochen 
konterproduktiv. 

Mit den Grünen schließlich besteht 
eine Gruppierung, die sich in exakt un­
serer Zielgruppe bereits seit Jahren als 
Platzhirsch etabliert hat und zwar par­
lamentarisch (auch über eine Legislatur­
periode hinaus} wie außerparlamenta­
risch. Dabei handelt es sich um eine po­
litisch äußerst bewußt handelnde Wäh­
lerschaft, die Zersplitterungseffekte 
sehr genau zu vermeiden weiß (siehe 
Bremen}. 

Solange die SPD also an ihrer bornier­
ten Strategie festhält und die Grünen 
keine deutlichen Zerfallserscheinungen 
erkennen lassen, solange sind die Chancen 
für die LD als selbständige Partei, mit der 
Möglichkeit auch "nur" kommunaler 
Wahlerfolge, ausgesprochen negativ zu 
beurteilen. 

Über die CDU und ihre Leihstimmen­
filiale, die FDP, müssen in diesem Zusam­
menhang nicht viel Worte verloren wer~ 

den. Zieht man von den 7,6 %der FDP in 
Hessen die 3 % CDU-Stimmen ab, so blei­
ben exakt jene 4,6 % FDP-Stimmen übrig, 
die sie auch in Bremen erreichte. (Wenn 
wir uns mal kurz aufrichten wollen, kön­
nen wir an unsere 0,4 % denken, die der 
FDP in beiden Ländern fehlen bzw. feh­
len würden!) Aus eigener Kraft ist diese 
FDP für den Einzug in kein Landesparla­
ment mehr gut. Von der CDU wird sie 
durchgefüttert, solange sie als Mehrheits­
beschafferin gebraucht wird. ~enn die 
CDU meint, alleine die absolute Mehrheit 
zu erreichen (und diese Chancen sind 
noch allemal größer als die der SPD, wie 
die Parteiengeschichte zeigt} wird sie, 
gerade nach den Erfahrungen in Hessen, 
die FDP vollends absterben lassen. 

Was folgere ich aus dieser Analyse? 
Die heutigen Rahmenbedingungen spre.:.­
chen nicht für die Fortexistenz der LD 
als politische Partei. Sollen nicht Wunsch­
vorstellungen, sondern solide Fakten 
Grundlage unseres politischen Handeins 
sein, mußte angesichts negativer Rahmen­
bedingungen die innerparteiliche Solidari­
tät besonders gründlich geprüft werden. 
Das Ziel des LD-Bundesvorstands 
200.000 DM (oder eine ähnliche Summe) 
bis zum Bundesparteitag durch Spenden 
zu sammeln, war daher für mich absolute 
Voraussetzung für eine weitere Beteili­
gung an diesem Parteiexperiment. Demge­
genüber traten die beiden anderen Krite­
rien des Bundesvorstands (Änderung der 
SPD-Strategie, mehr Resonanz in der libe-
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ralen Presse) für mich deutlich zurück. 
Diese Summe ist nicht zustandege­

kommen, und niemand in der Partei weiß, 
wie etwa die Finanzierung der Europa­
Wahl erfolgen soll. Heute scheint es mir 
nur noch möglich zu sein, über Liberale 
Bildungswerke, Jungdemokraten und li­
berale drucksachen (im Rahmen des Fi­
nanzierbaren) politischen Kontakt zu hal­
ten und günstigstenfalls ein Scharnier zwi­
schen Liberalen in SPD, Grünen (was für 
mich inhaltlich und strategisch am ehe­
sten Sinn macht) und als Unorganisierte 
zu bilden; eine Partei der Liberalen und 
Radikaldemokraten (wie die LD) aber 
dürfte nach heutigem Informationsstand 
nur als politische Hülse das nächste Jahr 
überleben. 
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Auf dem Bundesparteitag der Libera­
len Demokraten wurde eine Sonder­
ausgabe der liberalen drucksachen ver­
teilt , in der das Interview mit Wi lly 
Brandt und der Beitrag von Werner 
Lutz abgedruckt waren . Werner Lutz 
hat seinen Beitrag nach dem P~rteitag 
aktualisiert. 

TABAK 
für 

Pfeile 
Zioäiene 

Wir liefern : praktisch alle 
Pfeifentabake sowie spezielle 
Angebote nur für unsere Ver­
sandkunden. Z .B. : 
Pfeifentabak 
"HOLLAND BLEND" 
mild, aromatisch, duftend 
250 g. NUR DM 13 ,50 DM 
500 g. NUR DM 22 ,-- DM 
Solange der Vorrat reicht! 
Und auf Dauer : 
"Echte HoUandse Sigaretten­
tabak" , Halfzwaar, American, 
oder Lichte 
250 g. NUR DM 14.90 
500 Zigarettenhülsen 
NUR DM 9,50 
TABAKVERSAND HILLE 
4459 Getelo 124 
Bestellungen bis 50,--DM DM 2,50 
Versand ko stenanteiL über 50 ,-­
frei . 
Lieferung gegen V -Scheck oder 
per Nachnahme (plus Gebühr) 

Norbert Mann (Die Grünen im Bundestag): 

Die Grünen markieren eine 
vvichtige liberale Utopie 

Die Schwaden des zweiten Bonner 
Machtwechsels legen sich. Die Wahlen in 
Bremen und Hessen machen noch einmal 
deutlich, wie eng er mit dem Aufbrechen 
unserer erstarrten Parteienlandschaft zu­
sammenhängt. Dank Wallmanns Leihstim­
menkampagne ist die FDP gerade noch in 
fünf Landesparlamenten vertreten. Doch 
weder die innenpolitischen Profilierungs­
versuche von Baum und Hirsch noch die 
trotzige Durchhaltestimmung auf dem 
Düsseldorfer LD-Parteitag können darüber 
hinwegtäuschen, daß der auf eine eigen­
ständige Partei bezogene Liberalismus 
gegenwärtig nur bescheidene Perspektiven 
bietet. Eine intensive Diskussion der Fra­
ge, ob nicht gerade Liberalen eine beson­
dere Verantwortung an Aufbau und Ent­
wicklung einer kleinen radikalen Partei 
der Zukunft zwischen den großen Volks­
parteien zukommt, ist längst überfällig. 

Natürlich war es im Herbst 1982 wich­
tig und verständlich, möglichst viele wen­
deunwillige Liberale zusammenzuhalten. 
Ein Jahr danach sollte es dennoch mög­
lich sein , nüchtern und realistisch die 
Chancen für die Durchsetzung liberaler 
Politik einzuschätzen . Ausgehen möchte 
ich von der These von Peter Glotz (ld Nr. 
8/9 1983), es sei ein "politischer Kunst­
fehler, daß Themen wie Ökologie oder 
auch das Thema Gleichstellung der Frau 
oder das Thema Frieden sozusagen zu e.i­
nem parteierzeugenden Problem - ich 
meine jetzt die Grünen - werden konn­
te " . Dahinter steckt die Hoffnung und 
das Kalkül, das "Übergangsproblem Grü­
ne" durch geschickte Öffnung und Inte­
gration SPD-konform zu lösen. Was aber 
würde sich 1987 gegenüber der sozialli­
beralen Koalition ändern, wenn es gelän­
ge, im Sinne von Glotz einen "regieren­
den Block der Linken" zu schaffen. Düs­
seldorfer Verhältnisse in Bonn? 

Nichts gegen eine grüne oder liberale 
Erneuerung der 120jährigen SPD. Doch 
erstens sollte man sich keine Illusionen 
über die Mehrheitsfähigkeit machen. An­
dere als hessische Verhältnisse in Bonn 
sind nicht realistisch. Zum zweiten eben 
kann sich eine demokratische Erneuerung 
nicht auf die SPD oder Parteien allein be­
schränken. Nicht nur neue Inhalte, son­
dern auch andere Formen von Politik tun 
not. Der' basisdemokratische Anspruch 
der Grünen beschreibt bei aller Unausge­
reiftheit zutreffend die Schwachstellen 
unsj:lre.s politischen Systems. Nicht nur 
parastaatliche Parteien und Parlamente 

No rbert Mann warnt vor einer weiteren 
Parteigründung 

sind bürok ratisch erstarrt. Immer häufiger 
sieh t sich der einzelne Bürger entmündigt 
ano nymer staat licher und gesellschaftli­
cher Macht gegenüber. Die für die Grünen 
zent rale Forderung nach Selbstbestim­
mu ng und Sel bstverwaltung markiert hier 
eine wicht ige -liberale- Utopie. 

Zurück in di e Niederungen des politi­
schen Alltags. Immer deutlicher wird bei 
den Grü nen neben ihrem schon fast etab­
lierten Ökopax-Profil die Kontur einer li­
beralen Bürgerrechtspartei sichtbar. Ne­
ben dem selbstverständlichen Widerstand 
gegen die Wendepolitik im Bereich von 
Demonstrations- und Ausländerrecht bil­
det das Eintreten gegen die Einführung 
Orwell 'scher Realitäten einen Schwer­
punkt der Arbeit im Bundestag. Kompro­
mißlose Ablehnung von Volkszählung, 
Bildschirmtext, Breitbandverkabelung 
und Einführung des neuen Personalaus­
weises sowie die Diskussion um eine grüne 
Medienpolitik seien beispielhaft genannt. 
Hinsichtlich des Schutzes von Minderhei­
ten werden Initiativen zum Strafvollzug, 
zur Reform der Untersuchungshaft, zur 
Situation psychisch Kran ker sowie gegen 
die Diskriminierung von Ro ma und Sinti 
geplant. 

Als jemand, der fün f Jah re lang den 
Parteibildungsprozeß de r Grünen aktiv 
miterlebt hat, warne ich vor der Illusion 
des politischen Kunststücks einer weite­
ren Parteizeugung. En tweder die Grünen 
etablieren sich oder das Zwei parteiensy­
stem hält Einzug. 



Die Linksliberalen in den Jahren von 1981-1983 (Teil I ) : 

Die Entfremdung zvvischen Basis und 
Establishment von Martin Budich und Thilo Schelling 

Der Versuch, mit den Liberalen Demokra­
ten einen, wie es Theo Schiller formulier­
te, "Quereinstieg in das deutsche Par­
teiengefüge zu unternehmen", ist geschei­
tert. Die Sammlung sozialliberaler FDP­
Mitglieder und sozialliberaler Wähler hat 
keinen Erfolg gezeitigt. Ein Rückblick -
auch hinter die Kulissen- auf das Wirken 
der Sozialliberalen in den vergangeneo 
drei Jahren macht deutlich, wie sich aus 
einer fast aUssichtslosen Lage aus dem 
linken Flügel der FDP ein relevanter Fak­
tor entwickelte und wie diese Chance ver­
spielt wurde. 

Potentielle Kristallisationspunkte für ei ­
ne linksliberale Struktur bildeten Ende 
der siebziger Jahre 

der Pool, eine ursprünglich von Mar­
tin Bangemann initiierte Bürogemein­
schaft der linksliberalen Abgeordneten im 
Bundestag, 

der Sylter Kreis, ein nach dem Sylter 
Hof in Berlin, wo dieser Kreis zum ersten 
Mal tagte, benannter Gesprächskreis von 
sozialliberalen Abgeordneten und Vor­
standsmitgliedern der Landes- und Bun­
desebene, 

das Baum-Ministerium 
das Büro von William Borin 
die Jungdemokraten und die von ih­

nen aufgebauten Bildungswerke. 
Der Pool der I inksliberalen Bundestags­

abgeordneten hat nie funktioniert. Eifer­
süchteleien und persönliche Unzulänglich­
keiten , wie sie im politischen Raum unter 
politischen Profis unvorstellbar zu sein 
scheinen, beherrschten hier eigentlich 
ständig die Situation. 

Ein auch nur ansatzweise gemeinsames 
Handeln aller Beteiligten ergab sich höch­
stens dann, wenn die Parteirechten mit 

·ihren Dreistigkeiten überzogen. Weder ei· 
gene Initiativen, noch ein Minimum an 
Koordination von Einzelaktivitäten konn­
te bewerkstelligt werden. 

Der Sylter Kreis, ein von Theo Schiller 
und Helga Schuchardt eingeladener Kreis 
jener, die sich als Linksliberale flihlten, 
oder die dienstlich verpflichtet waren, 
teilzunehmen, um andernorts zu vermel­
den, was die Linksliberalen planten, dege­
nerierte zum Veteranentreff. Ehemalige 
Jungdemokraten, längst ministrabel oder 
schon im Amt, diskutierten die große Li­
nie oder versicherten sich ihrer Haus­
macht. Insbesondere vor Parteitagen, auf 
denen Personalentscheidungen anstanden, 
erfreute sich dieser Kreis eines regen Be­
suches. 

Das Baum-Ministerium bildete gelegent­
lich die Herberge für gemäßigte linksli­
berale Gespräche. Unter Ausschluß der 

Radikalen (J ungderriokraten und William 
Borm) lud der Innenminister Gäste aus 
der Fraktion und aus dem Bundesvor­
stand, um sich seine Führungsrolle bestä­
tigen zu lassen. Die Gäste hatten in keiner 
Phase Einfluß auf sein Handeln. Ein enger 
Beraterstab und ihn hofierende Journali­
sten, die er mit Kabinettswissen versorgte, 
beeinflußten weitgehend sein Vorgehen. 

Das Büro von William Borm bildete die 
einzige -wenn auch nur mit bescheidenen 
Mitteln ausgestattete - funktionierende 
Kommunikationszentrale der Linkslibera­
len. Mit der sich zuspitzenden Diskussion 
um den NATO- Beschluß kam William 
Borm nicht zuletzt auch durch seine Rol­
le als Vorsitzender des Bundesfachaus­
schusses flir Außenpolitik in die Rolle des 

stellen, daß es unter den fuhrenden Links­
liberalen nur William Borm gab, der ihre 
strikte Ablehnung des NATO-Beschlusses 
teilte. Noch wenige Wochen vor dem Par­
teitag konnte Genscher auf dem NRW­
Landesparteitag in Münster feststellen, 
daß seine Position zum NATO-Beschluß 
in der FDP - im Gegensatz zu Schmidts 
Position in der SPD - völlig unbestritten 
sei. Nur die Jungdemokraten widerspra­
chen. Sie starteten daraufhin eine Veran­
staltungsoffensive an der Parteibasis. 
Gleichzeitig aktivierten sie den Personen­
kreis der gelegentlich von William Borm 
mit einem Rundbrief angeschrieben wur­
de. Dieser Adressenverteiler war im Zu­
sammenhang mit dem Aufruf "flir den li­
beralen Fortschritt" im Vorfeld des Main-

Thilo Schelling und Martin Budich beschreiben das Versagen der Linksliberalen 

Gegenparts zum Parteivorsitzenden Gen­
scher. 

Die Jungdemokraten hatten mit dem 
Bundesvorsitzenden -Wechsel von Hanspe­
ter Knirsch zu Christoph Strässer im Ein­
fluß in der FDP erheblich eingebüßt und 
ihren Arbeitsschwerpunkt in den außer­
institutionellen Bereich verlagert. Ihr En­
gagement im Friedensbereich (u. a. Mit­
initiierung des Krefelder Appells) zwang 
sie in die direkte Auseinandersetzung mit 
Genscher. Ihr Stellenwert in Bündnissen 
hing u.a. auch davon ab, daß sie sich in 
der FDP nicht als irrelevante Randgruppe 
abdrängen ließen. Ihr verstärktes Engage- · 
ment in der Partei traf mit einer Solidari­
sierung des übrigen linken Parteiflügels 
mit den Jungdemokraten zusammen: Vie­
le erkannten die Auseinandersetzung mit 
den Julis sehr früh als Richtungskampf in­
nerhalb der Partei. · 

Im Vorfeld des Kölner FDP-Bundespar­
teitages mußten die Jungdemokraten fest-

zer Bundesparteitages (1978) entstanden . 
Diesem Adressatenkreis ging nun ein Auf­
ruf der Jungdemokraten zu, der sich ge­
gen den außen- und sicherheitspolitischen 
Kurs Genschers wandte. Unterstützt 
durch die öffentliche Diskussion und . 
durch eine Reihe von friedenspolitischen 
Anträgen aus verschiedenen Parteigl ieder­
ungen (u.a. auch vom Landesverband 
Schleswig - Holstein und vom Bundes­
fachausschuß Außenpolitik) zeigte diese 
Initiative Wirkung. Das Thema "Friedens­
und Sicherheitspolitik ' wurde nachträg­
lich noch zum ersten Schwerpunkt des 
Parteitages auf die Tagesordnung gesetzt. 
Das erste Ziel, die Enttabuisierung der 
Genscher-Position war damit flir die Jung­
demokraten erreicht. Genscher ließ als 
Antwort einen Leitantrag erstellen. 

Die Wochen vor dem Parteitag brachten 
heftige Auseinandersetzungen zwischen 
den Jungdemokraten und der soziallibera­
len Basis auf der einen Seite und dem so-
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zialliberalen Establishment auf der ande­
ren Seite. Während den Jungdemokraten 
warnend vorgehalten wurde, mit einer 
'ÄIIes - oder - Nichts - Strategie' (den 
NATO - Beschluß also kategorisch al;>zu­
lehnen) Genscher ins Messer zu laufen, 
weil er durch den vermeintlichen Abstim­
mungserfolg bestätigt würde, favorisierten 
die linksliberalen Abgeordneten einen 
Kurs, bei dem die Gleichsetzung beider 
Teile des Doppelbeschlusses verlangt wur­
de. Doch die Jungdemokraten mußten in 
dieser Frage auch den Konflikt mit den 
'Nahestehern' riskieren, sie hätten anson­
sten in ihrem außerparteilichen Spektrum 
ihre Glaubwürdigkeit verloren. Im übrigen 
gab es in den letzten Jahren kein Thema 
der Auseinandersetzung, bei dem die 
Jungdemokraten vergleichbar kompetent 
gegen Genscher auf seinem Fachgebiet 

. antreten konnten. Ein Symptom für Gen­
schers argumentative Schwäche war z. B., 
daß die Broschüre, die die Position der 
Bundesregierung zur "Nachrüstung" er­
klären sollte, drei Mal zurückgezogen wer­
den mußte, um durch bessere Argumente 
ersetzt zu werden. 

Am Vorabend des Parteitages organi­
sierten die Jungdemokraten ein Hearing 
mit prominenten Friedensforschern. Ziel­
gruppe dieser Veranstaltung waren die so­
ziali iberalen F DP-Bu ndestagsabgeord ne­
ten, die sich gern der Entscheidung über 
den NATO-Beschluß mit der Begründung 
entzogen, sie hätten gegenüber Genscher 
in dessen Ressort "inhaltlich nichts ent­
gegenzusetzen". _ 

Der zentral gelegene Ort Köln ermög-
1 ichte es den Jungdemokraten, ca. 150 
Gäste für den Parteitag zu mobilisieren, 
die mit großem Beifall die Genscher- Kri­
tiker feierten. Schon in der allgemeinen 
Aussprache zu Beginn des Parteitages, bot 
Genschers autoritäres Eingreifen für einen 
von der FDP geduldeten CDU-Minder­
heitssenat in Berlin reichlich Zündstoff. 

Durch einen Regiefehler der Parteitags­
organisation hatten sich die Gäste zwi~ 

. sehen die Delegierten plazieren können, 
so daß bei der Debatte um die Mittel­
streckenraketen der Eindruck entstand, 
als sei die Hälfte des Parteitages gegen den 
Genscher-Kurs. Genscher drohte darauf­
hin mit Rücktritt und zog damit zu ei­
nem Ztiitpunkt die "Notbremse", als sei­
ne Kritiker noch gar nicht in der Vorhand 
waren. Diese Maßnahme bewirkte eher ei­
nen SolidarisierUJ1gsprozeß gegen Gen­
scher und seinen "Erpressungsstil ". 

Mehr als 30 Prozent der Delegierten 
lehnten schließlich jegliche Stationierung 
von neuen Mittelstreckenraketen in der 
Bundesrepublik ab, 40 Prozent sprachen 
sich gegen die geplanten landgestützten 
Raketen aus. Damit war Genscher in ei­
ner sein Minister-Ressort betreffenden 
Frage in seiner Partei äußerst umstritten 
geworden. 

Das Abstimmungsergebnis bewirkte bei 
der linksliberalen Basis eine euphorische 
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Stimmung. Die Medienreaktion war ein­
deutig: eine Niederlage für Genscher. 

Den linksliberalen Repräsentanten wur­
de noch während des Parteitages klar, daß 
sie ihre Führungsrolle für den linken Par­
teiflügel zumindestens teilweise einge­
büßt hatten. Bei den anderen Parteitags­
schwerpunkten 'Umwelt' und 'Drogen' 
versuchten einige, wie lngrid Matthäus­
Maier, durch sehr engagierte Beiträge 
wieder Boden gutzumachen, während sich 
Gerhart Baum ·mit seinen Positionen zum . 
Umweltpapier und seiner starren Haltung 
gegen eine Entkriminalisierung von 
Haschkonsum völlig von seiner sozialli­
beralen Basis entfernte. 

Die Jungdemokraten, insbeondere der 
Landesverband NRW, der an der Vorbe-

Freiburger Thesen: Geburtstag vergessen 
reitung des Kölner Parteitages entschei­
dend beteiligt war, versuchten ihrerneuen 
Rolle als akzeptierte Koordinationsstelle 
des linken Flügels gerecht zu werden. 
Ihr stärkeres Engagement in der Partei 
und ihr Bemühen um Anerkennung auf 
dem linken Flügel resultierte zum großen 
Teil auch aus der Konkurrenzsituation zu 
den vom rechten Parteiflügel mit viel Un­
terstützung geförderten Julis. 

Doch außer ein paar Rundschreiben an 
den mittlerweile auf 2000 Personen ange­
wachsenen bereits erwähnten Verteiler, 
gelang keine effektive Koordination des 
linken Parteiflügels. Der Beschluß des 
Bundeshauptausschusses der J ungdemo­
kraten zum 10. Geburtstag der Freibur­
ger Thesen einen Kongreß zu organisieren 
wurde, z. B. nicht realisiert. 

Die Entfremdung zwischen linkslibera­
ler Basis und Establishment verschärfte 
sich in den folgenden Monaten. Während 
die Bonner Prominenz versuchte, "sich 
mit Genscher zu arrangieren, um Lambs-

dorff am Koalitionswechsel zu hindern", 
schlug die Stimmung an der Basis immer 
stärker gegen Genscher um. Viele merk­
ten, daß er sich nicht mehr positiv zur so­
zialliberalen Koalition äußerte und die J u­
lis im ,Stell vertreterkrieg gegen die Jung­
demokraten unterstützte. 

Die linksliberalen Abgeordneten wur­
den schließlich vom 'Sommertheater' völ­
lig überspielt. Lambsdorff und Genscher 
probten den Koalitionswechsel und trafen 
auf weniger Widerstand, als sie erwartet 
hatten. Nur Mischnick hinderte sie letzt­
lich an ihrem Putschversuch. 

Der eilends zusammengetrommelte 'Syl­
ter Kreis' trat zusammen, als gerade alles 
entschieden war. Allerdings war man ent­
schlossen, sich nun besser gegen die Pläne 
der Rechten zu wappnen. Doch statt die­
se Frage als rein innerparteiliche Macht­
frage zu erkennen und hieraufvorallem 
organisatorische Antworten zu geben, 
entschloß sich der Kreis, inhaltliche Pa­
piere zu entwickeln . Hieraus sollte hervor­
gehen, daß eine restriktive Haushaltspoli­
tik mit der SPD erfolgreicher zu bewerk­
stelligen se i als mit der Union. 

Von diesem Punkt an gab es zwischen 
den Jungdemokraten und ihren bisherigen 
Ansprechpartnern in der Bundestagsfrak­
tion inhaltlich in den entscheidenden Be­
reichen Außenpolitik und Wirtschaftspoli­
tik kau m noch Gemeinsamkeiten. Die 
'Linken ' in der Fraktion standen in diesen 
Frage inhaltlich näher bei Genscher und 
Lanbsdorff als bei ihrer sozialliberalen 
Parteibasis. Der Konsens beschränkte 
zu diesem Zeitpunkt fast nur noch auf die 
Koal itionspräfenrenz. 

Der Zustand der Linksliberalen in der 
FDP erreichte seinen Tiefpunkt. Gen­
schers 'Wendebrief' trieb den ersten grös­
seren Sch wu ng von Linksliberalen aus der 
Partei . 

Die Si tuation des sozialliberalen Flügels 
schien hoffnungslos. Die Parteiapparate 
waren fest in der Hand der Rechten. Die 
Parteimedien wurden wesentlich kontrol­
liert. Verheugen als Generalsekretär und 
Wolfgang Heinz als Herausgeber von 'libe­
ral' bewiesen mitunter etwas Zivilcourage 
und erinnerten an die' Wahlaussage und an 
das Programm der FDP, doch das öffent­
liche Bild der Partei wurde von Genscher 
und Lambsdorff bestimmt. Vor den 
Fernsehkameras definierten sie den 
Rechtskurs der Partei, der dann in den 
Gremien nur noch abgesegnet wurde. 

Im Herbst 1981 traf sich in Bonn eine 
VierköpfigeGruppe (drei MdB Assistenten 
aus dem Pool und der D j D Landesvorsit­
zenden NRW), um Widerstand gegen den 
sich immer deutlicher abzeichnenden Ko­
alitionsbruch zu organisieren. Hierzu soll­
te zunächst ein Kongreß auf die Beine ge­
stellt werden, der vorallem 

die linksliberale Basis in der FDP aus 
der Resignation reißt und Motivation 
erzeugt, 
den Rechten in der FDP das 'Drohpo-



Helga Schuchardt hatte nichts zu verlie­
ren 

tential' gegen einen Koalitionswechsel 
deutlich macht, 
sozialliberale inhaltliche Aussagen 
(Identität) erarbeitet, um die Koalition 

zu stützen. 
Als weiteres, quasi als Nebenziel, wyrde 
angestrebt, eine neue Führungsfigur ftir 
den linksliberalen Flügel durchzusetzen. 
Doch dieses Problem schien kaum lösbar. 
Die Fraktionsmitglieder waren auf keinen 
'Anti-Nachrüstungskurs' zu bewegen, alle 
anderen in Frage kommenden Persönlich­
keiten hatten medienmäßig wenig Chan­
cen beachtet zu werden. Eine Zeitlang 
wurde überlegt, ob versucht werden soll­
te den SPI!;:GEL-Herausgeber Rudolf 
Augstein für eine solche Funktion zu ge~ 
winnen. Doch seine wiederholt erwiesene 
Undiszipliniertheit bildete dann den 
Hauptgrund, diese Idee wieder fallen zu 
lassen. 

Die Gruppe verständigte sich dann 
schnell darauf, daß es keine Alternative 
zu Helga Schuchardt und Theo Schiller 
gab. Bei beiden war man sich vorallem 
sicher, daß sie sich nicht dem zu erwar­
tendem Druck der Parteiftihrung beugen 
würden. Helga Schuchardt wußte. daß sie 
nachdem die Malerinnung ihren Landes­
verband Harnburg gek.ippt hatte, nichts 
mehr zu verlieren hatte. Sie hatte sich 
auch in den vorangegangenen Wochen am 
mutigsten in der Öffentlichkeit gegen den 

Der Briefwechsel Heuss-Dehler 

Erhellende Einblicke 
"Hans-Dietrich Genschers Leidenschaft 

ist, wie bekannt, das Telefonieren. Was 
dabei alles so geredet wird, kommt nicht 
auf die Nachwelt. Theodor Heuss, der 
Vorvorvorvorvorgänger Genschers im 
Amt des Bundesvorsitzenden der Freien 
Demokratischen Partei, der spätere Bun­
despräsident, pflegte nicht nur seine Re­
den eigenhändig aufzusetzen, er schrieb 
auch noch Briefe, offizielle und weniger 
offizielle, kurze und lange, Briefe an Gott 
und die Welt und auch an eigene Partei­
freunde, so auch an Thomas. Dehler, der 
der dritte Bundesvorsitzende der FDP 
wurde .. . " fuhrt Horst Köpke in seine 
Rezension des Briefwechsels zwischen 
Theodor Heuss und Thomas Dehler ein. 

Herausgegeben von Friedrich Henning, 
dem langjährigen Archivar der FDP, ist 
jetzt der Briefwechsel des ersten Bundes­
präsidenten mit dem ersten Justizminister 
der Bundesrepublik publiziert worden. 
Für den in der Nachkriegsgeschichte der 
FDP Kundigen enthält der Briefwechsel 
wohl kaum sensationelle Neuigkeiten. 
Dennoch ist die Publikation eine Fund­
grube für alle, die sich angesichts der Un­
bestimmten Entwicklungsaussichten des 
organisierten Liberalismus mit seiner Ge­
schichte beschäftigen. 

Interessant dürfte in diesem Zusam­
menhang sein, was Heuss über die soge­
nannte Schlüter-Affäre geschrieben hat. 
Die FDP in Niedersachsen hatte den Ver­
leger rechtsradikaler Schriften Leonhard 

Schlüter zum Kultusminister gemacht. 
Schlüter trat jeqoch nach nur kurzer 
Amtszeit aufgrund massiver Proteste der 
Universität Göttingen wieder zurück. 
Die Berufung Schlüters hätte fast zum 
spontanen Parteiaustritt von Heuss ge­
führt . 

Einem Brief vom 28. Juli 1955 an 
Dehier ist zu entnehmen, daß Heuss 
schon eine Formel vorbereitet hatte, 
mit der er seine Meinung der Öffent­
lichkeit unmißverständlich mitteilen 
wollte: "Das Bundespräsidialamt teilt 
auf Anfrage mit, daß der Bundespräsi­
dent sich nicht in der Lage sieht, die 
Gerüchte zu dementieren, daß in dem 
Streit seine Sympathien auf Seiten der 
Göttinger Universität seien". Auch 
wenn es dann ja nicht zur Publikation 
dieser Mitteilung kam, zeigt der Vor­
gang anschauungsvoll, was in der FDP 
doch alles möglich war - und weiter 
ist? 

Erhellende Einblicke in das stets 
schwankende Selbstverständnis der FDP, 
jenem · Nachkriegssammelbecken nationa­
ler, konservativer und sozialer Liberaler, 
gibt es zahlreich in dem mit ausführlichen 
Erläuterungen versehenen und einem 
Vorwort von Hildegard Hamm-Brücher 
angereicherten Band. Zu den aufschluß­
reichsten Passagen der veröffentlichten 
Korrespondenz gehören u.a. die Kontro­
versen zwischen Dehler und Heuss über 
Sozialismus und Gewerkschaften, über 

Kurs der Parteiführung gewandt. 
Theo Schiller vertrat in allen wichtigen 

Fragen die gleichen Positionen wie die so­
zialliberale Basis und wurde darüberhin­
aus bis in die Mitte der Partei hinein ak­
zeptiert. Fraglich war allerdings, inwie­
weit sein gutes Image unter Bonner Jour­
nalisten wieder aktiviert werden konnte. 

Für Helga Schuchardt und Theo Schiller 
als herausragende Persönlichkeiten des 
Kongresses sprach auch, daß ihre Funk­
tion als Einlader des Sylter Kreises linksli­
beralen Eifersüchteleien entgegengehalten 
werden konnte. 

Für die Organisatoren des dann für En­
de Februar 1982 in Köln geplanten Kon­
gresses stand allerdings fest, daß der' Syl­
ter Kreis, der Pool, der Generalsekretär 
und der Innenminister mit seinem Staats­
sekretär erst dann .über die Planungen in­
formiert werden sollten, wenn die Planun­
gen abgeschlossen waren. Die Devise lau­
tete: Den Zug in Bewegung setzen, so daß 
die Herrschaften nur aufspringen oder am 
Bahnsteig zurückbleiben konnten. Doch 
durch eine Panne kamen die Planungen 
dann doch früher an die Öffentlichkeit 
als geplant. 

Fortsetzung folgt 

Briefwechsel 
mit 
Thomas Dehler 

Hildegard Ha rnm-Brucher 

die Wiedervereinigung und die Saarfrage, 
die Dehler im übrigen als einen der ersten 
auf Anti-Adenauer-Kurs brachte. 

"Lieber Dehler!" ist ein zeitgeschicht­
liches Dokument, das nicht nur Auf­
schlüsse über die FDP gibt, sondern sich 
auch rückschauend mit der Entstehungs­
geschichte der Bundesrepublik Deutsch­
land beschäftigt. 
Friedrich Henning (Hrsg.), Theodor 
Heuss: Lieber Dehler!, Werner Olzog Ver­
lag München , 1983, 236 Seiten , DM 38,--
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anstösse 

Drei Beiträge zur Friedens- und Sicherheitspolitik: 

Im Schatten der Pershings 
Die Auseinandersetzung um die sogenannte Nachrüstung hat 

zu einer intensiven Diskussion über Grundlagen, Ausgestaltung 
und Ziele der bisherigen Sicherheitspolitik geführt. Die nun er­
folgende tatsächliche Stationierung neuer amerikanischer Mittel-

. Streckenwaffen macht diese Diskussion nicht wieder obsolet; im 
Gegenteil: Gerade wegen der eminenten Gefährdung des Frie-

dens, die von den neuen atomaren Waffen ausgeht, ist es drän­
gender denn je, der herrschenden Mili~rpolitik zukunftsgerich­
tete, friedensstiftende Alternativen entgegenzusetzen. Bernd 
Schriewer, Leonhard Froese und Georg Schmige entwickeln im 
folgenden hierzu Vorschläge aus liberaler Sicht . 

Zum ersten Mal seit Anfang der Sech­
zigerJahre findet in der deutschen Bevöl­
kerung eine sicherheitspolitische Diskus­
sion statt. Es ist das Verdienst der Frie­
densbewegung, sie ausgelöst zu haben. 
Die drohende Rückkehr zum Kalten Krieg 
hat breiten Bevölkerungskreisen deutlich 
gemacht, daß die Erhaltung des Friedens 
auch in Europa keine Selbstverständlich­
keit ist. 

Der Regierungswechsel in Bonn hat 
diese Entwicklung nicht ausgelöst, aber 

Bernd Schriewer: 

aus, daß wir die Position des anderen 
ernst nehmen -seine Argumente und sei­
ne Gefühle. Die Angst in unserer Bevölke­
rung vor der UdSSR ist sicherlich weitge­
hend das Ergebnis eines - m.it Ausnahme 
einer kurzen Phase nach dem 2. Weltkrieg 
-jahrzehntelang geschürten blinden Anti­
kommunismus . Aber sie hat auch einen 
rationalen Hintergrund. Die Sowjetunion 
ist eine waffenstarrende Supermacht. Ein 
erheblicher Teil dieser Waffen ist auf 
Westeuropa gerichtet. Das sollten wir 

,,Wir müssen 
Hoffnungsträger sein'' 

beschleunigt. Die Geister scheiden sich. 
Auf der einen Seite wittern die kalten 
Krieger, die allerorten überwintert haben, 
Morgenluft. Ihnen folgen weite Bevölke­
rungskreise, die die Angst vor der sowjeti­
schen Bedrohung antreibt. Wir sollten 
nicht übersehen, _ daß die simple Vorstel­
lungsweit der Reagan-Administration, 
nach der so gut wie alle Übel dieser Weit 
im Kommunismus einen gemeinsamen Ur­
sprung haben, auch in unserer Bevölke­
rung verbreitet ist. Auf der anderen Seite 
sammeln sich in der Friedensbewegung 
Kräfte mit sehr unterschiedlichen politi­
schen Auffassungen. Auch diese Gruppe 
ist von Angst gesteuert: von der Angst vor 
der atomaren Vernichtung. Bei vielen 
liegt dem Engagement eine pazifistische 
Einstellung zugrunde. 

Gibt es bei dieser Sachlage für Liberale 
eine besondere Aufgabe? Ich glaube, ja. 
Sie verschwindet auch nicht dadurch, daß 
ein fortschrittlicher Liberalismus zur Dis­
kussion nicht von außen, sondern als Teil 
der Friedensbewegung von innen beitra­
gen kann und muß. 

Die liberale Aufgabe bezieht sich zum 
einen auf die Art, in der diskutiert wird. 
Diskussion, die Lernprozesse ermöglicht 
und nicht verschüttet, setzt zunächst vor-
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nicht vergessen. 
Die Friedensbewegung muß auch auf 

diese Bedrohung eine Antwort finden, 
wenn sie über Einzelfragen hinaus mehr­
heitsfähig sein will. Der Hinweis auf die 
drohende atomare Katastrophe ist richtig, 
aber allein nicht ausreichend. 

Hier sehe ich die liberale Aufgabe bei 
den politischen Inhalten. Wir dürfen nicht 
nur die Verkünder von Angst und Ver­
zweiflung, wir müssen auch Hoffnungsträ­
ger sein-. Wir müssen deutlich machen, 
daß wir Demokratie nach innen und poli­
tische Handlungsfreiheit nach außen er­
halten können, ohne unser Land und mit 
ihm Mitteleuropa im Falle eines Krieges 
zwangsläufig der atomaren Vernichtung 
auszusetzen - wie es die bisherige "Ver­
teidigungs"-konzeption tut. 

Es gibt Alternativen zur bisherigen 
Sicherheitspoliti k. Ich nenne hier nur 
die Konzeptionen des französischen Ober­
sten Brossolet, des Oberkommandieren­
den des Österreichischen Bu ndesheeres, 
Spannocchi, des Friedensforschers Horst 
·Afheldt und der deutschen Generäle Af­
heldt, Löser und Uhle-Wettler. Bei allen 
Unterschieden in den politischen Über­
zeugungen und in den Einzelheiten bie­
ten diese Arbeiten Ansätze für eine Ver-

teidigung ohne Selbstzerstörung und flir 
eine Sicherheitspolitik, die das Kriegsrisi­
ko verringert und nicht - wie die soge­
nannte Nachrüstung- erhöht. 

Wie eine liberale Verteidigungskonzep­
tion aussehen könnte, läßt sich hier natür­
lich nur skizzieren. Ihre tragenden Ele­
mente sind: 

Bernd Schriewer, stellv. Landesvorsitzen­
der der Liberalen Demokraten NR W stellt 
Thesen zur Sicherheitspolitik vor 

1. Frieden ist nicht Waffenstillstand 
auf hohem waffentechnischen Niveau . Li­
berale Friedenspolitikumfaßt eine Politik 
des internationalen wirtschaftlichen Aus­
gleichs und des kulturellen Austauschs. 

2. Die Bundeswehr ist in der heutigen 
politischen Situation als Notwehrinstru­
ment notwendig. 

3. Eine realistische Sicherheitspolitik 
ist in absehbarer Zeit nur im Rahmen der 
NATO möglich. 

4. Die Lagerung atomarer, biologischer 
und chemischer Waffen auf dem Boden 
der Bundesrepublik erhöht nicht unsere 
Sicherheit, sondern gefährdet sie. Daraus 
folgt: 
- Wir müssen alles tun, um einen auf Eu­

ropa begrenzten Atomkrieg zu verhin-



dern . Die Stationierung neuer landge­
stützter Mittelstreckenwaffen ist daher 
ebenso abzulehnen wie die Stationie­
·rung von Neutronenwaffen. 

- Wir müssen schon jetzt den Kampf ge­
gen den nächsten Schritt zur Aufrü­
stung aufnehmen: die 'chemische 
Nachrüstung". 
Die auf deutschem Boden in Ost und 
West gelagerten ABC-Waffen sind 
schrittweise zu verringern. 
Mittelfristig ist eine von ABC-Waffen 
freie Zone in Mitteleuropa anzustre­
ben. 
5. Unsere Verteidigung muß gegen An­

griffe wirksam sein, ohne daß unsere 
Streitkräfte als Angriffsinstrumente miß­
verstanden werden können. Daraus folgt: 
- Struktur, Ausrüstung, Ausbildung, Be-

Die folgenden Überlegungen zur inter­
nationalen Sicherheitspolitik aus euro­
päischer und insbesondere deutscher 
Sicht gehen-von der Prämisse aus, ·daß ei­
ne Politik der fortschreitenden Aufrü­
stung - aus welchen Gründen auch immer 
- unter den gegebenen Bedingungen eher 
geeignet ist, einen "atomaren Holocaust" 
auszulösen als diesen zu verhindern. So 
unbezweifelbar das Faktum einer europäi­
schen Bedrohung durch die Anhäufung 
und Stellung der sowjetischen SS 20 zur 
Zeit auch ist, die Gefahr ihres vorgezoge­
nen Einsatzes muß sich in dem Augen­
blick schlagartig erhöhen, in dem ihr von 
westeuropäischem, speziell bundesrepub­
likanischem Territorium aus vergleichbare 
Atomwaffen noch besserer ·Qualität ge­
genübergestellt werden. Und dies vor 
dem Hintergrund des Wandels der ameri­
kanischen West-Ostpolitik, die unter Prä­
sident Reagan einen atomaren, begrenz­
ten Schlagabtausch außerhalb des eigenen 
Landes, namentlich auch in Europa, ins 
Kalkül ihrer Militärstrategie genommen 
hat. 

Wir müssen als Europäer -gleich ob in 
Ost oder West - zur Kenntnis nehmen, 
daß vor allem unser Kontinent in dem 
amerikanischen "Planspiel" dazu vorgese- · 
hen ist, im "Notfall" erstes oder zweites 
Schlachtfeld zu werden. ln dem einen 
Fall soll das in Westeuropa und vor allem 
auf dem Territorium der Bundesrepublik 
angehäufte Militär- und Waffen- bzw. Mu­
nitionspotential vor allem nuklearer Art 
dazu dienen, die Sowjetunion bzw. den 
Warschauer Pakt in "Schach zu halten", 
falls die Vereinigten Staaten respektive 
der Nordatlantik-Pakt in anderen Teilen 

waffnung und Einsatzplanung der Bun­
deswehr müssen deren defensiven Cha­
rakter eindeutig unterstreichen. Dies 
gilt auch für die konventionelle Rü­
stung. 
Die Panzerabwehr ist auf Kosten der 
Panzertruppe, die Luftverteidigung auf 
Kosten der Luftangriffsverbände zu 
verstärken. 

- Schwerpunkt der Verteidigung muß die 
Raumverteidigung durch kleine, gut 
ausgebildete und mit sogenannten in­
tel! igenten Waffen ausgestattete Ein­
heiten sein . 
Diese Skizze ist sicherlich diskussions­

bedürftig. Das halte ich auch für keinen 
Fehler. Schließlich stehen wir nicht am 

· Ende, sondern am Anfang einer sicher-
heitspolitischen Diskussion. 

der Welt - beispielsweise am Persischen 
Golf oder in der Karibik - militärisch in­
tervenieren wollen. ln dem anderen Fall 
will die neue "Vorwärtsstrategie" der 
USA bzw. der NATO die Verwundbar­
keit . der Sowjetunion und der anderen 
Warschauer Paktstaaten nutzen, um diese 
'notfalls" - durch den neuen Typ von 

Marschflugkörpern in ihrer Eigenschaft 
als "Erstschlagswaffe- "auszuschalten". 

Wir haben als Bundesbürger zur Kennt­
nis genommen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland von den Vereinigten Staaten 
und der NATO dafür vorgesehen ist, nicht 
nur als Glacis für den Fall eines "östli­
chen" Angriffs auf dem Kontinent zu die­
nen, sondern auch als Standort für ein 
nukleares "Bedrohungspotential" mit 
Angriffs-, d.h. "Erstschlagskapazität". 

Denn die Bundesrepublik wäre das einzige 
nicht-nukleare Land, in dem Atomwaffen 
dieser Art - nämlich Pershing 2 Raketen 
-aufgestellt werden würden. 

Wir müssen als Bürger beider deutscher 
Staaten zur Erkenntnis gelangen, daß ein 
solcher Krieg - und zwar unabhängig da­
von, wer ihn beginnt und mit wessen 
"Sieg" er auch enden mag - uns zwangs­
läufig zu den Hauptleidtragenden einer 
solchen militärischen Auseinandersetzung 
zwischen Ost und West macht, bereits 
beim konventionellen, vor allem aber 
beim nuklearen Waffengang. Gemessen 
daran erscheinen systembezogene Proble­
me minderrangig. Denn: Kommt es zur 
Einsatzbereitschaft neuer amerikanischer 
und sowjetischer Atomwaffen in beiden 
deutschen Staaten, so eskaliert die Be­
drohung, bereits in der Frühphase eines 
- und sei es auf einem Irrtum beruhen­
den - Schlagabtausches teilweise oder 
völlig vernichtet zu werden, ins Uner­
meßliche. Und es ist für die Deutschen 
gleichgültig, aus welchen Gründen und 
durch welche Umstände sie zu den Haupt­
opfern eines solchen, noch so begrenzten 
Krieges würden! 

Geht man von der Voraussetzung aus, 
daß die Deutschen das gleiche Recht auf 
Überleben wie die anderen Völker haben 
und über dies die Verpflichtung haben, 
sich weder auf einen "Bruderkrieg" ge­
geneinander einzulassen noch als "Speer­
spitze" für die Entfesselung eines Dritten 
Weltkrieges in Dienst genommen Z.LI.,wer­
den, gibt es für sie auf beiden Seite'FJ nur, 
eine Alternative: ihre pplitischen Re prä- ~ 
sentanten beim Wort zu nehmen, die · 
mehrfach versichert haben, daß ' 'von 
deutschem Boden" kein Krieg mehr 
ausgehen dürfe . ·Ein Volk, das im Zusam­
menhang mit dem letzten, noch nicht ver­
narbten Weltkrieg so stark in der Schuld 
anderer Völker- vor allem auch Osteuro­
pas -steckt, darf sich in gar keinem Fall 
und unter gar keinen Umständen dazu 
verleiten lassen, Ausgangspunkt oder 
auch Zwischenstation eines neuen Welt-

US-Atomwaffenlager: Standort für Bedrohungspotential 

23 



krieges zu sein, der alles bisher Dagewe­
sene und Vorstellbare in den Schatten 
stellen und der Anfang vom Ende der 
Weltzivilisation sein würde. Die Deut­
schen diesseits und jenseits der System­
grenze müssen im Gegenteil zur "Speer­
spitze" jener weltweiten Friedensbewe­
gung werden, die nicht die politische 
Macht, wohl aber die moralische Kraft 
hat, der akuten Strategie des Wahnsinns 
ein Ende zu bereiten. 

Die konkrete Konsequenz jener Alter­
native ohne Alternative wären politische 
Schritte der Verantwortlichen, die jeder 
Möglichkeit, daß von deutschem Boden 
ein Krieg ausgehen oder daß auf diesem 
ein solcher stattfinden kann, die entspre­
chenden Riegel vorschiebt. Daß dies 
nicht im Alleingang, sondern nur in Ab­
stimmung mit den Verbündeten gesche-

Georg Schmige 

hen kann, versteht sich von selbst. Wohl 
aber könnten und müßten die Deutschen 
diesseits und jenseits der Eibe aufgrund 
ihrer gemeinsamen Vergangenheit, spe­
ziellen Situation und besonderen Verant-

. wortung eine Friedensinititative ergreifen, 
die sie getrennt oder besser noch gemein­
sam gegenüber ihren Verbündeten vor­
bringen und durchzusetzen versuchen 
sollten. (Daß diese Maßnahmen nicht auf 
ihre Territorien beschränkt werden könn­
ten bzw. sollten, versteht sich wiederum 
von selbst.) Da sie jedoch nur für ihre Ter­
ritorien sprechen könnten, sollten sie 
nicht nur erklären, daß sie zu diesen 
Schritten bereit wären, vielmehr auch, 
daß sie diese künftig zur Richtschnur ih­
rer Friedenspolitik zu machen gedenken. 
Im einzelnen: 

1. Die Territorien beider deutscher 
Staaten wären zur ABC-freien Zonen zu 

Hoffnung für den Alten Kontinent 
- die gesamteuropäische 
Zukunftsperspektive 

Seit dem Ende der sechziger Jahre hat 
sich in der Bundesrepublik ein unver-

- kennbarer Wandel im politischen Be­
wußtsein vollzogen. Er äußert sich zu­
nächst nicht in neuen Meinungen, son­
dern vorher in einer grundlegend geänder­
ten Sicht des politischen Umfelds, was C. 
F. von Weizsäcker "verändertes Wahrneh­
mungsvermögen" nennt. 

So wird etwa die NATO zwar nach wie 
vor bejaht und als notwendig angesehen, 
aber das zufriedene bis stolze Vertrauen 
zur Solidarität einer verschworenen Ver­
teidigungsgemeinschaft hat ängstlicher 
Skepsis Platz gemacht. Mit dem Ziel der 
Verteidigung schwer vereinbare Aspekte 
- Ausweitung auf außereuropäische Ge­
biete, Bau und Installation neuer An-

. griffs- und Massenvernichtungswaffen -
werden gesehen. 

Oder - ein zweites signifikantes Bei­
spiel - man steht noch zur sogenannten 
Europäischen Gemeinschaft, hält fest an 
dem Ziel einer politischen Union Westeu­
ropas, aber aus der schlagbaumeinreißen­
den Euphorie der fünfziger ·Jahre wurde 
Resignation. Man sieht jetzt deutlich ei­
nen von nationalen Egoismen gelähmten 
Apparat, der - kostspielig, uneffektiv 
und bürokratisch -faule Finanzkompro­
misse und gigantische Fehlplanungen 
(Butterberge, Milchseen etc.) zu Wege 
bringt. 

Natürlich kündigt sich als notwendige 
Folge des Bewußtseinswandels auch ein 
Wandel der politischen Gedanken an -
Alternativen zu NATO und EG, bisher 
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tabuisiert - werden vermehrt Diskus­
sionsthema, negative Forderungen werden 
oft unreflektiert ("raus aus der NATO") 
erhoben. C.F. von Weizsäcker schildert 
diesen Entwicklungsprozeß: 

"Der Bewußtseinswandel tastet sich 
zweifelnd durch die wankenden überlie­
ferten Entwürfe. Oft genug reagiert er mit 
Verzweiflung, die als Resignation, als 
Versinken in Sucht und Traumwelten, 
aber auch als kalte Wut und planmäßiger 
Terror auftreten kann . ' 

Die Politiker bemerken diesen Vor­
gang gar nicht oder so spät, daß sie kon­
zeptionslos hinter ihm herhecheln, d.h. 
Hearings veranstalten und Kommissionen 
begründen. Unbeeinflußt von solch un­
tauglichen Alibi-Unternehmungen ent­
wickelt sich aus dem gesteigerten Wahr­
nehmungsvermogen das Nein zu den gül­
tigen politischen Leitgedanken, das Nein 
zur NATO, das Nein zur atomaren Rü­
stung, das Nein zur Abhängigkeit vom 
"Großen Bruder", das Nein zur antikom­
munistischen Hysterie, das Nein zum Par­
teienbetrieb mit all seinen dunklen Fi­
nanzmanipulationen ... 

Aber mit der Konzeption einer neuen 
Politik geht es nur langsam voran. An der 
Frage, welchen Weg die Europäer gehen 
sollten, wie sie die gefährliche Konfron­
tation der Supermächte und die dadurch 
bedingte Spaltung Europas überwinden 
könnten, · zeigt sich die Schwierigkeit 
des Übergangs vom Negativen zum Posi­
tiven besonqers deutlich. 

Der Gedanke liegt nahe, durch enges 

erklären. 
2. Zustimmung zur Lagerung solcher 

Waffen wären nicht mehr zu erteilen bzw. 
zurückzuziehen. 

3. Auf dem Gebiet der beiden deut­
schen Staaten bereits eingelagerte ABC­
Waffen wären von den beiden Supermäch­
ten zurückzuziehen. 

4 . Die NATO einerseits und der War­
schauer Pakt andererseits hätten die Ga­
rantie für die Integrität der Bundesrepub­
lik Deutschland und der Deutschen De­
mokratischen Republik zu übernehmen. 

5. Eine internationale Kommission der 
Vereinten Nationen hätte die Ausführung 
bzw. Einhaltung dieser Vereinbarungen 
zu überwachen, die von . den Territorien 
der beiden deutschen Staaten ausgingen, 
jedoch nicht auf diese beschränkt sein 
sollten. 

Atomraketen verändern (las Bewußtsein 

Zusammenwirken der westeuropäischen 
Staaten - gemeinsame Außen- und Si­
cherheitspolitik - eine größere Unab­
hängigkeit von den USA zu erringen, die 
alte Euphorie für den Europagedanken 
so wieder zu beleben und zu nutzen. 

Aber die Erkenntnis, daß es sich bei 
dem anvisierten Staatenbund ja gar nicht 
um "Europa" handelt, sondern um die 
Minderheit, um den kleineren Teil der 
Staaten dieses Kontinents, daß der Name 
"Europa" für diese Gruppe von Anfang 
an einen Etikettenschwindel par excel­
lence darstellte, ist nicht mehr auszulö-



sehen. So stellt sich für diese Konzep­
tion die Frage: Könnte ein so vereintes 
Klein-West-Europa eine Stufe sein zur 
Oberwindung der europäischen Spal­
tung, zu einer neuen ges'!-mteuropäischen 
Friedensordnung? 

Starke Zweifel sind anzumelden. 
Nach dem Gesetz der kommunizierenden 
Röhren würde sich - wie gehabt - im 
Osten Europas ein ähnlicher Vorgang 
abspielen: ein engeres · Zusammenrücken 
der Satellitenstaaten, vermutlich aber oh­
ne wesentliche Verringerung der Abhän­
gigkeit von der UdSSR. Und da die zu 
gewinnende Unabhängigkeit Westeuropas 
von den USA ohne Stärkung der militäri­
schen Komponente undenkbar ist - eige­
ne Atomwaffen für Westeuropa incl. BRD 
- dürfte das zu erwartende parallele Ge­
schehen auf östlicher Seite zu -einer neuen 
gefährlichen Eskalation der beiderseitigen 
Rüstungen führen. 

Diese Konzeption brächte also nur ei­
ne Verschärfung der derzeitigen Misere. 

Die Idee des Auseinanderrückens der 
Blöcke gewinnt im Bewußtsein der Euro­
päer immer mehr Anziehungskraft. Ein­
mal, weil die Motive. die zu der stagnie­
renden und praktisch gescheiterten west­
europäischen Lösung geführt haben, in 
dieser größeren Vision des blockfreien 
Gesamteuropa eine neue Hoffnung auf 
Real isierbarkeit finden: F riedenssiche­
rung und Verwirklichung von mehr 
Selbstbestimmung sollte ja durch die Ein­
bindung Westdeutschlands in das westli­
che Bündnis erreicht werden. Adenauers 
Argument lautete: "Auf diesem Wege 
würden wir auch zur Wiederherstellung 
der Einheit Deutschlands kommen". 

Was tatsächlich bewirkt wurde, liegt 
heute offen vor aller Augen: Erhöhte 
Kriegsgefahr durch die geplante Aufstel­
lung der Erstschlags- und Enthauptungs­
waffe Pershing II und völlige Aussichts­
losigkeit, im geteilten, atomar aufgerü­
steten Mitteleuropa mehr Selbstbestim­
mung durchzusetzen. Heute tritt - drei 
Jahrzehnte nach der verhängnisvollen 
Entscheidung für die Teilstaatenlösung 
- die reale Bedeutung dieser Weichenstel­
lung ins Blickfeld: Verlust des letzten 
Restes von Souveränität ftir ein ganzes 
Volk, existenzielle atomare Bedrohung 
anstelle von Sicherheit ... 

Die lange verdrängte gesamteuropäi­
sche Zielvorstellung hat nach dem Schei­
tern der kleineuropäischen Lösung die 
besseren Zukunftschancen auf ihrer Sei­
te. Im europäischen Raum sind nämlich 
nur noch solche politischen Entscheidun­
gen auf die Dauer durchsetzbar, die sich 
auf eine gesamteuropäische Lösung zu­
bewegen. Es bedarf dazu keiner langfri­
stigen Planung, der Zwang zur Existenz­
sicherung schreibt die notwendigen 
Schritte vor: atomwaffenfreie Zonen, 
Sicherheitspartnerschaft zwischen West 
und Ost, Kooperation zur Verhinderung 
drohender Umweltkatastrophen ... 

Bürgerinitiativen bewegen mehr als Parteiprogramme 

Der Weg zu dieser einzig verbleibenden 
Perspektive für Europa wird nicht von 
den Regierungen geplant oder eingeleitet 
werden. C.F. von Weizsäcker sagt warum: 
"Machtkampf und Herrschaftserhaltung 
machen in hohem Grade aufmerksam für 
die eigenen, zumal kurzfristigen Interes­
sen, sie machen blind für die allgemeinen 
und damit für die eigenen langfristigen In­
teressen. ' 

ln den Programmen nicht-konservati­
ver Parteien hatten gesamteuropäische 
Lösungsvorschläge stets einen Platz, rück­
ten aber von ihrer zentralen Position im­
mer mehr an die Peripherie, wo sie ein 
mehr inselhaftes, von den Parteiführungen 
ignoriertes Dasein fristeten. Letztes Bei­
spiel: Parteitagsbeschluß der FDP 1975: 
'Langfristig ist anzustreben, den Frieden 

in Europa durch blockübergreifende Zu­
sammenarbeit, schrittweise gesamteuro­
päische Sicherheitsvereinbarungen, ausge­
wogene Abrüstungsmaßnahmen und 
schließlich die Umwandlung des militä­
rischen Blocksystems in ein gesamteuro-

päisches Friedenssystem zu garantieren." 
An diesem Satz ist alles richtig bis auf 
das eine Wort "langfristig". Die Frist, die 
uns noch bleibt, ist kurz. Es müßte hei­
ßen: "unverzüglich". 

Von Programmtexten etwas zu erhof­
fen, hat sich als Selbsttäuschung erwiesen. 
Sie haben für die Regierenden und für die 
Parteivorstände lediglich Alibifunktion. 

Die neue Politik wird von der Basis 
der betroffenen Völker Westeuropas und 
Nordamerikas im innenpolitischen Kampf 
durchgesetzt werden - sofern nicht vor­
her der atomare Rüstungswahn die Welt 
in den Untergang treibt. Die Friedensbe­
wegung stellt die Angriffsspitze dar, die 
rebellierenden Gruppen in den alten Par­
teien, das Engagement der neuen Grup­
pierungen (Liberale Demokraten, Grüne} 
verändern den · parlamentarischen Kampf­
platz, Bürgerinitiativen machen Fehlent­
scheidungen vor Ort für jedermann deut­
lich, Wissenschaftler warnen ... 

Es besteht wieder Hoffnung für den al­
ten Kontinent. 
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Die entspannungspolitischen Kräfte · 
in der SU auf Abruf von Heinz-Hermann Storck 

Der stellvertretende Bundesvorsitzende der LD, Heinz-Hermann Storck, hat am Ran­
de einer Konferenz über sicherheits- und umweltpolitische Probleme der Ostseeländer 
zahlreiche Gespräche mit der Spitze des sowjetischen Staatsjugendverbandes KMO ge­
führt und dabei über die Zukunft der deutsch-sowjetischen Beziehungen einen ziemlich 
konträren Eindruck zu dem gewonnen, was in der Bundesrepublik die Presse gewöhnlich 
über die zukünftige Politik Moskaus zu schreiben weiß. 

Zurück aus Moskau, das bedeutet eine 
andere Welt. Gemeint ist damit jene Me­
dienwelt, die sich einem schon im Luft· 
hansa-Airbus auftut, wenn man in unse­
ren Zeitungen blättert. Die Analysen über 
die sowjetische Politik sind gefährlich 
hausbackener Art, denn eklatanter kön­
nen zur Zeit die Fehlprognosen über die 
erwartbare Politik der Sowjetunion im 
Fall der Stationierung amerikanischer 
Mittelstreckenwaffen in Westeuropa 
kaum noch ausfallen; beruhen sie doch 
auf sichtbar falscher Basis. 

Lassen wir uns nichts vormachen. 
Wenn die Dinge in Genf so laufen, wie wir 
beftirchten müssen, dann sehen wir ent­
spannungspolitisch finsteren Zeiten ent­
gegen. 

Unverkennbar kämpfen momentan in 
Moskau zwei Linien miteinander um die 
politisch - weniger um die militärisch -
angemessene Antwort auf die amerikani· 
sehen Erstschlagswaffen, die ja nicht nur 
in Westeuropa, sondern "ringsum" gegen ' 
die Sowjets in Stellung gebracht werden 
sollen. Deshalb ist auch die Hoffnung ab· 
surd, die Sowjetunion werde zwar die 
Verhandlungen über atomare Mittelstrek· 
kenwaffen (INF-Talks) bis auf weiteres, 
d.h. bis nach den US-Präsidentschafts· 
wahlen vertagen, aber die START -Gesprä­
che, also die Verhandlungen über strategi­
sche Atomwaffen, würde unberührt fort­
gesetzt. 

Man wird zwar die ST ART-Verhand­
lungen nicht abbrechen, aber sie werden 
an der gleichen Krankheit leiden, die die 
INF-Gespräche zum Scheitern brachte. 
Denn als Haupthindernis ftir eine Abma­
chung über die Begrenzung der Eurorake­
ten hat nicht mehr die umstrittene An­
rechnung der französischen und briti· 
sehen Systeme zu gelten, sondern die 
scharfe amerikanisch-sowjetische Kon­
frontation, wie sie rhetorisch, ideologisch, 
ökonomisch und militärstrategisch von 
den die Reagan-Administration unterstüt­
zenden Kreisen inszeniert wird und auf 
die sich nun ein sowjetisches Echo mehr 
und mehr einstellt. 

Der Westen versagt diese Erfolgsnachwei­
se, bis hin zu kleinkarrierten Visa-Schika­
nen. Die SU hat sich bereit erklärt, ihre 
SS 20 auf ein Niveau unterhalb dessen 
abzubauen, was sie 1978 hatte, als 
Schmidt und Breschnew in ihrem damali­
gen Schlußkommunique feststellten, es 
gäbe ein annäherndes Gleichgewicht. 

Nicht nur die EUropäer, hier vor allem 
die Deutschen beider Staaten, haben ei­
nen Anspruch darauf, daß auf der Grund­
lage eines solchen Angebots im Prinzip 
verhandelt wird. Auch die Sowjets kön­
nen das billigerweise verlangen. Wer die 
Verhandlungen daran scheitern läßt, ver­
schafft auch in der SU Kräften die Ober­
hand, die nur noch in einer offensiv-ideo­
logischen Pauschalabgrenzung zum We­
sten jenen innerstaatlichen "Konsens" zu 
erzwing~n hoffen, der notwendig ist, um 
die materiellen Opfer ftir die nächste Rü­
stungsrunde aus der Bevölkerung heraus­
pressen zu können. 

Und auch darüber so.llten wir uns kei­
ne Illusionen machen: Es werden nicht 
nur die in die mitteleuropäischen Staaten 
vorgeschobenen SS 21, SS 22 und SS 23 
sein, die das Klima zwischen den europä­
ischen Staaten außerhalb der SU vergiften 
werden. Denn die ideologische und öko-

nomische Gleichschaltung wird binnen­
systemar notwendig sein, um die An­
strengungen für den Rüstungswettlauf er­
bringen zu können, ohne daß die Block­
stabilität in Zukunft weiter gefährdet 
wird. Die mittelosteuropäischen Staaten 
kämpfen um ihre nationale bzw. staatli­
che Identität, ähnlich wie wir, wenn wir 
uns gegen die zunehmend global-strategi­
sche lnstrumentalisierung der Bundesre­
publik durch die USA wehren. 

Für die Zeit nach Genf, so ist mein 
Eindruck, werden wir einen Rückfall der 
intersystemaren Gesprächsusancen auf 
das Niveau der ersten Hälfte der sechziger 
Jahre erleben. Die FAZ empfiehlt uns, 
"gute Nerven" zu behalten und die Süd­
deutsche Zeitung diagnostiziert bei Mos­
kau eine "raffinierte, genau dosierte Dop­
pelstrategie" zwischen, Abbruchdrohung 
und Verhandlungsfortsetzung im Falle 
der Stationierungsverzögerung. Diese 
Analysen entspringen der Cocktailparty -
Atmosphäre unter Westdiplomaten. Mit 
den sowjetischen Einkreisungs- und Be­
drohungsängsten hat das ebensowenig zu 
tun wie mit den innenpolitisch erwartba­
ren Reaktionen im - ja dann ist es wieder 
zutreffend -Ostblock. 

Wenn Honnecker "im Namen des 
deutschen Volkes" und die kommunisti­
schen Parteien "auf deutschem Boden" 
für die DDR nicht berechenbare nationale 
Gefühlswerte mobilisiert, dann tut man 
gut daran, das nicht als puren Bluff abzu­
qualifizie ren. Aus ihrer Sicht ist das das 
"Ende der Fahnenstange". 

Ich bezweifle, daß die entspannungs­
bereiten Kreise der SU noch mehr sind als 
"Kräfte auf Abruf". Sie kämpfen um Er­
folgsnachweise für ihre Politik der Öff­
nung zum Westen, um die notwendigen 
ökonomischen und systemstrukturellen 
Erneuerungen in Gang setzen zu können. Nitze und Kwizinski in Genf: Ende der Fahnenstange 

26 



Liberale Demokraten und Freie Demokraten bei den britischen Liberalen 

,,Welcome Mr. Troublemaker'' 

Am Samstagmorgen, dem fünften Tag 
der Konferen'z der britischen Liberalen, 
war es um 10 Uhr soweit : Der stellvertre­
tende Bundesvorsitzende der Liberalen 
Demokraten, Michael Kleff, sprach zu 
den fast tausend Teilnehmern des Partei­
tages über die Entwicklung der Liberalen 
Demokraten und der FDP seit dem Koa­
litionswechseL Am Präsidiumstisch mit 
versteinerten Tisch sitzend, hörte ihm 
ein weiterer bundesdeutscher Parteitags­
gast zu: der FDP-Bundestagsabgeordnete 
Helmut Schäfer. Dem im Thomas-Dehler­
Haus als "Frechheit'' empfundenen Vor­
gang waren zahlreiche Ereignisse während 
des Parteitages vorausgegangen. 

Auf Einladung der britischen J unglibe­
ralen, der beiden Unterhausabgeordneten 
David Alton und J im Wallace und des Eu­
ropaexperten Michael Steel war der LD­
Vize bereits am Mittwoch in das englische 
Städtchen Harrogate gekommen, um auf 
einer öffentlichen Veranstaltung über die 
Hintergründe der Parteineugründung zu 
sprechen. Bei den über 70 Zuhörern 
konnten die Liberalen Demokraten neben 
großem Interesse für die Vorgänge in 
Deutschland auch ein hohes Maß an Sym­
pathie feststellen. ln der Diskussion wur­
de jedoch auch deutlich, wie abhängig die 
britischen Liberalen von ihrer Zugehörig­
keit zur ELD und von ihrer Zusammenar­
beit mit der FDP sind. Ein Diskussions­
teilnehmer: "Politisch haben wir eigent­
lich kaum noch etwas mit der FDP ge­
meinsam. Der Politik Genschers steht 
Margaret Thatcher erheb I ich näher als 
David Steel. Doch das liebe Geld ... " 

Einig waren sich schließlich doch alle, 
es nicht bei diesem einen Kontakt zu b.e­
lassen. Es wurde die Notwendigkeit an­
erkannt, daß die britischen Liberalen 
auch mit den LD in einen offiziellen Mei­
nungsaustausch eintreten müßten. Erstes 
optisches Ergebnis der Veranstaltung wa­
ren am nächsten Morgen Delegierte, die 
mit einem LD-Button das gigantische 
Kongreßzentrum in Harrogate betraten. 

Der am Abend in Begleitung eines Ju- , 
lis angereiste FDP-Bundestagsabgeordne­
te Helmut Schäfer staunte nicht schlecht, 
als er im Tagungshotel hier und da die 
grün-weißen LD-Knöpfe sah. Doch es soll­
te sich noch mehr tun. Am Freitagmorgen 
beschloß der Parteitag zur Überraschung 
aller Beobachter mit nahezu dreiviertel 
Mehrheit, dem LD-Vertreter für fünf Mi­
nuten Gelegenheit zu geben, vor dem Par­
teitagsplenum zu sprechen. Überraschend 
war dies vor allem, weil es bereits über 
sechs Jahre her war, daß ein derartiger 

Dringlichkeitsantrag (Wortlaut siehe Ka­
sten) von einem Parteitag der britischen 
Liberalen angenommen worden war. So 
dürften die Liberalen Demokraten und 

die Antragsteller, die J ungliberalen, in die 
Annalen der Parteitagsgeschichte einge­
hen. 

Helmut Schäfer, der schon ganz auf 
Abreise eingestellt war, mußte umdispo­
nieren: "Jetzt muß ich wohl meinen 
Rückflug umbuchen''. Schnell wurde mit 
Hilfe der Parteiführung auch für Helmut 
Schäfer eine Abendveranstaltung organi­
siert. Unter den zwanzig Besuchern domi­
nierten am späten Freitagabend dann den­
noch die LD-Buttons. Daran konnte auch 

Jeff Lamb beantragt Rederecht für die LD 

der kurze Loyalitätsbesuch des britischen 
Parteiführers David Steel nichts ändern, 
der Kleff anläßlich eines internationalen 
Empfangs am Nachmittag noch freund­
lich mit den Worten "welcome Mr. 
Troublemaker" begrüßt hatte. 

Ein letzter Versuch, den Auftritt des 
stellvertretenden Bundesvorsitzenden 
der Liberalen Demokraten noch zu 'kor­
rigieren". mißlang, als nach Kleffs mit viel 
Beifall bedachten Redebeitrag der Ver­
such unternommen wurde, gegen die Re­
geln der Geschäftsführung Schäfer das 
Wort zu erteilen. Aufmerksame Präsi­
diumsmitglieder merkten es, und so muß-

te sich der "Freund von der FDP" mit 
einer kurzen Begrüßung begnügen . Um re­
den zu können, hätte auch er eine Ab­
stimmung über sich ergehen lassen müs­
sen. 

Die freundliche Aufnahme bei den bri­
tischen Liberalen und die am Rande des 
Parteitages mit Vertretern der holländi­
schen Demokraten 66 und der französi­
schen Mouvement des Radicaux des 
Gauches geführten Gespräche dürften die 
Liberalen Demokraten bei ihren Bemü­
hungen, auch auf internationalem Pflaster 
Fuß zu fassen, gestärkt haben. Zumal in 
der nächsten Zeit die Gespräche mit der 
FDP und der deutschen Gruppe der Libe­
ralen Internationale über eine Mitarbeit 
der LD in der liberalen Weltorganisation 
anstehen. 

Um die im Verhältnis zur FDP schein­
bar entstandenen Scherben wieder zu kit­
ten, sprach in diesen Tagen übrigens Par­
teiführer David Steel in London bei Ralf 
Dahrendorf vor. 

Beschluß der 
britischen Liberalen 
bezüglich der bundes­
deutschen Liberalen 

Untef' Bezug auf die Rede von Mar­
tin Bangemann von der FOP vor dem 
Plenum nimmt der Parteitag zur 
Kenntnis, · 
1. daß es eine neue · deutsche liberale 

Partei gibt, die Liberalen Demokra­
ten (LD) 

2. daß die Liberalen Demokraten wie 
die britischen Liberalen die Statio­
nierung der Cruise Missile in der 
Bundesrepublik und die monetari­
tistische Wirtschaftspolitik der 
CDU!FDP-Koalition ablehnen 

3. und daß die Liberalen Demokraten 
entsprechend ihren liberalen 
Grundsätzen gegen die Einführung 
maschinenlesbarer Personalausweise 
sind und die Ausweisung in der 
Bundesrepublik lebender Türken 
ablehnen, die in der Türkei auf je­
den Fall mit Verfolgung, wenn 
nicht gar Folter rechnen müssen. 

ln Kenntnis dieser Fa/sten glaubt der 
Parteitag, daß ein Vertreter dieser "So­
zialliberalen", die die FDP verlassen 
haben, das Recht bekommen soll, fünf 
Minuten zu den Delegierten des Partei­
tages zu sprechen. 
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Der .. Fall Peter Rath" 

Dem Angeklagten ist eine gewisse Achtung 
nicht zu versagen 

"Untersuchungen der inneren Einstel-
lung des Angeklagten ... sind nach dem 
Eindruck des Gerichts . ... überflüssig. Bei 
ihm handelt es sich nicht um einen Gewis­
senstäter, sondern um einen rhetorisch 

. bestens geschulten, hochintelligenten 
Täter, der sein Gewissen vorschiebt, um 
mit allen Tricks und Kniffen dem Wehr­
dienst und dem Zivildienst zu entgehen." 
So ;_ unter anderem - begründete ein 
Dortmunder Schöffengericht am 2. De­
zember letzten Jahres sein Urteil, den 
heute 35-jährigen Diplom-Pädagogen und 
Jungdemokraten Peter Rath mit einem 
Jahr Freiheitsstrafe ohne Bewährung zu 
belegen. Das formale Vergehen: "Dienst­
flucht" nach § 53 I des Zivildienstgeset­
zes. 

Peter Rath ist Totalverweigerer. Er 
lehnte, nachdem er vor nunmehr 17 Jah­
ren Antrag auf Anerkennung als Kriegs­
dienstverweigerer gestellt hatte, 1969 
auch die Ableistung des zivilen Ersatz­
dienstes ab. Rath damals, in einer Mittei­
lung an das Bundesverwaltungsamt: 
"Durch die mir gesetzlich auferlegte Er­
satzdienstpflicht finde ich mich in einen 
unheilbaren Gewissenskonflikt gebracht. 
Ich weigere mich deshalb, Ersatzdienst 
zu leisten und berufe mich dabei auf das 
Grundrecht der Gewissensfreiheit". ln ei­
ner formlosen Verfassungsbeschwerde 
hatte Rath seine Haltung begründet: "Der 
gesetzlich vorgesehene Ersatzdienst ist 
keine Alternative zum Militärdienst. Er 
ist ein Surrogat, das den Kriegsdienst un­
terstreicht und das Gewissens-Nein zum 
Kriegsdienst politisch unwirksam machen 
soll." 

Am 2.11 .67 von der Prüfungskammer 
bei der Bezirkswehrverwaltung Münster 
als Kriegsdienstverweigerer anerkannt, 
wird Rath fast zwei Jahre danach zum 
Ersatzdienst einberufen. Seinen Wider­
spruch folgt wiederum zwei Jahre später 
dessen Zurückweisung durch das Bundes­
verwaltungsamt sowie eine erneute Einbe­
rufung. 

Bereits die nüchterne Chronik der lau­
fenden Ereignisse mag für juristische 
Laien kabarettreif anmuten. Von 1971 
bis '74 folgen da: erneuter Widerspruch, 
erneute Dienstantrittsaufforderung, noch­
maliger erneuter Widerspruch, erneute 
Dienstantrittsauffordrung ("letztmalig ... 
unverzüglich, spätestens jedoch 3 Tage · 
nach Erhalt dieses Schreibens"), erneuter · 
Widerspruch sowie - am 16.8.74 - die 
Mitteilung des Bundesverwaltungsamtes: 
"Ihr neuerlicher Widerspruch ist rechts­
unerheblich ... Ich werde daher nunmehr 
unverzüglich Strafanzeige wegen Dienst­
flucht erstatten". 

Im Januar 1975, anläßlich einer Vor-
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Iadung durch die Polizei, gibt Rath zu 
Protokoll: "Der Begriff der Dienstflucht 
trifft auf mein Verhalten in Sachen Mili ­
tärdienst/Ersatzdienstverweigerung nicht 
zu. Ich fliehe nicht und bin zu jedem 
Dienst bereit, der sich mit meinem Ge­
wissen vereinbaren läßt..." Das Amtsge­
richt Dortmund schließlich kann der 
"mannhaft konsequenten Haltung des 
Angeklagten eine gewisse Achtung nicht 
versagen" und verurteilt Rath zu vier Mo­
naten Freiheitsentzug. Die Strafe wird , 
vermutet das Gericht, " ... ohnehin nur 
symbolischen Charakter ... haben". "Be-
währung" wollte das Amtsgericht jedoch 
nicht zuerkennen, "weil der Angeklagte 
entschlossen ist, sich noch nicht einmal 
durch eine verbüßte Strafe umstimmen zu 
lassen". Ähnlich argumentierte in der Be­
rufungsverhandlung das Landgericht, das 
die Strafe auf acht Monate erhöhte. 
"Strafaussetzung zur Bewährung kam 
nicht in Betracht. Der Angeklagte hat kei­
nen Zweifel daran gelassen, daß er auch in 
Zukunft nicht bereit ist, dem Einberu­
fungsbescheid Folge zu leisten. Der Ange­
klagte wird lernen müssen, daß ihm als 
Bürger eines freiheitlichen Rechtsstaates 
nicht nur dessen Vorteile zugute kom­
men, sondern daß er diesem Staat gegen­
über auch Pflichten hat." Punkturn: "Ei­
nige Zeit in Unfreiheit könnte ihm bei 
diesem Besinnungs- und Reifungsprozeß 
eine Hilfe sein." Diese pädagogische Ab­
sicht, den Angeklagten Peter Rath doch 
noch zu bessern, zieht sich künftig durch 
alle Richtersprüche. 

Mit einer Ausnahme: Das Oberlandes­
gericht Hamm hält in seinem Revisionsur­
teil, mit dem die erste Landgerichts-Wer­
tung zu leicht befunden wird, Bemerkens­
wertes fest: " ... der Verweigerer des zivi­
len Ersatzdienstes aus Gewissensgründen 
(darf) nicht wiederholt wegen Dienst­
flucht bestraft werden, wenn er seine von 
ihm · für verbindlich angesehene Gewis­
sensentscheidung, nie Zivildienst zu lei­
sten, bereits vor der ersten Bestrafung ·ein 
für allemal getroffen hat." Dieses Verbot 
der Doppelbestrafung bedeutet bei einem 
Dauerverweigerer, konsequent · angewen­
det, daß er überhaupt nicht mehr zum 
Dienst ·antreten muß, wenn er - glaub­
würdig - den ersten Dienstantritt ver­
säumt. Oder, juristisch ausgedrückt : "Daß 
er die bereits zuvor begonnene Straftat 
der Dienstflucht aus Gewissensgründen 
weiterhin durch Unterlassen fortsetzt, 
muß dabei außer Betracht bleiben ... " 
(OLG Hamm). Revisionsgrund aber ist, 
daß "der Senat in diesem Zusammenhang 
eine eingehende Würdigung der Persön­
lichkeit und eine differenzierte Auseinan­
dersetzung mit den Argumenten des An-

geklagten, der sich offensichtlich mit der 
Problematik schon lange beschäftigt, (ver­
mißt)". Eine andere Kleine Strafkammer 
des Landgerichts prüft Raths Gewissen 
erneut und findet es nicht ausreichend . 
Sie schließt deshalb "nicht aus, daß der 
Angeklagte unter der Drohung, eine 8-
monatige Freiheitsstrafe verbüßen zu müs­
sen, sich eines Besseren besinnt ... und 
den zivilen Ersatzdienst antritt". Um ihm 
diese Chance zu bieten, so spätere Staats­
anwälte, setzt das Gericht die Strafe zur 
Bewährung aus. 

Bevor sich jedoch der Vorhang zum 
vorerst letzten Akt des Rechtstheaters 
öffnet, gibt es - als Zwischenspiel gewis­
sermaßen - juristische Routine: Revision 
gegen das Urteil des Landgerichts ("von 
einem unrichtigen Rechtsbegriff der Ge­
wissensentscheidung ausgegangen ... "); 
Verwerfung der Revision; Verfassungsbe­
schwerde unter Berufung auf GG Art. 4 
Abs. 1 und 3; Nichtannahme der Be­
schwerde durch den zuständigen Karlsru­
her Richterausschuß. 

"Unverständlicherweise" (so das 
Schöffengericht im Dezember 1982) wird 
Rath die Strafe "auch noch" erlassen. 
"Aus nicht mehr nachvollziehbaren Grün­
den ist es seinerzeit leider unterblieben" 
(immer noch 0-Ton '82 des Dortmunder 
Gerichts), "dem Angeklagten im Bewäh­
rungsbeschluß zur Auflage zu machen, 
unverzüglich seinen Zivildienst anzutre­
ten." Wegen "schleppender Sachbearbei­
tung durch das Bundesamt für den Zivil­
dienst" (Schöffengericht) erhält Rath -
inzwischen 33 Jahre alt - erst (wenige 
Wochen vor Ablauf der Bewährungsfrist) 
am 12.2.1981 eine erneute Dienstantritts­
aufforderung - diesmal für den 1.4.81 -
ins Haus. 

Zu dem Rath bereits geläufigen juristi­
stichen Hickhack · mit Widerspruch, Zu­
rückweisung und Klage - zunächst auf­
schiebende Wirkung des Widerspruchs 
beim Verwaltungsgericht Gelsenkirchen -
kommt diesmal noch ein Antrag der Ge­
samthochschule Kassel auf UK (Unab­
kömmlichkeits)-Stellung: . Rath arbeitet 
zu dieser Zeit im Rahmen eines fünfjäh­
rigen Modellversuchs am Curriculum für 
den Unterricht ausländischer Arbeitneh­
merkinder. Öffentliches Interesse wird 
geltend gemacht ("das Projekt würde vor­
aussichtlich scheitern, wenn er jetzt aus 
der Arbeit herausgerissen würde"), aber 
nicht berücksichtigt. Die "Verteidigung 
der Rechtsordnung" sowie die "Gleich­
behandlung aller Bürger" (Zitate aus dem 
späteren Schöffengerichtsurteil) machen 
es offenbar unabwendbar, daß Peter Rath 
seinen Zivildienst antritt. Wäh rend der 
noch auf die Entscheidung des Verwal-



Politischer Pazifist : Peter Rath 

tungsgerichtes Gelsenkirchen wartet, das 
über seinen Antrag auf aufschiebende Wir­
kung entscheidet, flattert eine weitere 
Dienstantrittsaufforderung in den Brief­
kasten. Juristisch ist dies von Belang, da 
ihm die Staatsanwaltschaft "zwei selb­
ständige Handlungen" des "vorsätzlich 
länger als 3 volle Kalendertage abwesend 
gewesen zu sein" vorwerfen wird. 

Am 21.4.81 schließlich, nach dem ne­
gativen Verwaltungsgerichtsentscheid, 
tritt Rath seinen Dienst im Vinckehof in 
Castrop-Rauxel an, unter Protest aller­
dings und Beginn eines unbefristeten 
Hungerstreiks. 

Was dann folgt, erbost nicht nur den 
Staatsanwalt, nach eigenem Bekenntnis 
Reserveoffizier, der im späteren Verfah­
ren plädiert. Am 13. Mai teilt Rath, in­
zwischen zu alt für den Wehrdienst, dem 
Zivildienstbundesamt mit, er verweigere 
den Kriegsdienst mit der Waffe aus Gewis­
sensgründen nicht mehr, und beantragt 
formvollendet die "unverzügliche Entlas-. 
sung" aus dem Zivildienst. "Nach dem ge­
samten Geschehensablauf in Verbindung 
kam es dem Angeklagten von Anfang da­
rauf an, weder den Wehrdienst noch den 
Zivildienst abzuleisten, sondern sämtliche 
Möglichkeiten des Verzögerns, des Taktie­
rens und des Prozessierens auszunutzen, 
um sowohl dem Wehrdienst als auch dem 
Zivildienst zu entgehen ', folgert das 
Schöffengericht. 

Dabei kann Rath für seinen Gesin­
nungswandel gute Gründe anführen. 
Durch sein politisches Engagement und 
seine zahlreichen Begegnungen mit Wider­
standskämpfern gegen den Nationalsozia­
lismus oder auch Angehörigen nationaier 
Befreiungsbewegungen sei er zu der Er­
kenntnis gekommen, daß "absolute Ge­
waltfreiheit mit Gewissensverantwortung 
für mich unvereinbar ist. Der Friede 
kommt nicht- zumindest nicht überall­
auf Filzpantoffeln; er muß erkämpft 
werden." So habe er sich nicht nur in 
Worten, sondern auch durch materielle 
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die letzte Ladung 

Unterstützung für die Befreiungsbewegun­
gen in Nicaragua und EI Salvador einge­
setzt. Somit sei auch die Voraussetzung 
zur Anerkennung als Kriegsdienstverwei­
gerer entfallen, sich aus Gewissensgründen 
der Beteiligung an jeder Waffengewalt 
zwischen Staaten zu widersetzen. Rath 
gibt zu, "zunächst keine Not" gesehen zu 
haben, "von der jetzt ergriffenen Möglich­
keit Gebrauch zu machen", da er davon 
ausgegangen sei, das Bundesamt sei mit 
der erreichten Bestrafung "befriedigt". 

Ein ziviler Ersatzdienst, das schreibt er 
dem Bundesamt bei der Gelegenheit noch 
einmal ins Stammbuch, der sich "auf so­
ziale Mildtätigkeit beschränkt, ist ein Sur­
rogat des surrogatären Militärdienstes. Er 
ist eine Pseudoalternative, die den Milita­
risierungszwang eher stärkt als vermin­
dert". 

Keine Frage, daß auch die Schöffen· 
richter mit diesem Fall "überfordert" 
sind, wie auch der Prozeßbeobachter der 
"Westdeutschen Allgemeinen" kommen­
tiert: "Es bleibt bei diesem Urteil der un­
gute Nachgeschmack eines 'statuierten 
Exempels', weil für eine gerechtere Ent­
scheidung die griffigen Paragraphen fehl· 
ten." Stattdessen winkt das Urteil noch 
einmal mit dem pädagogischen Zeigefin· 
ger: "Der Angeklagte hätte durch seine 
erste Verurteilung hinlänglich gewarnt 

sein müssen, um aus eigener Initiative den 
Zivildienst anzutreten". Zum Strafmaß 
philosophieren die Richter, der Zivil­
dienst sei einen Monat länger als der 
Wehrdienst, weil er "zum einen etwas an­
genehmer ist ... " Und man müsse berück­
sichtigEm, daß das "Gefängnis sicherlich 
erheblich unangenehmer" sei. Grundsätz­
lich solle bei der Haftstrafe allerdings von 
"dem Zeitraum ausgegangen werden, den 
der Angeklagte abzudienen oder sich zu 
-ersparen versucht" habe. 

Der Staatsanwaltschaft waren zwölf 
Monate Knast entschieden zu wenig. Ne­
ben Peter Rath selbst legte auch sie Be­
rufung ein. Bei einem "so außergewöhn­
lich negativen Verhalten" sowie der "be­
reits einschlägigen Vorbelastung" könne 
nur eine "deutlich höhere" Strafe 
"schuld- und strafangemessen" sein. ·An 
wieviel sie im Rahmen der maximal zuläs­
sigen fünf Jahre denkt, steht nicht in der 
Berufu ngsschrift. 

Ganz · gleich, wie die Berufungsver­
handlung vor der V. Großen Strafkammer 
des Dortmunder Landgerichts am 30. No­
vember aber ausgehen mag, Raths Rechts­
anwalt PeterBecker wird Recht behalten: 
"Der Fall des Angeklagten ist und bleibt 
ein Gewissensfall, auch wenn ihm die J u­
stiz die letzte Anerkennung nicht konze­
dierte. Helmut W. Lindner 
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Kommunalpolitische Konflikte in Bonn 

Kultur oder Kommerz 
Wenn hierzulande Kommunalpoli'tiker 

über Kultur reden, dann kommt ihnen -
mehr als zehn Jahre nach Gründung des 
"Kommunalen Kinos" in Frankfurt -
kaum das Medium Film in den Sin·n. 
"Kultur", das ist in den meisten deut­
schen Großstädten zunächst einmal das 
stadteigene Theater mit repräsentativem 
Aufwand für Oper, Ballett und Schau­
spiel. Je größer, desto besser. Damit der 
Kulturchef der Nachbarstadt neidisch 
herüberblickt. Ein Schattendasein führen 
in städtischen Kulturhaushalten daneben 
die "Kleinkunst", meist angegliedert an 
sogenannte "Experimentierbühnen" oder 
gar Zuschüsse an private "Kultur von un­
ten". Kein Wunder. ergeben sich daraus 
doch wenige Pluspunkte flir die. Karriere­
leiter. Und Kino? Das kennen die meisten 
Lokalpolitiker nur noch von außen, allen­
falls von einem Besuch am Sonntagvor­
mittag mit der Familie, wenn alte Filme 
(von vor '45) dran sind. Zu sehr stören 
auch Videoautomaten an den Eingängen, 
zu viel junges Volk lungert da rum ... 

Kino, de·m haftet - entsprechend sei­
ner Entstehung aus und im Variete -
noch heute etwas Anrüchiges, Vulgäres 
an. Wegen dieser "unbürgerlichen" Her­
kunft war wohl niemand bisher auf die 
Idee gekommen, ein Lichtspieltheater un­
ter Denkmalschutz zu stellen. Das Banner 
"Metropol" ist nun das erste derart ge­
schützte Kino . 

Der nordrhein-westfälische Minister 
für Landesplanung und Stadtentwicklung, 
Christoph Zöpel, gleichzeitig oberste 
Denkmalbehörde, verwies gegenüber den 
Banner Behörden auf die ' 'städtebauge­
schichtliche Bedeutung" des 1928 erbau­
ten Kinos. Düsseldorf hatte formal einen 
Streit zwischen Stadt und Landeskonser­
vator zu schlichten, in dem es darum ging, 
ob das Kino abgerissen werden durfte 
oder - gemäß § 2 Absatz 2 des Denkmal­
schutzgesetzes - als Baudenkmal zu er­
halten ist. ln Wirklichkeit geht es dabei 
um die alte Auseinandersetzung zwischen 
Kunst und Kommerz, die in Bonn bald 
Züge eines Kulturkampfes annahm: Auf 
der einen Seite ein Versicherungskonzern, 
der mit der Verwaltung mauschelt und 
mehr oder weniger lautstark von CDU 
und FDP unterstützt wird. Dagegen steht 
eine Bürgerinitiative, die bisher mehr als 
22.000 Unterschriften für den Erhalt des 
bedrohten .l(inos gesammelt hat. 

Zur Vorgeschichte: Im Juli letzten 
Jahres hatten -von der Öffentlichkeit wie 
auch von Cineasten nahezu unbemerkt -
die Münchner Lebensversicherung "Wit-
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Ejne Bürgerinitiative kämpft für ein .... 

wen- und Waisenkasse" (WWK) das "Me­
tropoi''-Grundstück am Banner Markt­
platz von der Erbengemeinschaft des . ein­
stigen Kinogründers Fritz Stahl gekauft. 
Zum neuen WWK-Besitz gehört auch ein 
Gebäude der ums Eck gelegenen Wenzel­
gasse, einer der Fußgängerstraßen im Um­
kreis des alten Banner Rathauses. Hinter­
grund der Kapitalanlage: Gemeinsam mit 
der "Allianz", der das dem Kino benach­
barte "Hettlage"-Kaufhaus gehört, plant 
man eine großzügige, von drei Seiten be­
gehbare Ladenpassage, die den Metrapal­
Kaufpreis (11 Millionen DM) auch recht­
fertigt. 37.000 DM Monatsmiete möchte 
die WWK (Werbeslogan: "eine starke Ge­
meinschaft") aus ihrem Grundstück folg­
lich erwirtschaften gegenüber den bisher 
lediglich 5.000 DM Pacht, die von der 

Theaterleitung gezahlt werden. Natürlich 
haben die Münchner nicht ins Blaue inve­
stiert. Unter der Hand erkundigte man 
sich im Banner Stadtplanungsamt, ob 
man abreißen dUrfe. "Da war nicht von 
Denkmalschutz die Rede", ist von WWK­
Vertreter Harald von Söhnchen zu hören. 

Für sich gewonnen hatte die Versiche­
rung offenbar rechtzeitig die Banner 
CDU, deren zuständiger Banner Ortsver­
band Altstadt-Innenstadt die ideologische 
Front eröffnete: Man werde sich den 
"städtebaulichen wie kulturellen Fort­
schritt nicht durch rot-grüne Zukunfts­
angst verbauen" lassen, hieß es da in ei­
nem Flugblatt. Dabei sind die Grünen 
noch nicht einmal im Banner Bezirkspar­
lament, geschweige denn im Stadtrat, wel­
cher letztlich über das Schicksal des Kinos 



entscheidet, vertreten. Unter "kulturel~ 

lern Fortschritt" verstehen die Christde- , 
mokraten, das wurde bald durch eine In­
tervention des frühereren Bonner RCDS­
Asta-Chefs* und jetzigen Landtagsabge­
ordneten Rosorius deutlich, den Abriß 
des Metropol, welcher den Bürgern mit 
einer kleinen Kneipe auf dem Dach der 
geplanten Ladenpassage schmackhaft ge-­
macht werden soll. Großspurig hieß es da­
zu, dort könne Kabarett und Variete eine 
Heimstatt finden. Völlig verdrängt hatten 
die naßforschen CDU'Ier dabei, daß das 
Metropol technisch und räumlich von An­
fang an auch für diese Medien angelegt 

*RCDS = Ring christlich demokratischer 
Studenten, steht der Union nahe, 
ASTA= Allgemeiner Studentenausschuß, 
die Interessenvertretung der Studenten 

... Kino mit Trädition 

war. 
Kinogründer Fritz Stahl, von Kind auf 

mit dem jungen Medium Film, das von 
den Brüdern Skladanowsky am 1.2.1895 
im Berliner Wintergarten zur Welt ge­
bracht worden war, befaßt, wagte sich als 
Dreißigjähriger an den Bau des ·damals 
modernsten Film-Theaters, Revue- und 
Konzerthauses Deutschlands. ln nur sechs 
Wochen wurde der Neubau -anstelle des 
von seinem Vater ab 1911 mit dem Varie­
te Groß-Bonn und dem Cabaret Mascotte 
betriebenen alten Metropol - hochgezo­
gen. Mit 1.400 Sitzplätzen übertraf das 
am 25.1.1929 eröffnete Lichtspielhaus 
das damalige Bonner Stadttheater bei wei­
tem. Die Presse lobte damals die "hoch­
kultivierte Raumausstattung", das "mär­
chenhafte" ovale Foyer mit vergoldetem 

Plafond und auf Silbergrund bemalter 
Kuppel. Die große, vierzehn Meter hohe 
Kuppel des ebenfalls ovalen Theaterraums 
führte "durch die Wunder der Beleuch­
tungstechnik in unendliche Welten" . Die 
große - erst vor wenigen Jahren an einen 
privaten Sammler verkaufte - Theateror­
gel erzeugte .ihre Klangfülle mit 2.500 
Pfeifen. Das hauseigene Orchester spielte 
Rossinis "Tell '-Ouvertüre, ehe Luis Tren­
kers "Der Weg zum Gipfel" als erster 
Film aufgeführt wurde. 

Das Metropol war von Anfang an für 
ein gemischtes Programm konzipiert: 
Theater, Oper, Operette, Variete, Cabaret 
und Konzert hatten dort ebenso ihren 
Platz wie das, was wir heute unter Kino 
verstehen. Als "letztes Zeugnis der kultur­
historisch, soziologisch und städtebaulich 
interessanten Umschlagphase vom 
Stumm- zum Tonfilm" wertet es Prof. 
Udo Mainzer, der Landeskonservator. Da 
vergleichßare Großkinos, z.B. in Harnburg 
und Paris, längst abgerissen seien, habe es 
"vielleicht sogar europäische Bedeutung". 

Nach dem Krieg, als das Kino -bei­
nahe unverändert - wieder aufgebaut 
war, fand (von 1946 bis '49) das Bonner 
Stadttheater vorübergehend Zuflucht im 
MetropoL Als "Haus für sechs Kunstga~­
tungen" (Oper, Operette, Schauspiel, Va­
riete, Film und Konzert) wurde es nach 
der Neueröffnung angekündigt. Eine 
Platzanweiserin, seit 42 Jahren dabei, er­
innert sich noch lebhaft an die Auftritte 
von · Marikka Röck und Zarah Leander. 
Das kleine, im Alt-Wiener Stil gehaltene 
Theatercafe im ersten Stock wurde erst 
1960 - in eines zu der Zeit in Mode kom­
menden Kleinraumkinos -umgewandelt. 

Baudirektor Paul Epping versucht den 
Abriß zu rechtfertigen: Der Architekt ha­
be seinerzeit Bürgerhäuser zugebaut, ein; 
von der äußeren Form her, "städtebauli­
cher Mißstand", der nun "saniert" wer­
den müsse. Die Alt-Bonner CDU geht del)1 
Versicherungskonzern dabei zur Hand : ln 
ihren Modellen hat sie bereits Privathäu­
ser des gesamten Viertels mit Giebelehen 
und zusätzlichem Grün verziert, ohne al­
lerdings die Besitzer zu fragen. Als Hilfs­
argument führen die Abrißverfechter ins 
Feld, durch die Ladenpassage könne man 
die - nur durch das Portal an der Sonn­
gasse zugängliche - "Namen-J esu-Kirch" 
"freilegen". Olga Sonntag vom- überpar­
teilichen - Arbeitskreis zur Erhaltung des 
historischen Stadtgefüges dagegen: "Eine 
Jesuitenkirche nach hinten zu öffnen, ist 
geradezu grotesk'·. 

Auf der Bürgerversammlung im Rhei- -
nischen Landesmuseum Mitte September 
prallten Positionen und Emotionen auf­
einander. CDU-Leute verteilten ihr Pam­
phlet ("unschöne Kuppeldecke ... stillose, 
baufällige Fassade .. unbedeutende und 
künstlerisch zweifelhafte, hinderliche 
Bausubstanzen''). Eine Diskussion über 
den Erhalt des Kinos sei "müßig", da es 
"keine Alternative" zu den WWK-Piänen 
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gebe. Matthias Fels steuerte persönlichen 
Haß gegen diesen "Bruchkasten" bei: Er 
sei dort als Kind mit Euthanasie-Filmen 
verführt worden, deshalb müsse das Kino 
weg. Ein Schreiner, der das . Metropol 
1928 mit aufgebaut hat, drohte der CDU: 
"Wenn das Metropol niedergerissen wird, 
dann gebe ich eine Todesanzeige in der 
Zeitung auf" . 

Ob es soweit kommt und damit die 
Kino-Szene der Bundeshauptstadt weiter 
ausgedünnt wird (in den letzten Jahren 
wurden vier traditionsreiche Lichtspiel­
theater städtischen Verkehrs- und Behör­
denbauten oder kommerziellen Ladenpas­
sagen geopfert) , hängt auch mit den spezi­
fisch Bonner Mehrheitsverhältnissen zu­
sammen. An sich hat die CDU da die ab­
solute Mehrheit, steht die SPD - die für 
den Erhalt des Kinos ist- in hoffnungslo­
ser Opposition. Die FDP schließlich, nach 
Bundestagserststimmen rechnerisch auch 
künftig im Rat vertreten, hofft auf eine 
schwarz-gelbe Koalition . Für FDP-Frak­
tionschef Rudolf Wickel , der auch stell- · 
vertretender Landesvorsitzender seiner 
Partei ist, ist alles klar: "Wer für den Er­
halt ist, soll auch die Kosten tragen". Sen­
sibler für Kultur sind in der FDP Bürger­
meister Jürgen Endemann ("eines der 
ganz wenigen Kinobauten aus der Glanz­
zeit des Films ... unbedingt erhaltens­
wert") sowie die rührige Olga Sonntag, 
welche mit ihrem Vorschlag einer "ge­
mischten Nutzung" des Metropol auch 

LZ Herbstfest in Köln 

mit den Bonner Liberalen Demokraten 
übereinstimmt. Die CDU wiederum ist 
sich längst nicht so einig, wie es die for­
schen Töne der Herren Rosorius und Fels 
vermuten lassen . Die Junge Union fragte 
sogar unumwunden, warum man sich · 
"zur Lobby von Versicherungskonzer­
nen" machen lassen solle. 

Letztlich geht es um die Frage, ob 
man seitens der Stadt bereit ist, einen vor­
urteilslosen . Standpunkt gegenüber dem 
Medium zu' beziehen. Der neue Bonner 
Kulturdezernent von Uslar-Gleichen, 
FDP-Mann wie Abrißbefürworter Epping, 
wird mit dem Ausspruch zitiert, im Kino­
bereich liege " in Bonn einiges im Argen". 
Eine Chance also flir eine neue Nutzung 
des alten Metropol, die der ursprünglichen 
Konzeption entspricht? Das Machtwort 
aus Düsseldorf hat sicherlich Zeit für ei­
nen "notwendigen Umdenkungsprozeß" 
(Oiga Sonntag) geschaffen. Dann dürfte 
auch nicht mehr passieren, was Kultur­
kreisen im Sommer als "Skandal" galt: 
Besucher des Beethoven-Festes beschwer­
ten sich über die schlechte Akkustik des 
provisorischen Konzertzeltes, das vom 
Kulturamt als Ersatz flir die vorüberge­
hend wegen Brandstiftung geschlossene 
Beethovenhalle aufgestellt worden war. 
Niemand im Kreise der Bürokraten war 
auf die Idee gekommen, im Metropol um 
"Asyl" zu bitten, wie es eigentlich Bon­
ner Kulturtradition entsprochen hätte ... 

Wenn sich die Stadt nun dem Votum 

Mit viel Musik 
Hatten die Kölner LZ'ler noch vor 

Jahresfrist ihr Herbstfest eher unfestlich 
mit einer Diskussion mit Gerhart Baum 
über die damals noch frischen Wunden 
der "Wende" eröffnet , verzichtete man 
dieses Mal auf Diskussionen: Musikalische 

· Beiträge in ihren unterschiedlichsten Stil­
richtungen sollten die " Inhalte überbrin­
g~n" . 

Vor über 200 Besuchern in dem Ro­
denkirchener Künstlerzentrum "Wachs­
fabrik" eröffnete die Bonner Gruppe 
"Schöne Zeiten" mit Texten von Brecht, 
Tucholsky und Kästner sowie Eigenkom­
positionen und Vertonungen von Hans 
Eisler den musikalischen Reigen. Dem 
folgte der Kölner Liedermacher Thomas 
Westermann mit seinen "Liedern vom 
Umgang miteinander", die viel von eige­
nen persönlichen Erfahrungen handelten. 

Einer der Höhepunkte des bereits zur 
Tradition gewordenen Herbstfestes des 
Kölner Liberalen Zentrums dürfte der 
Auftritt der hessischen Gruppe "Bernie's 
Autobahn Band" gewesen sein. Ob Ar­
beitslosigkeit, der Neofaschismus, der 
Atomtod oder persönliche Gefühle be­
sungen wurden, die Texte von Bernie 
Conrads erreichten ihr Publikum, ohne als 
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Produkt modischen Protests abgetan zu 
werden. Die Musik, die die Besucher be­
geistert mitgehen ließ, reichte von Rock, 
Blues, Zigeunermusik, Countryrock und 
Reggae bis hin zu neuzeitlichen Arrange­
ments traditioneller Lieder und Tänze, 
vermischt mit deutscher Volksmusik. 

Für die Freunde des Jazz · spielte 
schließlich noch die Bonner Jazzband 
'Semmel's Hot Shots" auf. Viele ließen 

sich denn auch nicht erst zweimal auffor­
dern und schwangen noch bis Mitter­
nacht das Tanzbein. 

Fazit eines Besuchers: "Das LZ hat · 
deutlich gezeigt, daß es trotz vieler nach 
der Wende erfolgten Behinderungen unbe­
irrt seinen unabhängigen Kurs eines p0lit­
tisch-kulturellen Clubs weiterverfolgen 
wird". Es bleibt zu hoffen, daß die Libe­
ralen Zentren und Clubs überall in der 
Bundesrepublik mit ihrem Angebot auf 
zunehmende Resonanz stoßen. ln Nord­
rhein-Westfalen haben sich die einzelnen 
Vereine jetzt zu einem Bildungswerk zu­
sammengeschlossen, um nach erfolgter 
Anerkennung als Weiterbildungseinrich­
tung ihre Arbeit durch eine bessere Ab­
stimmung effektiver gestalten zu können. 

des Ministers Zöpel anschließen sollte, 
braucht sie nicht etwa die von der WWK 
gezahlten 11 Millionen auf den Tisch zu 
legen. Die Zumutbarkeit flir Privateigen­
tümer, darauf verwies der SPD-Stadtver­
ordnete Dr. Ortlieb Fliedner, werde nicht 
nach dem Einzelobjekt, sondern nach de­
ren gesamtwirtschaftlichen Lage beurteilt. 
Deshalb dürfe sich die Stadt auch nicht, 
bei einer eventuellen Übernahme des Ki­
nos, an den Rendite-Vorstellungen der 
Versicherung orientieren. Falls dennoch 
abgerissen werden soll, ist die Stadt -
und damit die Ratsparteien - zumindest 
zur Begründung gezwungen, warum flir sie 
die Ladenpassage Vorrang vor dem Denk­
mal hat, oder, wie es im Gesetzesdeutsch 
heißt, von "öffentlichem Interesse" ist. 
ln diesem Fall, das kündigt der Landes­
konservator schon heute an, würde er 
"weiter kämpfen". 

Wenn in der Vergangenheit Kulturob­
jekte immer unter dem Gesichtspunkt der 
Wirtschaftlichkeit beurteilt worden wä­
ren, gibt Prof. Müller-Hofstede vom Bon­
ner Heimat- und Geschichtsverein zu be­
denken, dann wäre "es um Bonn schlecht 
bestellt". Auch die meisten Geschäftsleu­
te der Bonner Innenstadt, klassisches 
Wählerklientel der CDU, hoffen, das ein­
tritt,was Matthias Keuthen von der Bür­
gerinitiative über den WWK-Kauf sagt: 
"Das ist 'ne Fehlspekulation gewesen". 

Helmut W. Lindner 

Bernies Autobahn Band : 
"Der Kanzler sagt es und sein Vize sagt es auch, 
Raketenmäßig stehen wir auf dem Schlauch . 
Hast Du eine, ich hab keine. 
Aha, siehst Du , was ich m eine. 
Der Kanzler sagt es und sein Vize sagt es auch. 
Ronald meint es und Weinherger pflichtet bei, 
was Euch zum Glück noch fehlt, ist die 

Pershing IL 



Liebe Leserinnen, 
Liebe Leser· 

das unregelmäßige Erscheinen der liberalen drucksachim ist auch den drucksachen­
machern ein ständiges Ärgernis. Wir wollen es diesmal nicht bei dem Versprechen be-
lassen, uns in Zukunft bessern zu wollen. . 

·. Die bisherigen Finanzierungs- und Produktionsbedingungen haben sich als untaug­
lich erwiesen, pünktlich alle vier Wochen _ein ansprechendes 36-Seiten-Biatt herauszu­
bringen. Deshalb konkref:isieren wir derzeit Oberlegungen, Finanzierung, Produktion 
und Vertrieb der liberalen drucksachen zu "professionalisieren", um damit diesem 
linksliberalen Unternehmen eine längerfristige Zukunft zu verschaffen. 

Totgesagt wurde diese· Zeitschrift ja schon länger. Da nimmt es nicht wunder, daß 
auch Alltagsbegebenheiten schon Symbolwert entfalten. So kam kürzlich der Wirt der 
Kneipe, in der sich die Redaktion allwöchentlich zur Besprechung trifft, auf den zuerst 
eintreffenden Redakteur zu, um ihn davon abzuhalten, am Redakteurs-Stammtisch 
Platz zu nehmen. Der Tisch sei nämlich für eine Trauergesellschaft reserviert. Oh, mein­
te der Redakteur in einem Anflug von Galgenhumor, da sei er so falsch nicht. Die Sit­
zung selbst verlief an eiriem Nebentisch ohne besondere Vorkommnisse. 

Bedeutsame Veränderungen haben sich seit der letzten Ausgabe im Herausgeberbei­
rat ergeben. Hinrich Ender/ein und Wolfgang Lüder haben unmittelbar vor qen Wahlen 
im September ihren Rücktritt aus diesem Gremium erklärt. Die beiden letzten Mither­
ausgeber, die noch im Bundesvorstand der FDP saßen, schieden mit der Gewißheit, so 
Ender/ein in seinem Abschiedsbrief, daß "wir auf unterschiedlichen Wegen die liberale 
Sache voranbringen wollen". Ober die Aufnahme neuer Mitherausgeber ist noch keine 
Entscheidung gefallen. 

Nach dem Editorial von Friedrich Hölscher, das seinerzeit unter den Lesern viel Un­
mut hervorgerufen hatte, beschloß die Redaktion, daß auf der hervorgehobenen Seite 
drei nach Möglichkeit nur noch politisch-inhaltliche Themen behandelt werden sollten. 
Die beiden in dieser Ausgabe veröffentlichten strategisch-organisatorischen Artikel der 
Mitherausgeber lngrid Matthäus-Maier und Werner Lutz haben deshalb im Inneren des . 
Blattes ihren Platz gefunden. 

Nach wie vor sind wir für Leserreaktionen und -Zuschriften besonders dankbar. 
Solch ein "feedback" erleichtert es den Redakteuren, den Interessen der Leser/innen 
besser zu entsprechen. 

ln diesem Sinne 
Ihre drucksachen-macher 

······················································ ··· ··· ··· ·-
Ich unterstütze die liberalen drucksachen mit einem Abonnement 

(Name) 

(Adresse) 

• •. • • • . 
• . 

0 10,50DM (1/4-Jahr) 0 21,- DM (1/2-Jahr) 042,-DM(l/1-Jahr}: 

0 habe ich auf das Postschec tkonto Volk er Perthes, 23934-431, beim Post­
scheckamt Essen , BLZ 360 100 43, überwiesen 

• • • • • • 

liberale ~.drueksaclien-
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personelles 

Ein streitbarer 
Jurist 

Prof. Ulrich Klug "gegen Mende" in 
die FDP eingetreten, wegen der Wende 
aus der FDP ausgetreten, feierte am 7. 
November seinen 70. Geburtstag. Seine 
Freunde freuten sich, daß er nach einem 
Krankenhausaufenthalt nun wieder mit 
alter Kraft als Radikaldemokrat agiert. 

Der gebürtige Wuppertaler wurde 1960 
an der Universität Köln Direktor des 
kriminalwissenschaftlichen Instituts und 
des Instituts für Bankrecht. Von 1964 
- 66 war Klug Dekan der Rechtswissen­
schaftlichen Fakultät. ln den sechziger 
Jahren gehörte er, als einer der profilier­
testen Rechtsgelehrten der Bundesrepub­
lik, zu jenen 18 "Alternativprofessoren ", 
die die später von der sozialliberalen Koa­
lition zumindest in Ansätzen beschlossene 
Strafrechtsreform maßgeblich vorbereitet 
haben. 

1968 trat Klug in Köln· in die FDP ein. 
Bei den Bundestagswahlen 1969 und 
1972 bewarb sich Klug um ein Mandat, 
wobei er 1972 bei der Aufstellung der 
Landesliste sowohl gegen den damaligen 
MdB Achenbach und die damalige Bun­
desvorsitzende der Jungdemokraten, ln­
grid Matthäus-Maier, kandidierte. Schon 
1972 hatten die Linken in der FDP 
Übung in der Methode, sich auch ohne 
"Einwirkung" des Gegners zu schwächen! 

1971 wurde der profilierte Linkslibe­
rale Staatssekretär im nordrhein-westfäli­
schen Justizministerium. Hier war er im­
mer wieder Zielscheibe für Angriffe der 
CDU-Opposition. Im Dezember 1971 
kam es im Düsseldorfer Landtag zu einer 
stürmischen Debatte um . Klug. Opposi­
tionsführer Köppler hatte eine Anfrage 
eingebracht, die sich mit dem Verdacht 
der Gefangenenbefreiung durch die in der 
Kölner Haftanstalt Ossendorf als Hilfsauf­
seherin beschäftigte lrmtrud Finkelgruen 
befaßte. Der Oppositionsführer erklärte 
seinerzeit, es ginge um die "Kampfgefähr­
tenschaft" zwischen Klug und der Jura­
studentin Finkelgruen. ln diesem Zusam­
menhang bezeichnete der frühere FDP­
und dann fraktionslose Abgeordnete Lan­
ge in Kenntnis parteiinterner Auseinan­
dersetzungen den Republikanischen Club, 
in dem neben Klug übrigens auch Gerhart 
Baum Mitglied war, als die 'Leitstelle" 
der Osteraufstände 1968; von dort aus sei 
später die Kölner FDP unterlaufen wor­
den, was den damaligen Parteivorsitzen­
den Scheel zu der Bemerkung veranlaßt 
habe, es gehe in der FDP zu "wie in Chi­
kago". Selbst der damalige Ministerpräsi­
dent Kühn hatte den Club als "Tummel­
platz linker Schülergruppen" bezeichnet, 
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in dem "heute kein vernünftiger Mensch 
mehr Mitglied sein" könne. 

1974 wurde Klug Justizsenator in 
Harnburg und damit Vorsitzender des 
Rechtsausschusses im Bundesrat. Wäh­
rend seiner Amtszeit in der Hansestadt 
entstand das sogenannte "Hamburger Mo­
dell" eines liberalen Strafvollzugs, dessen 
Urlaubsregelung für Strafgefangene vor 
ihrer Entlassung wiederum Eingang in das 
Strafvollzugsgesetz des Bundes fand. 

Zum Sturz des Senators führte 1977 
ein Foto. Klug hatte die Ernennung eines 
in der NS-Rechtsprechung aktiven J uri­
sten zum Senatspräsidenten am Hambur­
ger Oberlandesgericht abgelehnt. Als eine 
Illustrierte darüber berichten wollte und 
von dem Mann kein Foto erhalten konn­
te, genehmigte Klug die Herausgabe eines 
Fotos aus der Personalakte. Er begründete 
seinen Schritt damit, daß es sich um eine 
"Person der Zeitgeschichte" handele. 
Nach massiven Angriffen aus den Reihen 
der CDU trat Klug zurück. Er kehrte dann 
an seinen Lehrstuhl in Köln zurück. 

Klug wurde mehrfach ausgezeichnet. 
Er ist Ehrendoktor der Universität Cordo­
ba/Argentinien und Mitglied des bundes­
deutschen PEN-Zentrums. Von 1979 ~ 83 
war er Bundesvorsitzender der Humanisti­
schen Union. Seit 1979 ist er Vorsitzen­
der des Liberalen Zentrums Köln und hat 
somit an die Tradition seiner Arbeit im 
Republikanischen Club angeknüpft. 

Im Zuge der -' 'Wende" ist Klug aus der 
FDP ausgetreten und hat sich an der 
Gründung der Liberalen Demokraten in 
Bochum im November 1982 beteiligt. 
Auf einem Empfang im Kölner lntercon­

tinental wurde ihm zu seinem Geburtstag 
in einer Feierstunde von seinem Nachfol­
ger als Dekan der Rechtswissenschaftli­
chen Fakultät, Prof. Dr. Kohlmann, eine 
von seinen Freunden, Kollegen und 
Schülern verfaßte Festschrift überreicht. 

Strauß-Opfer 
Ulrich St.achowiak Jungdemokrat und 

Liberaler Demokrat aus Bochum, ist Op­
fer von Franz J osef Strauß geworden. Er 
war im Bundestagswahlkampf 1980 für 
einen J ungdemokraten-lnfostand verant­
wortlich gewesen, bei dem eine Strauß­
Peep-Show zu sehen war. Der Bochumer 
CDU-Geschäftsführer nah~ Anstoß an 
den Karikaturen über seinen Kanzlerkan­
didaten. Vier Gerichtsinstanzen kamen zu 
unterschiedlichen Ergebnissen. Dann gab 
Ulrich Stachowiak auf. Der Grund: 
Strauß war als Nebenkläger eingestiegen 
und trieb durch seine aus München einge­
flogenen Anwälte die Prozeßkosten in die 
Höhe: Mehr als 7.000 DM muß Stacho­
wiak nun zuzüglich 150,- DM Strafe be­
rappen. Solidaritätsspenden sind zu schik­
ken an: DJD Bochum, Stadtsparkasse Bo­
chum, BLZ: 430 500. 01, Konto-Nr. 13 
37 393. 

Internationale Klärung 
Claus Jürgen Cohausz, Bundesschatz­

meister der Deutschen Jungdemokraten, 
wurde mit dem zweitbesten Ergebnis in 
das Büro (dem Vorstand) des Dachverban­
des der liberalen und radikalen Jugendor­
ganisationen International Federation of 
Liberal and Radical Youth (IFLRY) ge­
wählt. Der IFLRY - Kongreß beschloß 
mit den Stimmen der j ungdemokraten, 
daß die Julis in Zukunft als Gastorganisa­
tion an den Sitzungen der IFLRY teilneh­
men dürfen. Der neue Juli - Bundesvorsi­
tzende Guido Westerwelle hatte zuvor 
noch telefonisch gegenüber dem bisheri­
gen IFLRY Präsidenten Ottavio Lavaggi 
eine Erklärung abgeben müssen, daß die 
Julis alle IFLRY - Mitglieder für liberal 
und demokratisch halten. Hiermit mußte 
er sich von Angriffen der niedersächsi­
schen Julis distanzieren, die die DJD als 
Verfassungsfeinde bezeichnet hatten. . 

Sanierungsopfer 
Martin Budich, Bundesvorsitzender der 

Jungdemokraten, kam bei einer Zugfahrt 
zu einer Veranstaltung nach Berlin nur bis 
Braunschweig. Er hatte nicht bemerkt 
daß sein letzter Wagen abgehängt worde~ 
war. Aus seiner Umgebung war zu hören, 
daß er Opfer einer Strategie zur finan­
ziellen Sanierung der Jungdemokraten ge­
worden sei: Die Fahrkarte nicht vorzeigen 
und anschließend wieder zurückgeben. 
Dabei muß man sich dann am Schaffner 
vorbeimogeln, und erfährt nicht, daß der 
Zug abgehängt wird. Budich äußert sich 
ganz gegen seine Art überhaupt nicht zu 
diesem Vorfall. 



der- die -das -letzte 

Kaum zu glauben 

• ...... ·· Maximilian Kolbe .... . ... ...... ) 

Franz 
Alt 

Maria 

Papst 

amerik. 
Bischofs­
konferenz 

Katholische Kirche 

Pax Christi IKvU 

Lech 
Walesa 

GOTT 

Innenminister Zimmermann hat mit einer Graphik 
. . aufge~~igt u!"'d '!'illionenfach verteilen lassen, 

Wie d1e KPdSU uber d1e d1versesten Tarnorganisationen 
still und heimlich die nichtsahnende Friedensbewegung 

steuert. 
Recht hat der Mann! 

Doch hierbei handelt es sich nur um die halbe- die 
christliche Wahrheit. 

ln Wirklichkeit müssen sich die Kommunisten ihre 
Allmacht über die Friedensbewegung nämlich mit 

einer anderen K-Gruppe teilen. 

~ ........ . 

Welt­
kirchen­
rat 

ESG 

a atma 
Gandhi 
M. Luther 
Kin 

jesus ....... -...... ·-·· .... ······. 

Bibel 

Niemöller, Eppler, Sölle, 
Ranke-Heinemann, 
Gollwitzer, Albertz 

Evangelische Kirche 

ASF AGD CFA 

! Koordinationsauschuß 

CHRISTLICH DEMOKRATISCHE WÄHLERSCHAFT 

Abkürzungen: IKvU = Initiative Kirche von unten; KJG = Katholische Junge Gemeinde; ESG = Evangelische Studentengemeinde; 
ASF =Aktion Sühnezeichen Friedensdienst; CFA =Christen für Abrüstung, CFD =Christlicher Friedensdienst 
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KLUGE IDRrE SIND GENUG GESPROCHEN, 

JEJ'ZT GEHT ES UM 

lliRE PRAKTISCHE SOLIDARITÄT I 
• 

Mit ihrem ersten Antreten bei Wahlen haben die Liberalen Derrokraten 

bei den Iandtagswahlen in Hessen und den Bürgerschaftswahlen in 

Bremen e:in erhebliches Risiko auf sich genontren. : 

Politisch 

Finanziell 

weil der politische Seiteneinstieg die Gefahr des 

Scheiterr1s in sich birgt. 

Weil ~ Wahlkanpf, der diesen Narren verdient, 

auch Geld kostet; Geld, das von den Mitgliederr1 

und Freunden der Liberalen Derrokraten durch Bürg­

schaften gegenüber dem Kreditgeber abgesichert 

werden ITU.lßte. 

Das politische Scheitern bei den Wahlen :in Hessen und Bremen war eine 

Niederlage für den Liberalisrrus in Deutschland; die Bürgen mit den 

Wahlkarrpfschulden im Regen stehenzulassen, wäre e:in Ergebnis mangelnder 

Solidarität. 

Das Experirrent " Liberale Derrokraten " hängt nicht nur politisch arn 

seidenen Faden, es verlangt praktische finanzielle Unterstützung. 

Der Wahlkanpf der Liberalen Derrokraten hat 250. 000.- DM gekostet, 

durch Spenden von Mitgliederr1 und Freunden sind bereits davon 

80.000.- DM abgetragen worden. 

WIR RUFEN SIE DESHAlB AUF 

HELFEN SIE MIT, DEM POLITISCHEN EXPERIMENI' 

DIE MATERIELLE GRUNDLAGE ZU SICHERN ! 

SPENDEN SIE FlJR DIE ZUKUNFT DES LIBERA­

LISMUS ! 

Liberale Derrokraten - Sonderkonto 

Konto- Nr. 1900.1338 Sparkasse Bonn ( BLZ 380 500 00) 




